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Wirtschaftsstatistische Schnellinformation 

Verarbeitendes Gewerbe 1 

Beschäftigte 1 000 
Geleistete Arbeiterstunden Miii. Std. 
Löhne und Gehälter Miii.DM 
Umsatz (ohne Umsatzsteuer) Miii. DM 

Inlandsumsatz Miii.DM 
Auslandsumsatz Miii.DM 

Auftragseingang 
ausgewählter Wirtschaftszweige Miii.DM 

aus dem Inland Miii. DM 
aus dem Ausland M1ll DM 

Energieverbrauch 1 000 t SKE 

Bauhauptgewerbe 2 

Beschäftigte 1 000 
Geleistete Arbeitsstunden Mlll. St. 
Löhne und Gehälter Miii. DM 
Baugewerblicher Umsatz 
(ohne Umsatzsteuer) Miii.DM 

Auftragseingang 3 Miii.DM 

Baugenehmigungen 4 

Wohnbau Wohnungen 
Nichtwohnbau 1 000m3 umbauter Raum 

Arbeitsmarkt 

Arbeitslose Anzahl 

Ausfuhr Mill DM 

Ausfuhr ohne Schiffe Mlll DM 

Kredite5 

Bestand am Monatsende 
kurzfristige Kredite Miii. DM 
mittel- und langfristige Kredite6 Miii.DM 

absolut 

180 
19 

647 
2868 
2320 

547 

1 452 
1 049 

403 
227 

November 1981 

Veränderung 
gegenüber 
gleichem 

Monat des 
Vorjahres 

in% 

2,5 
2,8 

+ 2,7 
+ 9,6 
+ 4,5 
+ 37,9 

-21,8 
-28,5 
+ 3,1 

1,9 

Oktober 1981 

53 8,7 
7 - 15,4 

145 - 11,2 

434 -24,4 
185 -28,9 

November 1981 

905 -20,2 
397 - 12,7 

77036 + 66,4 

Oktober 1981 

679 + 30,0 

637 + 27,8 

8872 + 6,5 
34 778 + 9,2 

Januar bis November 1981 

Monats­
durch­
schnitt 

180 
18 

499 
2779 
2 256 

523 

1 405 
979 
426 
226 

Veränderung 
gegenüber 
gleichem 

Zeitraum des 
Vorjahres 

in% 

1,8 
4,9 

+ 2.8 
+ 8,6 
+ 4,5 
+ 30,6 

+ 2,2 
- 3,3 
+ 17,8 
- 3,6 

Januar bis Oktober 1981 

55 5,1 
6 9,5 

133 3,1 

377 1,6 
257a 2,7a 

Januar bis November 1981 

1 300 - 12,9 
535 -21,2 

5934~ + 54,1 

Januar bis Oktober 1981 

700 + 35,1 

642 + 26,7 

8 795 + 8,2 
33794 + 10,4 

1) lndustne· und Handwerksbelnabe m1t Im allgemeinen 20 und mehr Beschäftigten. Zur Methode s1ehe StatiStischen Benchi E I 1 
(ab Januar 1979) 

2) Zur Methode s1ehe Stat1SI1schen Bericht E II 1 3) Nur Betnebe von Unternehmen m1t 20 und mehr Beschaft1gten 
4) Nur Ernchtung neuer Gebaude 5) an inländische Unternehmen und Private 6) einschließlich durchlaufender Kred1te 
a) durch Großaufträge bee1nflußt 

Anmerkung : Zum Einzelhandel, Gastgewerbe und Fremdenverkehr können wegen Umstellung des Berichtskreises erst spater w1eder 
Ergebnisse gebracht werden 
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MONATSHEFTE 
SCHLESWIG-HOLSTEIN 

34. Jahrgang Heft 1 Januar 1982 

Aktuelle Auslese 

Trotz geringerer Beschäftigung 
höhere Umsätze 
im verarbeitenden Gewerbe 

In den schleswig-holsteinischen Betrieben des verarbei­
tenden Gewerbes waren von Januar bis November 1981 
im Durchschnitt rund 180 000 Erwerbstätige beschäftigt, 
das sind 3 300 oder 1,8 % weniger als 1980. Das Arbcit~­
volumcn, gemessen an den geleisteten Stunden der Ar­
beiter, fiel in die!em Zeitraum um fast 5% geringer aus 
als 1980. Die Summe der gezahlten Löhne und Gehälter 
wuchs demgegenüber um 2,8 %. 

1981 wurden bisher fast um 9 DJo höhere Umsätze erzich 
als 1980; das entspricht einer realen - vom Preisanstieg 
bereinigten - Absatzsteigerung um etwa 3 %. Dabei über­
deckte die boomartige Belebung des Exports (Umsatz· 
plus: 31 %) die Raute im Inlandsgeschäft (+ 4,5 %). 
Der von Januar bis November 1981 im Vergleich zum 
Vorjahr geschrumpfte Bestelleingang aus dem Inland 
(- 3,3 %) läßt keine Anzeichen ftir eine baldige positive 
Entwicklung erkennen. Im gleichen Zeitraum des Jahres 
1980 war noch eine positive Veränderungsrate des Ein­
gangs an Inlandsaufträgen von 9,2% beobachtet worden. 
Die Ordertätigkelt aus dem Ausland hat dagegen wie 
auch im Vorjahr erheblich zugenommen (1981: + 18 Ofo). 

Baugenehnllgungen 
stark rückläufig 

In Schleswig-Holstein sind in Januar bis 
November 1981 insgesamt 15 210 Woh­

nungen zum BJu freigegeben worden. Das sind 2 028 
oder 11,8 o,oWohnungen weniger als in der gleichen Vor· 
jahre~zeit. 

Dieser Rückgang ISt ausschließlich auf den Einfamilien· 
hausbau zurückzuführen. Bei 5 849 neu zum Bau geneh-
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migtcn Wohnungen belief er sich auf - 30 %. Um so 
bemerkenswerter ist dagegen der leichte Anstieg von 
5 533 auf 5 779 ( + 4,4 %) der Zahl der Wohnungen, die 
mit dem Bau von Mehrfamilienhäusern genehmigt wur­
den. Mit 1 285 ausgesprochenen Baugenehmigungen für 
Zweifamilienhäuser wurde der Vorjahreswert (1 265) 
ebenfalls leicht übertroffen. 330 Wohnungen ( + 17,4 %) 
wurden bisher mit der Errichtung neuer Nichtwohn­
gebäude geplant, immer von Januar bis November ge· 
rechnet. 

Weit über 25 000 Studenten 

Die Zahl der Studenten an den Hoch­
schulen Schleswig-Holsteins hat im noch 

laufenden Wintersemester 1981/82 mit 25 661 einen 
neuen Höchstwert erreicht. Das sind 2 500 Studenten 
oder 11 0,0 mehr als im Wintersemester 1980/81 und der 
höchste Zuwachs seit 10 Jahren. 4 366 unter ihnen sind 
Studienanfanger. 

An der Universität Kid haben sich 15 070 Studenten und 
damit über 1 000 Studenten ( + 7 D/o) mehr eingeschrie­
ben als ein Jahr zuvor. Höhere Zuwächse sind an den 
beiden pädagogischen Hochschulen und den Fachhoch­
schulen zu verzeichnen. An der P"ädagogischen Hoch­
schule Kiel stieg die Zahl der Immatrikulationen um 13 % 
auf 2 670 Studenten und in Flemburg um 17 ~o auf 
1 110 Studenten. An den Fachhochschulen Schleswig­
Holsteins sind (ohne die 1 050 Studenten an der Verwal­
tungsfachhochschule Altenholz) 4 890 Studenten und 
damit 16% mehr eingeschrieben als im Winter~emester 
1980/81. Weit über die Hälfte von ihnen (2 780) studieren 
an der Fachhochschule Kiel, während 1 120 Studenten 
einen Studienplatz in Lübeckhaben.ln Wedel und Flem· 
burg sind 560 und gut 420 f<achhochschulstudenten 
immatrikuliert. Schließlich meldeten die Medizinische 
Hochschule Lübeck 515 und die Musikhochschule Lü­
bec.k 350 Studenten. 



Die Kommunalwahlen in Schleswig-Holstein 1946 bis 1978 

Kommunalwahl am 13. Oktober 1946 

ln Schleswig-Holstein wurden die kommunalen Vertre­
tungen erstmals 1924 und 1925 in allgemeiner, glei­
cher, unmittelbarer und geheimer Wahl gewählt, und 
zwar nach den Grundsätzen der Verhältniswahl. Unter 
der Herrschaft der Nationalsozialisten fanden keine 
Kommunalwahlen mehr statt. Zum letzten Male ist am 
12. März 1933 gewählt worden. Nach dem Zusammen­
bruch des Nationalsozialistischen Staates mußte also 
wieder beim Punkt Null angefangen werden. Da an 
Wahlen zunächst nicht zu denken war, wurden die 
Mitglieder der ersten kommunalen Vertretungskörper­
schaften von der Besatzungsmacht ernannt Aber 
schon in der ersten Hälfte des Jahres 1946 wurden 
von der britischen Militärregierung Verordnungen für 
eine demokratische Wahl in den Kreisen und Gemein­
den erlassen 1 • Das darin festgelegte Wahlrecht weicht 
in wesentlichen Punkten von dem bis 1933 angewand­
ten deutschen Wahlrecht ab. Neben der andersartrgen 
Vorbereitung und Durchführung kommt auch ein neu es 
Wahlsystem zur Anwendung. Es wurde nicht nach den 
Grundsätzen der Verhältniswahl, sondern in Anlehnung 
an das britische Wahlrecht nach einer modifizierten 
Mehrheitswahl gewählt. 

Es wurde dabei zwischen Gemeinden mit weniger als 
500 Einwohnern und anderen Wahlgebieten unter­
schieden. Bei ersteren wurde wie folgt vorgegangen2 : 

Es wurde zunächst eine Quote aus der Summe der 
abgegebenen Stimmen und der Anzahl der zu wäh­
lenden Vertreter errechnet. Die Partei mit den meisten 
Stimmen erhält den ersten Sitz und die Quote wird von 
ihren Gesamtstimmen abgezogen. Sodann wird fest­
gestellt. welche Partei nun die meisten Stimmen hat 
- das kann auch die erste Partei sein - und der 
zweite Sitz wird verteilt. Ergibt sich schließlich, daß 
noch Sitze zu verteilen sind, obwohl keine Partei mehr 
die volle Quote aufweist, so sind die verbleibenden 
Sitze den Parteien in der Reihenfolge ihrer Stimmen­
reste zuzuweisen. ln den Gemeinden dagegen, deren 
Einwohnerzahl 500 übersteigt, und in den Kreisen 

1) Diewesentlichen Grundlagen smd in den Mii.-Reg.-VO Nr. 26, 
28, 31 und 32 enthalten, die im Amtsblatt der Militärregierung 
Deutschland, Britisches Kontrollgebiet, veröffentlicht worden 
sind 
2) siehe Artrkel XI und XII der VO Nr. 32 vom 30. Mai 1946, 
a.a.O. S. 226 

gelten die Kandidaten mit den meisten Stimmen als 
direkt gewählt. Ihr Anteil macht je nach Größe des 
Wahlgebietes die Hälfte bis drei Viertel der Gesamt­
sitzzahl aus. Die übrigen Sitze werden aus sogenann­
ten Reservelisten besetzt. Dabei werden jeder Parter 
in einem ,.Reservestock" die Stimmen gutgeschrieben, 
die jeder direkt gewählte Bewerber mehr hatte als der 
mit der höchsten Stimmenzahl durchgefallene Bewer­
ber, ferner die Stimmen aller durchgefallenen Kandi­
daten. 

Aus diesen Stimmen und der Anzahl der aus der 
Reserveliste zu wahlenden Vertreter wird eine Quote 
berechnet, und dann werden die Sitze wie oben be­
schrieben verteilt. 

An der Wahl konnten sich Parteien, die eine Lizenz 
der Militärregierung hatten, und unabhäng1ge Kandi­
daten beteiligen. Die Bewerber mußten mindestens 
25 Jahre alt und 18 Monate im Melderegister ern­
getragen sein. Außerdem durften sie nicht in ein 
Konkursverfahren verwickelt oder Berufsoffizier oder 
Mitglied einer NS-Qrganisation gewesen sern. Wahl­
berechtigt waren alle mindestens 21 Jahre alten Per­
sonen, die die deutsche Staatsangehörigkeit besaßen 
und am 12. Mai 1946 mindestens drei Monate im 
Melderegister eingetragen waren, sofern sie nicht eine 
führende Funktion in einer NS-ürganisatron rnne­
gehabt hatten, vor dem 1. März 1933 NS-Mitglied ge­
wesen waren oder vom Entnazifizierungsausschuß rn 
eine Gruppe eingeteilt waren, die das Wahlrecht aus­
schließt (Gruppe I - 111)3 . Dadurch war nur etwas 
mehr als die Hälfte der Wohnbevölkerung wahlberech­
tigt. 

Der Wähler konnte, anders als heute, auch ber der 
Kreiswahl und der Gemeindewahl in den kreisfreien 
Städten mehrere Kandidaten ankreuzen, und zwar bis 
zu sechs. Es gab auch die Möglichkeit, daß in einer 
Gemeinde keine Wahl durchgeführt wurde, wenn die 
Parteien nur so viele Bewerber aufstellten, wie zu wäh­
len waren. Das war in 359 Gemeinden der Fall. Die 
Wahlperiode belief sich insgesamt nur auf drei Jahre 
und jedes Jahr sollte ein Drittel der Vertreter neu ge­
wählt werden. 

-2-

3) Gruppe 1: Hauptschuldige 
II : Schuldige 
111: Minderbelastete 

Gruppe IV: Mitläufer 
V Entlastete 



Zur Kommunalwahl (hier und in den weiteren Ausfüh­
rungen für Gemeindewahl in den kreisfreien Stadten 
und Kreiswahl in den Kreisen verwendet) am 13. Okto­
ber 1946 kandidierten acht Parteien und mehrere 
unabhangrge Bewerber, und zwar: SPD, CDU, FDP, 
SSV (Sudschleswigscher Verein), KPD, DRP (Deutsche 
Reichspartei), SPF (Sozialdemokratische Partei Flans­
burg) und das Zentrum. Da die SPF zum SSW der 
Nachfolgepartei des SSV hin orientiert war und nur 
1946 und 1948 auftrat, werden hier die Strmmen dem 
SSV zugezählt, um die Entwicklung der ,.dänischen" 
Strmmen besser darstellen zu können. 

Kommunalwahl am 13.10.1946 

Wahl · Von den gultigen Stimmen 
bete1· entfallen auf 
ligung 

COU SPO FOP SSV/SPF KPO 

Kre1stre1e Stadte 71 ,5 32.3 42,4 2.4 
Kre1se 70,2 39,0 40,5 7,4 

Insgesamt 70,6 37,3 41,0 6,1 

12,3 
7,0 

8,3 

6.4 
4,7 

5,1 

Quelle. StatistiSChes Handbuch für Schleswig·Holsteln, Kiel1951, 
s 542 

Dre Wahlbeteiligung war zwar mit 70,6 % niedriger als 
im Durchschnitt der späteren Kommunalwahlen, wenn 
man aber bedenkt, daß nur gut die Hälfte der Bevöl­
kerung wahlberechtigt war und es sich um die 1. Wahl 
nach 13 Jahren handelt, doch recht hoch Bemerkens­
wert ist. daß d1e Wahlberechtigten in den kreisfreien 
Stadten sich häufiger an der Wahl beteiligten als in 
den Kreisen Das ist nur noch 1955 der Fall gewesen. 
Die SPD ging aus dieser Wahl als stärkste Partei her­
vor. Sie erhielt 41,0% der gültigen Strmmen. Während 
ihr Vorsprung in den Kreisen gegenüber der COU nur 
knapp war. machte er in den kreisfreien Städten zehn 
Prozentpunkte aus. Die CDU erhielt als zweitstärkste 
Partei 37,3% der Stimmen. Sie schnitt in den Krersen 
(39,0 %) besser ab als in den kreisfreien Städten 
(32.3 %). Der SSV (einschließlich SPFlkam als dritt­
starkste Partei auf 8,3 %. ln den Kreisen, in denen er 
kandidierte. erhielt er jedoch bedeutend höhere An­
teile. ln Rensburg stellte er sogar mit 66,0 % die bei 
weitem stärkste Partei. Das ist jedoch, wie die Ergeb­
nisse der spateren Wahlen zeigen, auf die besonderen 
Umstande in der ersten Nachkriegszeit zurückzufüh­
ren 4 . Die FDP. die ebenfalls nrcht in allen Kreisen auf-

4) Siehe hrerzu· J . Sachse. Dre Entwicklung der dänischen Stim­
men rn Schleswrg·Holstern. tn: Statistische Monatshefte Schles­
wrg·Holstern, Somjerheft 8, 1949, S. 86 ff. 
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trat. vereinigte auf srch 6,1 % der gültigen Stimmen. 
Sie war in den Kreisen dreimal so stark wie in den kreis­
freien Stadten. Auf dre KPD entfielen 5,1 % der Stim­
men. Die übngen Parteien (ORP. Zentrum und Unab­
hängige) waren insgesamt gesehen bedeutungslos 
Die ORP errang allerdrngs in Lübeck und im damaligen 
Kreis Rendsburg jeweils einen Sitz. 

Kommunalwahl am 24. Oktober 1948 

Der von der britischen Militärregierung nach dem Er­
gebnis der Kommunalwahl1946 ernannte 2. schleswig­
holsteinische Landtag beschäftigte sich schon bald 
mit einer neuen Wahlgesetzgebung, die in das Landes­
wahlgesetz vom 31 . Januar 194 7 (Amtsbl. Schi-H. S.95) 
mündete. Darin wird erstmals in einem deutschen 
Land die Mehrheitswahl mit Verhältnisausgleich fest­
gelegt. Kurz nach dem lnkrafttreten des Landeswahl­
gesetzes wurden durch die Mii.-Reg. - VO Nr. 81 die 
Wahlangelegenheiten auch förmlich auf die deutsche 
Gesetzgebung und Verwaltung übertragen. Aufgrund 
dieser Ermächtigung wurden zunächst durch Gesetz 
vom 7. August 1947 (GVOBI. Schi.-H. S.33) die jähr­
liche Wiederholungswahl ernes Drittels der Vertreter 
außer Kraft gesetzt und Neuwahlen bis Ende 1948 
festgelegt. Im Anschluß daran verabschiedete der 
schleswrg-holsteinische Landtag das Gemeinde- und 
Kreiswahlgesetz vom 15. Juni 1948 (GVOBI. Schi.-H. 
S. 95). Das Gesetz übernahm im grundsätzlichen das 
Wahlsystem des Landeswahlgesetzes von 194 7, es 
fußt auf den frt.iheren deutschen Gemeinde- und Kreis­
wahlgesetzen von 1924 und 1925 5 . 

Das Wahlsystem ist seinem entscheidenden Charakter 
nach ein relatrves Mehrheitswahlrecht, da etwa sechs 
Zehntel der Bewerber unmittelbar durch Mehrheits­
wahl in den Wahlbezirken gewählt werden und die 
übrigen aus den Usten der Parteien. 

Rietdorf meint dazu6 · ,.Dieses Wahlsystem geht davon 
aus. daß die Stimmabgabe des Wählers nicht in erster 
Unie als mathematrsche Rechengrundlage zur Fest­
legung des Einflußbereichs verschiedener Parteigrup­
pen dient, sondern vielmehr eine wirkliche Auswahl 
unter den geeignet arschernenden Persönlichkeiten 
treffen soll Diese rm persönlichen Wettkampf der 
Bewerber durch den Wähler getroffene Entscheidung 

5) F. Rietdorf, Dre Gemeinde- und Kre1swahlen rn Schleswrg­
Holstetn, Kiel 1948 

6) a.a.O. S.48 



ist die Grundlage für die Verteilung der Sitze. Dies 
kann zur Folge haben, daß einzelne politische Parteien, 
deren Bewerber nicht die höchste Stimmenzahl errei­
chen, damit ausfallen. Um krasse Mißverhältnisse zwi­
schen den abgegebenen Stimmen und der Zahl der 
auf die Parteien entfallenden Sitze zu vermeiden, ist als 
Ausgleich eine Verhaltnisrechnung vorgesehen. Diese 
wird dadurch herbeigeführt. daß die nicht verbrauch­
ten Stimmen, das heißt die Stimmen der durchgefal­
lenen Bewerber (Reststimmen) und die Stimmen der 
erfolgreichen Bewerber, die sie mehr als der erfolglose 
Bewerber mit der höchsten Stimmenzahl erzielt haben 
(Überstimmen), zur Grundlage einer anteilmäßigen 
Verteilung der Sitze anhand von Usten, die die Par­
teien eingereicht haben. genommen werden." An dem 
Verhältnisausgleich nehmen aber nur solche Parteien 
teil, die im Wahlgebiet (Kreis, Gemeinde) einen Be­
werber direkt durchgebracht oder zehn Prozent der 
gultigen St1mmen erhalten haben. Für die Verteilung 
der Ustensitze wurde erstmals das d'Hondt'sche 
Höchstzahlenverfahren angewandt. Dabei werden die 
Sitze auf die Parteien nach der Reihenfolge der höch­
sten Zahlen verteilt, die sich durch Teilung der unver­
brauchten Stimmen der Parteien durch 1, 2, 3 usw. 
ergeben. Bemerkenswert ist dabei. daß die Parteien 
Bewerber nachschieben können, sofern sie mehr un­
mittelbare Sitze erhalten als Bewerber auf ihrer Uste 
stehen. 

Die Ansässigkeltsfrist für die Wählbarkeit wurde auf 
sechs Monate herabgesetzt. Damit verfügten auch die 
meisten Aüchtlinge und Vertriebenen über die Voraus­
setzungen, sich als Kandidaten aufstellen zu lassen. 
D1e vom Entnazifizierungsausschuß in die Kategorien 
I - IV Eingestuften durften weiterhin nicht gewählt 
werden. Außerdem durften Beamte und Angestellte 
eines Kreises oder einer Gemeinde nur in die Vertre­
tung ihrer Anstellungsbehörde gewählt werden, wenn 
sie d1e Beurlaubung von ihrem Dienstverhältnis nach­
weisen. 

Zur Kreiswahl am 24. Oktober 1948 kandidierten zehn 
Parteien und mehrere Parteilose. Gegenüber 1946 gab 
es folgende Veranderungen: DKP (Deutsche Konser­
vative Partei) , DP (Deutsche Partei) und RSF (Radikal­
Soziale Freiheitspartei) traten erstmals auf, die DRP 
kandidierte mcht mehr und der SSV hieß jetzt SSW. 

Die Zahl der Wahlberechtigten hatte sich gegenüber 
1946 kräftig erhöht. Das hangt einmal mit dem Zu­
strom weiterer Flüchtlinge, vor allem aber mit der 
erfüllten Wohnvoraussetzung dieser Personen zusam­
men. Außerdem ist der weitaus größte Teil derjenigen, 

- 4 -

Kommunalwahl am 24. 10. 1948 

KREISFREIE STADT Wahl· 

Kre1s 1 

FLENSBURG 
KIEL 
LÜBECK 
NEUMUNSTER 

KreiSfreie Städte 

Dithmarschen 
Hzgt Lauenburg 
Nordfnesland 
Ostholstein 

Pinneberg 
Pion 
Rendsburg·Eckernforde 
Schleswig·Fiensburg 

Segeberg 
Steinburg 
Stormarn 

Kre1se 

Schleswlg·Holateln 

betei· 
ligung 

88.5 
73,1 
70,4 

68.2 

74,0 

76.9 
73.4 
85,7 
73.8 

76.5 
79.3 
79,8 
87,2 

79,1 
76,2 
74,4 

78,7 

77,4 

Von den gult1gen Stimmen 
entfallen auf 

CDU SPD FDP SSW 2 

24,9 24,6 49,0 
46,2 44,2 0,5 
28,8 45,0 9,6 
44,0 49,4 2,4 

36.2 41 .3 3,4 9,6 

47,3 40.6 5.1 
39,0 40.8 
38,9 33,3 1,0 24.2 
39,7 43.0 4,4 

26.3 42,9 14,8 
42.9 35,1 
46,7 38,5 10,0 
44,2 32,7 20,9 

36.6 42,0 18.1 
24,4 45,4 24,8 
29.8 40,0 11 ,9 

38.6 39.2 6.5 6,5 

38,0 39,7 5,7 7,3 

1) Die Ergebn1sse wurden auf d1e se1t 197 4 gultige Kreiselnteilung 
umgerechnet 2) e•nschheBhch SPF 

Quelle. Stat1stlsche Monatshefte Schleswig·Holstem, Sonderheft B. 
1949 

die aufgrund ih.rer politischen Belastung von der Wahl 
ausgeschlossen waren, nunmehr wahlberechtigt ge­
worden. Über sechs Zehntel anstelle gut fünf Zehntel 
der Bevölkerung waren am 24. 10. 1948 wahlberech­
tigt. Die Wahlbeteiligung war mit 77,4% deutlich höher 
als 1946 und es ergab sich das heute bekannte Bild, 
daß die Beteiligung in den Kreisen höher ist als in den 
kreisfreien Städten Eine weitere bemerkenswerte 
Übereinstimmung zeigt die Wahlbeteiligung nach 
Altersgruppen. ln einigen Kreler Wahlbezirken wurde 
die Wahlbeteiligung nach Altersgruppen ausgezählt. 
Dabei wurde festgestellt, daß die 21- b1s 30jährigen 
das geringste Interesse an der Wahl haben und die 
51- bis 70jährigen das größte. Es war also damals 
nicht anders als heute. Im nördlichsten Landesteil lag 
die Wahlbeteiligung erheblich über dem Landesdurch­
schnitt Das dürfte mit dem damals akut gewordenen 
Grenzproblemen zusammenhängen 

D1e Wah/ergebmsse wurden für die hier gebotenen Ta· 
bellen auf die se1t 1 97 4 güft1ge Kre1semteilung umge­
rechnet. Dabei konnten Jedoch Gernemdetetlungen 



mcht berucksichtlgt werden. ln diesen Fallen wurde die 
Gernemde dem Kre1s oder der kreisfreien Stadt zuge­
ordnet. auf dte der bevolkerungsmaß~g großte Teil entf1el. 

Die SPD blieb zwar mit 39,7% der gültigen Stimmen 
die stärkste Partei, sie konnte aber ihren Anteil von 
1946 nicht ganz halten und wurde in mehreren Kreisen 
durch die CDU von der Spitze verdrängt. Sie nahm 
aber in der Menrzahl der Kreise und kreisfreien Städte 
den ersten Platz ein. Die CDU verbesserte sich insge­
samt auf 38,0 %. Sie steigerte ihren Anteil besonders 
in den kreisfreien Städten und verwies die SPD in Kiel 
auf den 2. Platz. Die FDP, die nicht überall kandidierte, 
schnitt mit 5,7% nicht so gut ab wie 1946. Noch stär· 
ker war der Ruckgang des SSW, der besonders in 
Rensburg kräftige Einbußen hinnehmen mußte. An­
stelle von 66 % erhielt er nur noch 49 % der gültigen 
Stimmen. Insgesamt kam er auf 7,3 %. Die übrigen 
Parteien waren insgesamt gesehen bedeutungslos, 
die DP errang Jedoch in Lübeck, Hzgt. Lauenburg und 
im damaligen Kreis Eutin Sitze. Außerdem gelang es 
zwei Parteilosen, in die Kreistage von Eutin und Plön 
einzuziehen. 

Kommunalwahl am 29. April1951 

Auch die 2. Wahlperiode der kommunalen Vertretungen 
war kürzer als im Wahlgesetz vorgesehen. Auf Drän­
gen des BHE (Block der Heimatvertriebenen und Ent· 
rechteten), der bei seinem erstmaligen Auftreten zur 
Landtagswahl 1950 einen überraschenden Erfolg 
hatte, wurden die kommunalen Vertretungen vorzeitig 
aufgelöst und Neuwahlen ausgeschrieben (Gesetz 
vom 20. November 1950 - GVOBI. Schi.-H. S 290). 
Die danach verabschiedete Neufassung des Gemein· 
de- und Kreiswahlgesetzes vom 3. Februar 1951 
(GVOBI. Schi.-H. S.31) enthielt keine Änderungen des 
Wahlsystems, sondern solche wahltechnischer Art. So 
wurde das akt ve Wahlrecht auf d1e den deutschen 
Staatsangehörigen gleichgestellten volksdeutschen 
Rüchtlinge gemäß Art. 116 (1) GG ausgedehnt, und 
es ruhte nur noch bei den Personen. die im Entnazifi­
zierungsverfahren in die Gruppe I und II eingestuft 
worden sind. Außerdem wurde die Gesamtzahl der je 
Kreis zu wählenden Vertreter auf eine ungerade Zahl 
festgesetzt. 

Die Parteienlandschaft hatte sich völlig gegenuber 
den vorangegangenen Kreiswahlen verändert. Es tra­
ten neue Parteen auf, und erstmals gab es Parteien­
gruppen. Die ParteJengruppen setzten sich unter­
schiedlich zusammen. Die CDU war immer vertreten, 
die FDP und die DP in den Kreisen, in denen sie 1948 
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aufgetreten waren, und der BHE, die DKP (Deutsche 
Konservattve Partei) und der SHW (Schleswig-Holstei­
nischer Wählerverband) in einigen. Die Gruppen führ­
ten unterschiedliche Namen, hatten aber meistens 
die Zusatzbezeichnung "Deutsch" wie zum Beispiel: 
Wählergemeinschaft Deutsches Rensburg, Deutsche 
Liste, Deutscher Wahlblock. Es kandidierten 7 Par­
teJen auf Landesebene (SPO, SSW, BHE, KPO, SHW, 
FSU (Freie-Soziale Union) und der Deutsche Block), 
2 Parteien auf Kreisebene (Soziale Notgemeinschaft 
in Rensburg und Universal Demokratische Union in 
Kiel) sowie 23 Parteiengruppen. Insgesamt sind das 
32 Parteien und -gruppen. Hinzu kamen noch eintge 
Parteilose. 

Oie Wahlbeteiligung war mit 76,5 % nicht ganz so 
hoch wie 1948, sie entspricht aber dem Durchschnitt 
bei Kommunalwahlen. Das bei den vorangegangenen 
Kommunalwahlen festgestellte Gefälle von hoher 
Wahlbeteiligung im Norden zu niednger im Sudosten 

Kommunalwahl am 29. 4. 1951 

KREISFREIE STADT Wahl· Von den gultigen St1mmen 
bete1· entfallen auf 

Krels 1 ligung 
SPD ssw BHE Parte1en· 

gruppen2 

in% 

FLENSBURG 87,1 7.4 43,4. 47,1 
KIEL 66.3 47,5 0.5 0.5 37,5 
LÜBECK 75,4 39,5 20,3 36.8 
NEUMÜNSTER 72,5 48.3 1,8 46.3 

KreiSfreie Städte 73,2 37,5 8.0 7,5 40.0 

Dithmarschen 75,7 29,3 - 13,4 51,4 
Hzgt Lauenburg 75,8 31.8 - 26,2 38,4 
Nordrrlesland 77.0 16,8 19,9 22,5 33.6 
Ostholstein 80,8 26,7 34,6 27,6 

Pinneberg 78,3 37.2 - 23.7 35,2 
Pion 80.0 28,6 25,9 24,0 
Rendsburg·Eckernforde 74,6 26,0 5,6 18,7 45,2 
Schlesw~g·Fiensburg 79,9 18.1 174 0.2 64,3 

Sageberg 82.0 24,4 - 31,2 43,6 
Stemburg 77,8 29,5 27,7 382 
Stormarn 76.2 29,9 - 32.2 35,4 

KreiSe 77.8 26.9 44 22,5 40,6 

Schleawlg-Holsteln 78,5 29,9 5,4 18,4 40,4 

1) Die Ergebmsse wurden auf die se1t 1974 gult1ge Kre1selnte1lung 
umgerechnet 2) einschließlich .Der Deutsche Block" 
a) Flansburger Wahlerverband (SSW + SPF) 

Quelle Sonderdienst des Statistischen Landesamtes Schleswig· 
Holstem, Reihe Wahlen. Arbe1ts-Nr 7-80-5, 1951 
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hat sich verringert. "Die Erklärung dürfte vielleicht 
darin zu suchen sein, daß die deutsch-dänische Aus­
einandersetzung im Norden des Landes nicht mehr so 
akut empfunden wird, wahrend im Süden die inner· 
politische Spannung durch das Auftreten des BHE 
gestlegen ise 7 Das Nord-Süd-Gefälle der Wahlbetei­
ligung verringerte sich von 85,8 % zu 7 4,4 % 1m Jahre 
1948 auf 79,6 % zu 77,9 °/o. Die Wahlbeteiligung war 
in Kiel mit 66,3 % am geringsten und in Rensburg mit 
87,1 o/o wie bisher am hochsten. 

Die Parteiengruppen verdrängten im Landesergebnis 
die SPD deutlich vom 1. Platz und erreichten msge· 
samt 40.4 %. ln acht Kreisen erhielten Ste die me1sten 
St1mmen und in Dithmarschen sowie Schleswlg·Rens­
burg - dort war auch der BHE beteiligt - die abso· 
Jute Mehrheit. Außerdem gelang es ihnen, den SSW 
in Rensburg von der Sp1tzenpos1tion abzulosen. Die 
SPD mußte insgesamt und in fast allen kreisfreien 
Städten und Kreisen deutliche Verluste hinnehmen. 
Nur tn Kiel konnte sie sich verbessern und den 1. Platz 
zuruckerobern. ln Lübeck, Neumünster, Plön und 
Pinneberg blieb sie die stärkste Partei. Sie schnitt w1e 
1948 tn den kreisfreien Städten (37,5 %) besser ab 

7) G H. Horn Dte Kreistagswahlen vom 29 Apnl 1951 , Statt· 
sttsche Monatshefte Schleswtg·Holstetn, 1951, S 167 
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als in den Kreisen (26,9 %). Der erstmals bei einer 
Kommunalwahl kandidierende BHE wurde mit 18,4 % 
der gültigen Stimmen drittstärkste Partei. Er errang 
in Ostholstein die relative Mehrheit und lag in vier wei· 
teren Kreisen an 2. Stelle. Der SSW verschlechterte 
sich gegenuber 1948 von 7,3% auf 5,4% und verlor 
die Mehrheit in Rensburg. Bemerkenswert ist, daß er 
in Nordfriesland mehr Stimmen erhielt als die SPD. 
Neben diesen Parteien brachte noch der SHW Kandi­
daten durch. und zwei Parteilose waren in jeweils einem 
Kreis (nach der alten Kreiseinteilung) erfolgreich. 

Kommunalwahl am 24. April 1955 

Das Gemeinde- und Kreiswahlgesetz in der Fassung 
vom 29. Januar 1955 (GVOBI. Schi.-H. S. 1 0) brachte 
eine Veränderung des Wahlsystems vom teilweisen 
Verhältnisausgleich zum vollen Verhältnisausgleich. 
Damit wurde das bei Landtagswahlen und seit der 
2. Bundestagswahl praktizierte System auf Kommunal· 
wahlen übernommen. Das bisherige Mehrheitswahl­
system mit Verhältnisausgleich blieb allerdings im 
Grunde bestehen. Während aber bisher nur die nicht 
verbrauchten Stimmen den Usten gutgeschrieben 
wurden, werden nun alle für die unmittelbaren Bewer­
ber abgegebenen Stimmen zur Ermittlung der Gesamt­
sitzzahl verwendet. Die direkt gewonnenen Sitze wer­
den dann von der Gesamtsitzzahl abgezogen und die 
restlichen auf die Uste verteilt. An der Sitzverteilung 
können nur solche Parteien teilnehmen, die minde· 
stens emen Bewerber direkt durchgebracht oder 5 % 
der gültigen Stimmen im Kreis erhalten haben. Dabei 
kann es zu Überhangsmandaten kommen, und zwar 
dann, wenn eine Partei mehr direkte Sitze erringt, als 
ihr nach der Gesamtsitzzahlberechnung zustehen. Sie 
behält dann nämlich den Mehrsitz und die Gesamtzahl 
der Sitze erhöht sich entsprechend. Für die Sitzver· 
teilung wurde weiterhin das d'Hondt'sche Höchst­
zahlenverfahren verwendet. 

Die Parteienlandschaft war 1955 noch unubersicht· 
licher als 1951. Es traten wieder Parteiengruppen zur 
Wahl an. Sie hatten aber teilweise andere Namen, 
setzten sich aus anderen Parteien zusammen oder 
waren völlige Neugründungen. Ein Vergleich ist des· 
halb nur sehr eingeschränkt möglich. Landesweit unter 
gleichem Namen kandidierten eigentlich nur die SPD, 
der SSW und die KPD, wahrend CDU und FDP nur in 
vier bzw. zwei Kreisen auftraten und der BHE, der sich 
jetzt GB/BHE (Gesamtdeutscher Block/BHE) nannte. 
in vier Kreisen einer Parteiengruppe angehörte. Es gab 
30 Parteiengruppen und drei weitere Parteien (SHB 
(Schleswig·Holstein Block}, SNG (Soziale Notgemein· 



Kommunalwahl em 24.4.1955 

KREISFREIE STADT Wahl-

Kre•s 1 

FLENSBURG 
KIEL 
LÜBECK 
NEUMÜNSTER 

Kretsfreie Stadte 

Dithmarschen 
Hzgt. Lauenburg 
Nordfnesland 
Ostholstem 

Pmneberg 
Pion 
Rendsburg·Eckerrf 
Schleswtg·Flensburg 

Sageberg 
Stetnburg 
Stormarn 

Kreise 

betei­
ligung 

80,1 
71,1 
75,2 
77,4 

74,6 

71 ,4 
75,7 
69,7 
78,7 

75.1 
79,0 
71 ,5 
75,0 

75,2 
75,6 
74,8 

74,5 

Von den gültigen Stimmen 
entfallen auf 

CDU SPD SSW GB/ Parteten· 
BHE gruppen 

in% 

14,9 36,6 46,6 
44,0 0,2 (0,2) 50,0 

34,3 37,6 - 13,0 5,2 
(0,6) 43,1 9,9 44,1 

12,0 37,2 5,7 5.8 33,2 

- 33.2 6,1 57,5 
36,2 34,2 - 17,9 9,6 

- 23,4 13,9 7,8 52,5 
- 33,7 - 22,5 38,8 

41,6 13.2 42.0 
- 36,1 15,8 46,0 

28,3 3,7 14,7 51,7 
14,5 16,6 13,9 18,9 33,9 

27,5 27,8 - 18.2 25,4 
- 36,1 - 13,6 47,2 
- 35,8 19,0 42,8 

6,5 31,4 3,0 15,4 41,1 

Schleawig·Holatetn 74,5 8,2 33,2 3,9 12,4 38,6 

1) Dte Ergebnisse wurden auf die seit 1974 gültige Kreise•ntetlung 

umgerechnet 

Quelle Sonderdtenst des Statistischen Landesamtes Schleswig­
Holstetn, Rethe Wahlen. Arbetts-Nr. 7-80-3/55, 1955 

schatt). BdD (Bund der Deutschen). Insgesamt bewar­
ben sich also 39 Parteien und -gruppen und dazu 
kamen noch einige parteilose Bewerber. Die SRP war 
am 23. 10. 19~ ~ durch Urteil des Bundesverfassungs­
gerichts aufgelost worden, weil ihr Programm gegen 
die Verfassung verstieß. 

Das Interesse an der Wahl hatte weiter abgenommen. 
Es gingen nur knapp drei Viertel aller Wahlberechtigten 
zur Wahlurne. Überraschenderweise stieg die Wahl­
beteiligung in den kreisfreien Städten an, während sie 
in den Kreisen f el. Dadurch lag die Quote in den kreis­
freien Städten (7 4,6 %) etwas höher als in den Kreisen 
(74,5 %). Sie war in Rensburg mit 80,1 %wiederum 
am höchsten und Nordfriesland löste Kiel vom letzten 
Platz ab. 

Trotz der unterschiedlichen Zusammensetzungen und 
trotz erster Auflösungserscheinungen lagen die Par-
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teiengruppen insgesamt und in 12 der 15 kreisfreien 
Städte und Kreise vorn. ln Kiel, Dithmarschen, Nord­
friesland und Randsburg-Eckernförde erhielten sie 
sogar die absolute Mehrheit. Sie verdrängten in Kiel, 
Neumünster, Pinneberg und Plön die SPD vom 1. Platz. 
Die SPD stellte dadurch nur noch in Lübeck und Sage­
berg die stärkste Partei, obwohl sie sich in fast allen 
Krersen verbessern konnte. Die CDU trat in drei Krei­
sen und in Lübeck allein an (der Anteil in Neumünster 
ergibt sich aus der Eingemeindung von Gadeland aus 
dem Kreis Segeberg) und wurde auf Anhreb stärkste 
Partei im Hzgt. Lauenburg, nach der damaligen Kreis­
einteilung außerdem noch in Flensburg-Land und 
Segeberg. Der GB/BHE verlor an Bedeutung. Sem 
Stimmenanteil ging von 18,4 % auf 12.4 % zurück. und 
er stellte in keinem Kreis die Mehrheit. Der SSW mußte 
ebenfalls Einbußen hrnnehmen. Er konnte aber seinen 
2. Platz in Rensburg verteidigen. 

Kommunalwahl am 25. Oktober 1959 

Die Wahlen wurden nach dem Gemeinde- und Kreis­
wahlgesetz vom 25. März 1959 (GVOBI. Schi.-H. S. 13) 
durchgeführt, das in einigen Bestimmungen vom bis­
herigen Wahlrecht abwich. Auf zwei Änderungen, die 
besondere Bedeutung hatten, soll hier näher einge­
gangen werden. 

Am Verhältnisausgleich auf Grund von Listenwahlvor­
schlägen durften nur noch die politischen Parteien im 
Sinne des Artikels 21 GG teilnehmen, während Wähler­
zusammenschlüsse, wie Rathausparteien und Parteien­
gruppen, vom Listenprivileg ausgeschlossen wurden. 
Sie wurden also wie Einzelbewerber behandelt. Das 
hatte zur Folge, daß es bis auf einen Fall bei den Kom­
munalwahlen 1959 derartige Wählerzusammenschlüs­
se nicht mehr gab. Die Parteien hatten jedoch die 
Möglichkeit, ihre Listen miteinander zu verbinden, um 
so erne günstigere Berechnung der Gesamtsitze zu 
erreichen. Der schleswig-holsteinische Landtag kam zu 
dieser Entscheidung, weil nach mehreren Urteilen des 
Bundesverfassungsgerichts in den Gemeinden und 
Kreisen eine politische Willensbildung im Sinne des 
Art. 21 GG nicht stattfindet und damit reine Kommu­
nalparteien nicht als Parteien im Sinne des Grund­
gesetzes anzusehen sind. Da die Festlegung des Par­
teienbegriffs der ausschließlichen Gesetzgebung des 
Bundes unterliegt, konnte der Landesgesetzgeber 
diesen für Kommunalwahlen nicht im abweichenden 
Sinne bestimmen. Das Bundesverfassungsgencht hat 
in späteren Entscheidungen diese Auffassung modifi­
ziert und den Landesgesetzgeber angewiesen, auch 
unpolitische Wählergruppierungen in bezug auf das 
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1951 rkhl allein, 
aondcm tU zusammen mit anderen Parte~cn ols Partelengruppe und 

1955 nur ill • nigEtl KteiSetl engetreten 

Listenwahlvorschlagsrecht ebenso zu behandeln w1e 
die politischen Parteien. Deshalb tauchten, wie noch 
zu zeigen sein w1rd, bei der Kommunalwahl 1962 w1e· 
der kommunale Wählervereinigungen auf. 

Weiterhin wurde erstmals bei einer Kommunalwahl in 
Anlehnung an die Bundestagswahl die Briefwahl zuge· 
lassen. Der Wahlberechtigte konnte also seine Stimme 
nicht nur innerhalb des Wahlgebietes mit einem Wahl· 
schein abgeben, sondern auch von außerhalb oder vor 
dem Wahltag. Gegenüber heute war die Briefwahl 
aber erschwert, da die Unterlagen nur auf besonderen 
Antrag mit Begründung ausgegeben wurden. Der An· 
teil der Briefwahler an allen Wahlern machte deshalb 

auch nur knapp 3 % aus. 

Da die Wählervereinigungen und d1e Partelengruppen 
vom Listenprivileg ausgeschlossen waren, beteiligten 
s1ch nur 9 Parteien, eine Wählervereinigung und e1nige 
Parteilose an der Wahl. und zwar: CDU, SPD, FDP, 
SSW, GB/BHE, DP, BdD, DRP, uSHB (unabhängiger 
Schleswig·Holstein·Biock) und GSHR (Gemeinschaft 
Schlesw1g·Holsteinische Rathauspartei). Die KPD 
durfte nicht mehr kandidieren, da s1e durch Urteil des 
Bundesverfassungsgerichts vom 17. 8 . 1956 für ver­
fassungswidrig erklart worden war. 

Die Wahlbeteiligung war etwas höher als 1955 und 
entsprach aus heutiger Sicht mit 76,1 % dem Durch· 
schnitt. Sie war in den Kreisen um einen Punkt höher 
als in den kreisfreien Städten. Bemerkenswert ist, daß 
sie in Rensburg von der Sprtzenposition in eine unter· 
durchschnittliche Stellung zurückging. Auf den 1. Platz 
der Wahlbeteiligungsskala nickte nun der Kreis Plön 
und den letzten Platz nahm der Kreis Nordfriesland 
ein. Das ist auch bei fast allen späteren Wahlen der 

Fall gewesen. 

Der CDU gelang es, nachdem sie in den letzten beiden 
Wahlen nicht landesweit selbständig aufgetreten war, 

auf Anhieb, stärkste Partei zu werden. Der Abstand 
zur SPD machte allerdings nur drei Prozentpunkte 
aus. Sie schnitt in den Kreisen (41.4 %} besser ab als 
in den kreisfreien Städten (36.4 %). ln acht der elf 
Kreise erhielt sie die meisten Stimmen und in Schles· 
wig-Aensburg sogar über die Hälfte. Demgegenüber 

liegt sie in keiner kreisfreien Stadt vorn und kam in 

Kommunalwahl am 25. 10. 1959 

KREISFREIE STADT Wahl- Von den gulttgen Stimmen 

betet· entfallen auf 

Kreas 1 ligung 
CDU SPD FDP ssw GB/BHE 

tn % 

FLENSBURG 74.3 30.9 22.8 3.0 31 .6 7,4 

KIEL 75.1 37,8 50,0 6.7 0.2 1,8 

LUBECK 76,1 39,6 42,3 6.5 7,2 

NEUMÜNSTER 75.8 29,3 47,5 16.7 5.7 

Kretsfreie Stadte 75,4 36.4 43,3 7,3 4,4 4,9 

Dithmarschen 75,9 47,4 32,8 9.0 3,3 

Hzgt. Leuenburg 78,3 41 ,5 37,1 8,9 9,8 

Nordfnesland 72,4 45.6 25,5 8,4 10,7 6,7 

Ostholstein 79,9 39,0 35,9 8.2 14.5 

Ptnneberg 74,3 34.5 44,7 8.9 9,2 

Pton 81,1 43.9 39,4 4,5 11,5 

Rendsburg-Eckernf, 75.3 45,0 32,4 6,2 2,4 8,4 

Schlesw~g-Aensburg 75,7 50.7 19,1 4.6 10.7 9.6 

Sageberg 76.2 33,8 30.3 23,4 12.3 

Stetnburg 78,4 36,5 36,7 13,5 9,7 

Stormarn 75,5 37,7 38,4 13,7 10,0 

KreiSe 76,4 41 ,4 33,9 9,6 2,2 9,5 

Schleawlg-Holstein 76,1 39,9 36,9 8,9 2,9 8,1 

1) Die Ergebmsse wurden auf dte sett 197 4 gult1ge Kretsetnleilung 

umgerechnet 

Quelle. Staltsltsche Berichte des Statisttschen Landesamtes 
Schleswtg·Holstein, B 111 3 - 2159, 1959 
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Neumünster mit 29,3 % auf das landesweit schlech­
teste Ergebnis. Die SPD verbesserte sich insgesamt 
und bis auf Dithmarschen in allen kreisfreien Städten 
und Kreisen. Es reichte aber wiederum nur zum 
2. Platz. ln Kiel konnte die SPD die Mehrheit zurück­
erobern und sie erhielt außerdem noch die meisten 
Stimmen in Lübeck, Neumünster, Pinneberg, Steinburg 
und Stormarn. wobei der Abstand zur CDU in den bei­
den letzteren Kreisen sehr knapp war. Dte Tendenz, 
daß die SPD in den kreisfreien Städten besser ab­
schneidet als in den Kreisen, wird bei dieser Wahl 
deutlich sichtbar. Der Unterschied macht fast zehn 
Punkte aus. Die FDP stabilisierte sich als drittstarkste 
Partei. Sie erhielt in Segeberg 23,4 % der gültigen 
Stimmen, ein Ergebnis, das sie nie mehr bei einer 
Kreiswahl erreichte. Der GB/BHE schrumpfte insge­
samt und in den meisten Kreisen auf einen Anteil von 
weniger als einem Zehntel zusammen. Nur in seiner 
alten Domäne in Ostholstein schnitt er mit 14,5 % 
etwas gunstiger ab Der SSW konnte ebenfalls die 
Anteile der fruheren Kommunalwahlen nicht halten. Er 
erhielt insgesamt nur noch 2,9% der gültigen Stimmen. 
Er stellte aber in Rensburg mit 31 ,6 % die stärkste 
Partei. Von den übrigen Parteien kam keine insgesamt 
nur annähernd an die 5%-Grenze heran. Die DP und 
der uSHB übersprangen sie jedoch in drei bzw. zwei 
Kretsen, so daß sie dort Sitze erhielten. 

Die Kommunalwahl am 11. März 1962 

Die Legislaturperiode der kommunalen Vertretungen 
wurde wieder einmal verkürzt. Durch das Gesetz vom 
27. September 1961 (GVOBI. Schi.-H. S. 145) wurde 
bestimmt, daß die Vertretungen der Gemeinden und 
Kreise unverzuglich neu zu wählen seien. Hier spielte 
der schon erwähnte Ausschluß der Wählergruppen 
vom Listenprivileg eine Rolle. ln der Neufassung des 
Gemeinde- und Kreiswahlgesetzes vom 5. Dezember 
1961 (GVOBI. Schi -H. S. 183) wurde deshalb festge­
legt, daß neben den politischen Parteien auch Wähler­
gruppen Listenvorschläge einreichen dürfen. Damit 
war die Chancengleichheit wieder hergestellt. Dazu 
gehört aber auch, daß an die Wählergruppen die glei­
chen Anforderungen wie an die politischen Parteien 
gestellt werden Dabei handelt es sich in erster Linie 
um Satzung und Programm. Die Satzung kann sehr 
kurz gefaßt sein. Sie braucht nur den Namen und 
Zweck der Wahlergruppe, ihren Sitz und die Regelung 
der Mitgliedschaft zu enthalten. Irgendeine Rechts­
form - etwa als etngetragener Verein - ist nicht er­
forderlich. Das Programm einer solchen Wählergruppe 
kann sehr kurz sein und m einer Bestimmung der Sat­
zung seinen Platz finden. Außerdem wurde der Beginn 
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der Wahlzeit vom 1. November auf den 1. April verlegt. 
Die Wahlen müssen deshalb im letzten Märzmonat 
der Wahlzeit stattfinden. Diese Regelung hat noch 
heute Gültigkeit. Für die Änderung der Wahlzeit sprach 
die Verschiebung des Haushaltsjahres auf das Kalen­

derjahr. Bisher war das Haushaltsjahr vom 1. April bis 
zum 31. März gelaufen. Durch die Änderung kollidieren 
die Haushaltsberatungen nicht mehr mit den Wahlen. 
Während der Beratungen zu diesem Gesetz waren 
auch Bestrebungen im Gange, die Wahlzeit auf fünf 
Jahre auszudehnen, um den Vertretungen eine grö­
ßere Kontinuität in ihrer Arbeit zu geben und eine 
Überforderung des Wählers durch eine Häufung von 
Wahlen zu vermeiden. Diese Bestrebungen wurden 
aber nicht weiter verfolgt, weil man zu dem Ergebnis 
kam, daß man einer Verlängerung nur nähertreten 
könne, wenn auch die Wahlperiode des Landtages 
und des Bundestages in gleicher Weise verlängert 
wird. Es blieb also bei einer Wahlperiode von grund­
satzlich vier Jahren, die auch bis heute eingehalten 
wurde. 

Kommunalwahl am 11. 3. 1962 

KREISFREIE STADT Wahl· Von den gült1gen Stimmen 
betei· entfallen auf 

Kre1s 1 hgung 
CDU SPD FDP ssw GDP 

1n % 

FLENSBURG 69,6 33.4 28.9 5.8 27,7 4.2 
KIEL 67,2 41 ,7 50.3 5,7 0,1 1,2 
LÜBECK 69,0 40,4 45,4 7,0 3,6 
NEUMÜNSTER 71.6 35,4 50.9 11,6 0,8 

Kreisfreie Stadte 68,7 39,3 45,6 6,9 4,0 2,4 

Dithmarschen 71 ,5 49,4 32,8 12,8 3,2 
Hzgt. Lauenburg 73,8 44,3 39,7 8,5 6,1 
Nordfnesland 70,4 46,0 26.6 12,6 8,5 4,3 
Ostholstetn 76,3 40,3 36,9 9,1 10,7 

Ptnneberg 71 ,8 39,5 42,9 12,4 3,5 
Pion 77,4 41,3 42,2 9,1 7,3 
Rendsburg·Eckernf. 69,9 48.5 34,6 9,7 2,0 5.2 
Schlesw~g-Fiensburg 71 ,7 51 ,9 21 ,1 11 ,1 9,7 6.2 

Segeberg 70,8 39,1 32.8 21.5 6.2 
Steinburg 73,3 38.3 38,0 17,4 6.3 
Stormarn 69,9 39.3 38.8 14,8 5.8 

Kreese 72.3 43,6 35.2 12,4 1,9 5,9 

Schleswlg·Holsteln 71,2 42,3 38,3 10,7 2,5 4,8 

1) D1e Ergebnisse wurden auf die seit 1974 gult1ge Kre1seenteelung 
umgerechnet 

Quelle Statistische Berichte des Statistischen Lendesamtes 
Schleswig·Holsteen, 8 111 3 - 5/62. 1962 



An der Kreiswahl 1962 beteiligten sich sieben Parteien 
(CDU, SPD, FDP, SSW, GDP (Gesamtdeutsche Partei/ 
DP-BHE, bisher: GB/BHE}, DFU (Deutsche Friedens­
Union} und uSHB}, sechs Wählergruppen und drei Ein­
zelbewerber. Die Anzahl der politischen Parteien hat 
sich gegenüber 1959 um zwei vermindert. Bei der Sitz­
verteilung kamen die DFU und der uSHB nicht zum 
Zuge. Von den Einzelbewerbern kam einer durch und 
von den Wählergruppen gelangten zwei in die Kreis­
tage. 

Die Wahlbeteiligung war mit 71 ,2 % um fast fünf Pro­
zentpunkte niedriger als 1959 und fast so gering wie 
1946. Es trat erstmals ein deutliches Gefälle zwischen 
den kreisfreien Städten (68,7 %} und den Kreisen 
(72,3 %} auf. Im Kreis Plön war das Wahlinteresse 
wiederum am größten, Kiel löste jedoch Nordfriesland 
vom letzten Platz ab und auch in Rensburg, dem ein­
stigen Spitzenreiter, war das Interesse sehr gering. Es 
hatte Sich offensichtlich eine wegen der nahe beiein­
anderliegenden Wahltermine gewisse Wahlmüdigkeit 
breitgemacht Zur Bundestagswahl im Herbst 1961 
sind noch 88,0 % zur Wahl gegangen und zur Land­
tagswahl im Herbst 1962 sollten es nur 70,1 % se1n. 

Die drei erstplazierten Parteien der Kommunalwahl 
1959 vergrößerten ihre Anteile und behielten ihre Plätze 

Stimmenanteile der SPD bei Kommunalwahlen 
% 05226 
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in der Rangfolge. Die CDU vereinigte insgesamt 42,3% 
der gültigen Stimmen auf sich und vergrößerte den 
Abstand zur SPD um einen Punkt. Sie eroberte in Rens­
burg, Steinburg und Stormarn die Mehrheit und verlor 
sie in Plön, so daß sie in 1 0 der 15 kreisfreien Städte 
und Kreise an der Spitze lag. Sie konnte in Schleswig­
Rensburg ihre absolute Mehrheit ausbauen. Die SPD 
verbesserte sich gegenüber 1959 bis auf Dithmar­
schen und Pinneberg in allen kreisfreien Städten und 
Kreisen. Sie lag aber nur noch in fünf von diesen an 
der 1. Stelle. ln Kiel und Neumünster verfügte sie aller­
dings über die absolute Mehrheit. ln allen anderen 
Kreisen und in Rensburg nahm sie den 2. Platz ein. 
Der Ruckstand zur CDU schwankte dort zwischen 0,3 
Punkten in Steinburg und 30,8 Punkten in Schleswig­
Rensburg. Einen solchen Vorsprung weist die SPD in 
keinem ihrer siegreichen Kreise auf. Der Zuwachs der 
FDP ergab sich allein durch ihr besseres Abschneiden 
in den Kreisen. Während ihr Anteil in den kreisfreien 
Städten von 7,3 % auf 6,9 % zurückging, stieg er in 
den Kreisen von 9,6 % auf 12,4 %. ln sieben Kreisen 
und in Neumünster erhielt sie mehr als ein Zehntel der 
gültigen Stimmen und in Segeberg waren es sogar 
21,5 %. Hier konnte sie allerdings nicht ganz ihr Er­
gebnis von 1959 halten. Die FDP nahm bis auf Rens­
burg und Ostholstein in allen kreisfreien Städten und 
Kreisen den 3. Platz ein, den vorher teilweise der GB/ 
BHE und der SSW innegehabt hatten. Die GDP (bisher: 
GB/BHE) verlor immer mehr an Bedeutung und ihr 
Anteil sank insgesamt auf unter 5 %. Sie übersprang 
nur noch in acht Kreisen die 5 %-Grenze und kam in 
ihrer Domäne in Ostholstein auf 10,7 Ofo. 

Kommunalwahl am 13. März 1966 
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Bei den Kommunalwahlen kommt es häufiger zu den 
schon angesprochenen Überhangmandaten als bei 
Bundes- und Landtagswahlen, weil die Wahlbezirke 
durch die örtlichen Gegebenheiten eher unterschied­
lich groB sind. Bei der Einteilung der Wahlbezirke sol­
len nämlich Verwaltungsgrenzen nicht durchschnitten 
werden. Die unterschiedliche Größe kann dazu führen, 
daß eine Partei wegen des Übergewichts der direkten 
Sitze die Mehrheit erhält, obwohl dies ihrem verhaltms­
mäßigen Sitzanteil nicht entspricht. Durch das Ände­
rungsgesetz vom 17. September 1965 (GVOBI. Schi.-H. 
S. 73) wurde diese Ungleichheit beseitigt. Danach 
werden, wenn Mehrsitze entstanden sind, solange wei­
tere Sitze auf alle Parteien und Wählergruppen ver­
teilt , bis der ursprüngliche Mehrsitz durch den verhält­
nismäßigen Stimmenanteil gedeckt ist. Dabei können 
die zusätzlichen Sitze entweder einer anderen Partei 
oder Wählergruppe zufallen als der, die den Mehrsitz 



errungen hat (- "Weiterer Sitz"), oder derselben 
Partei. Im letzteren Fall werden keine "weiteren Sitze" 
verteilt. Da es vorkommen kann, daß die neue Rege­
lung eine übermäßige Vergrößerung der Kommunal­
vertretung nach sich zieht, hat der Gesetzgeber eine 
Schranke eingefügt. Die Zahl der weiteren Sitze darf 
höchstens doppelt so groß sein wie die der ursprüng­
lichen Mehrsitze. Ist ein Mehrsitz dadurch nicht ge· 
deckt, so bleibt er als Überhangmandat bestehen. Die­
ser Fall ist bisher nicht eingetreten. 

An der Kommunalwahl 1966 beteiligten sich weniger 
ParteJen und Einzelbewerber als 1962. Dafür traten 
aber mehr Wählergruppen auf. Es kandidierten fünf 
Parteien (CDU, SPD, FDP, SSW und GPD - die Ge­
samtdeutsche Partei durfte die Abkürzung GDP auf 
Einspruch der Gewerkschaft der Polizei nicht mehr ver­
wenden), neun Wählergruppen und zwei Einzelbewer­
ber. Beim Rennen um die Sitze blieben die GPD, vier 
Wählergruppen und die Einzelbewerber auf der 
Strecke. 

Kommunalwehle m 13. 3. 1966 

KREISFREIE STADT Wahl· Von den gültigen Stimmen 
betei· entfallen auf 

Kreas 1 ligung 

cou SPO FDP ssw Wahler· 
gruppen 

10% 

FLENSBURG 65,1 34,4 32,4 6,0 26,2 
KIEL 61 ,3 35.9 51 ,8 5,3 0,1 6.8 
LUBECK 64,8 43.5 49,6 6.9 
NEUMÜNSTER 68,9 39,7 50,8 8,6 

Kreisfreie Städte 63,9 38,8 48,2 6,4 3,7 2,5 

Dithmarschen 72,0 51.4 34,8 13,3 0,5 
Hzgt Lauenburg 72,6 46,8 38,9 6,7 7,6 
Nordfriesland 68,1 47,8 29,2 12,6 7,5 2,1 
Ostholstein 73,0 45,1 39,4 9,3 6,3 

Pinneberg 70,7 46,5 42,9 10,7 
Pion 75,1 46.2 42,6 6,9 
Rendsburg·Eckernf. 69,1 50,5 35,7 9,9 1,5 
Schlesw~g·Aensburg 69,6 52,6 23,3 9,4 8,7 5,9 

Segeberg 68.6 45.8 35,4 16,8 
Ste1nburg 72,4 42,8 38,4 14.9 
Stormarn 69,2 45.7 40,0 14,2 

Kre1se 70,6 47,5 36,5 11 ,2 1,6 2,0 

Schleawlg-Holateln 68,7 45,1 39,8 9,8 2,2 2,2 

1} 01e Ergebnisse wurden auf d1e se1t 1974 gültige Kreiseinteilung 
umgerechnet 

Quelle. Statistische Benchte des Statistischen Landesamtes 
Schleswig·Holstem, B 111 3 - 4/66, 1966 
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Die Wahlbeteiligung war die niedrigste aller nach dem 
Knege in Schleswig-Holstein durchgeführten Wahlen. 
Nur 68,7% aller Wahlberechtigten gaben ihre Stimme 
ab. Die Wahlbeteiligung ist in allen kreisfreien Städten 
und Kreisen, bis auf Dithmarschen, gegenüber 1962 
zurückgegangen und bei ersteren bedeutend stärker. 
ln den kreisfreien Städten beteiligten sich 63,9 % der 
Wahlberechtigten und in den Kreisen immerhin 70,8 %. 
Die Stadt Kiel liegt wieder am Ende der Wahlbeteili­
gungsskala und der Kreis Plön abermals an der Spitze. 
Eine Stichprobenerhebung zeigt, daß die jüngeren 
Menschen entscheidend zur geringen Wahlbeteiligung 
beigetragen haben. Nicht einmal die Hälfte der 21- bis 
25jährigen ging zur Wahl, und auch be1 den 25- bis 
30jährigen ist das Wahlinteresse nicht viel größer ge­
wesen. Von den 50- bis 70jährigen haben dagegen 
über drei Viertel gewählt. 

Die CDU ging wie 1962 als stärkste Partei aus den 
Wahlen hervor. Sie erhöhte ihren Anteil von 42,3 % auf 
45,1 % und gleichzeitig ihren Vorsprung gegenüber 
der SPD von 4,0 auf 5,3 Prozentpunkte. Diesen Zu­
wachs errang sie allein in den Kreisen. Er verhalf ihr 
allerdings dort zum totalen Erfolg. Sie verdrängte die 
SPD nun auch in Pinneberg und Plön vom 1. Platz und 
verfügte in Dithmarschen, Randsburg-Eckernförde 
und Schleswig-Aensburg über die absolute Mehrheit. 
Am kräftigsten nahm die CDU in Pinneberg zu, wäh­
rend sie in Kiel den einzigen Rückgang hinnehmen 
mußte. Dies führte dazu, daß sich ihr Anteil in den kreis­
freien Städten insgesamt verringerte, obwohl er in den 
drei anderen zunahm. Die SPD mußte sich, obwohl sie 
sich fast überall verbesserte, in allen Kreisen mit dem 
2. Platz begnügen. Der Rückstand zur CDU vergrößerte 
sich fast überall, im Gesamtergebnis der Kreise machte 
er elf Punkte aus. Demgegenüber konnte die SPD 
ihren Vorsprung in Kiel und Lübeck ausbauen und 
damit die absolute Mehrheit festigen oder fast errei­
chen Außerdem verteidigte die SPD noch die absolute 
Mehrheit in Neumünster Die FDP und der SSW konn­
ten ihre Anteile von 1962 etwa halten. Die Wähler­
gruppen übersprangen in Kiel, Hzgt. lauenburg, Ost­
hotstein und Schleswig-Aensburg die 5 %-Grenze und 
waren insgesamt genau so stark wie der SSW. Die 
GPD, die nicht in allen Kreisen Kandidaten aufgestellt 
hatte, fiel auf 0,8 % zurück und muß als der große 
Verlierer der Wahlen angesehen werden. 

Kommunalwahl am 26. April1970 

Durch das Gesetz über die Herabsetzung des Wahl­
alters für die Wahlen zum Landtag und zu den Ge­
meinde- und Kreisvertretungen vom 19. Juni 1969 



(GVOBI. Schi.-H. S. 11 0) wurde das aktive Wahlalter 
von 21 auf 18 Jahre und das passive Wahlalter von 
25 auf 23 Jahre herabgesetzt. Damit waren die 18jäh­
rigen erstmals bei einer Wahl in Schleswig-Holstein 
wahlberechtigt. Eine weitere bedeutsame Änderung 
brachte die Gebietsneueinteilung. Durch das zweite 
Gesetz einer Neuordnung von Gemeinde- und Kreis­
grenzen vom 23. Dezember 1969 (GVOBI Schi.-H. 
S. 280) wurde Schleswig-Holstein statt bisher in 17 
Kreise mit Wirkung vom 26. April 1970, dem Tage der 
Kommunalwahl, in zwölf Kreise eingeteilt. Die Zahl der 
kreisfreien Städte blieb mit vier unverändert, da man 
sich nicht über die Zuordnung von Flensburg-Land 
einigen konnte. Es stand eine Zusammenlegung mit 
Rensburg oder - wie es vier Jahre später geschah -
mit Schleswig zur Debatte. Für das Wahlrecht brachte 
die Neuordnung die Besonderheit, daß die Wahl­
gebiete die Gemeinden und Kreise sind, wie sie am 
Wahltage bestehen. Die Zuständigkelt der Wahlorgane 
erstreckte s1ch daher auf Gebiete, die noch gar nicht 
existierten. Es mußte deshalb ein besonderes Gesetz 
über die Durchführung dieser Wahl geschaffen werden 
(Gesetz vom 23. Dezember 1969, GVOBI. Schi.-H. 
s 289). 

Bei der Kommunalwahl 1970 bewarben s1ch fünf Par­
telen (CDU, SPD, FDP, SSW und NPD - National­
demokratische Partei Deutschlands -) funf Wähler­
gruppen und sechs Einzelbewerber um die Sitze. 
Gegenüber der letzten Wahl hatte sich die Zahl der 
Wählergruppen um vier verringert, die der Einzel­
bewerber um drei erhöht, die GPD verzichtete auf eine 
Kandidatenaufstellung und die NPD war erstmals ver­
treten. Der NPD war es 1967 auf Anhieb gelungen, in 
den Landtag einzuziehen und sie wollte nun ihren Er­
folg auf kommunaler Ebene fortsetzen. 

Die Wahlbeteiligung war auf 72.3% angestiegen. Wenn 
man bedenkt, daß die CDU 578 000 und die SPD 
553 000 Stimmen erhielt. daß aber 500 000 Schleswig­
Holsteiner gar nicht zur Wahl gingen, so ist d1es doch 
eine beachtliche Zahl. Wie stark das Wahlinteresse 
nachläßt, wenn binnen kurzer Zeit eine zweite Wahl 
stattfindet, zeigt sich am Beispiel einer Nachwahl in 
P.nneberg. ln einem Wahlbezirk der Stadt Pinneberg 
mußte die Kreiswahl sechs Wochen später nachgeholt 
werden, we1l der Kandidat kurz vor dem ursprungliehen 
Wahltag verstorben war. Nur 28,6 % der Wahlberech­
tigten beteiligten sich an dieser Nachwahl, die keine 
Auswirkungen auf die Sitzverteilung 1m Kreistag hatte 
Dadurch wurde die Wahlbeteiligung im ganzen Land 
von 72,4 OJo auf 72,3 OJo gedrückt. Im Kreis Pinneberg 
sank sie von 7 4,4 OJo auf 72,8 %. Das Wahlinteresse der 
erstmals wahlberechtigten 18- bis 21 jährigen war 

Kommunalwahl am 26.4.1970 

KREISFREIE STADT Wahl-

FLENSBURG 
KIEL 
LÜBECK 
NEUMÜNSTER 

KreiSfreie Stadte 

Dithmarschen 
Hzgt Lauenburg 
Nordfnesland 
Ostholstein 

Prrmeberg 
Pion 
Rcndsburg·Eckernforde 
SchlesWJg·Fiensburg 

Sageberg 
Ste1nburg 
Stormarn 

Kre1se 

Schleswlg·Holsteln 

bete1· 
ligung 

66,6 
65,3 
71,3 
69,4 

68,1 

75,3 
76.0 
70.5 
76,4 

72.8 
78,1 
72,6 
72,6 

71 ,8 
75,8 
74,6 

74,0 

72,3 

Von den gult1gen St1mmen 
entfallen auf 

CDU SPD FDP SSW 

in% 

34,8 40.7 
35,4 53.6 
43,8 48.3 
43.8 51.2 

39,4 49,6 

51 ,2 36.6 
48,6 43.5 
47,7 36.5 
44,4 43.2 

45,5 45.4 
45,7 46,3 
49,4 42,1 
51,0 32,0 

47,6 39,8 
48,6 40,5 

45.5 43,9 

47,6 41 ,1 

45,4 43,5 

3,1 
3.8 
5.2 
5,0 

4,4 

7,5 
5,2 
7.0 
5.2 

6,1 
5,1 
4.8 
5,2 

8.4 
7,3 
7,7 

6.2 

5,7 

21 ,1 
0,1 

2.9 

5.9 

1,1 
7,1 

1.2 

1,7 

1) D1e Ergebmsse wurden auf die seit 1974 gult1ge Kre1se1nte1lung 
umgerechnet 

QueUe. Statistische Benchte des StatistiSChen Landesamtes 
Schieswtg·Holsteln, B Vll3 - 1/74, 1973 

zwar mit sechs Zehntel unterdurchschmttlich, aber um 
fast zehn Punkte höher als das der bisherigen Jung­
wähler, den 21- b1s 25jährigen. Die Wahlbeteiligung 
war wie üblich in den kreisfreien Städten geringer als 
in den Kreisen, und die Bürger der Stadt Kiel betei­
ligten sich wieder am wenigsten an der Wahl und die 
des Kreises Plön abermals am häufigsten. Ein Vergleich 
mit der Gemeindegroße zeigt, daß die Wahlbeteiligung 
mit wachsender Gemeindegröße fällt. 

Die CDU ging zwar wie 1966 als stärkste Partei aus 
der Wahl hervor, ihr Zuwachs war aber gering und der 
Abstand zur SPD hat sich von 5,3 auf 1,9 Punkte ver­
ringert. ln den meisten Kre•sen mußte sie sogar Ein­
bußen hinnehmen. Sie führten dazu, daß sie in ~ends­
burg-Eckernförde die absolute Mehrheit verlor und in 
Plön die Mehrheit an die SPD abtreten mußte. Inwie­
weit die von der CDU getragene Gebietsreform eine 
Rolle gespielt hat, läßt sich nicht quantifiZieren. Das 
gleiche gilt für die Ausdehnung des Wahlrechts auf die 
18- bis 21 jährigen, obwohl hier zu vermuten ist, daß 
die SPD davon profitiert hat. Die jungen Jahrgänge 
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wählen bekanntlich häufiger die SPO als die CDU. Der 
kräftige Zuwachs der SPD, der ihr das beste Ergebnis 
aller Kommunalwahlen einbrachte, läßt sich jedoch 
nicht allein durch diese Veränderungen erklären. Wahr­
scheinlich sp elt auch das schlechte Abschneiden 
der FDP, die sich damals im Umbruch befand, eine 
Rolle. Die SPD konnte aber trotz dieses günstigen 
Ergebnisses die CDU nur in Rensburg und Plön vom 
1. Platz verdrängen und verfehlte dieses Ziel in Pinne­
berg knapp. Sie baute ihre absolute Mehrheit in Kiel 
und Neumlinster aus und ihr Anteil ging nur in Lübeck 
etwas zurlick. Der Stimmenanteil der FDP ging kräftig 
auf 5,7% zurück. Ein solch ungünstiges Ergebnis hatte 
die FDP nur noch 1948 gehabt. Sie erreichte in keinem 
Kreis 1 0 % und in Aensburg, Kiel und Randsburg­
Eckernförde blieb sie sogar unter der 5%-Grenze. Die 
Stimmen des SSW verringerten sich auf den heute fur 
ihn üblichen Anteil. Von den Wählergruppen war nur 
die Freie Wählergemeinschaft Aensburg-Land erfolg­
reich, während die NPD und die Einzelbewerber nicht 
zum Zuge kamen. 

Kommunalwahl am 24. März 1974 

Das Wahlrecht blieb im Prinzip unverändert. Das Ge­
meinde- und Kretswahlgesetz in der Fassung vom 
25. August 1973 (GVOBI. Schi.-H. S. 292) enthielt nur 
einige Änderungen in der technischen Durchführung 
der Wahl. So wurde beispielsweise die Teilnahme an 
der Briefwahl erleichtert. Bisher mußte der Wahlbe­
rechtigte mündlich oder schriftlich aus eigener Initiative 
einen formlosen Antrag stellen, jetzt wurde jeder Wahl­
benachrichtigung ein Vordruck für einen Antrag auf 
Ausstellung eines Wahlscheines beigefügt. Der Anteil 
der Briefwähler hat sich dadurch auf 6,5 % erhöht. 
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Durch das dritte Gesetz einer Neuordnung von Ge­
meinde- und Kreisgrenzen vom 3. Juli 1973 (GVOBI 
Schi.-H. S. 268) wurden außerdem die Kreise Schles­
wig und Aensburg-Land zum neuen Kreis Schleswig­
Aensburg vereinigt. 

Zur Kommunalwahl 197 4 bewarben sich fünf Parteien 
(CDU, SPD, FDP, SSW und DKP - Deutsche Kommu­
nistische Partei - ), zwei Wählergruppen und e1n Ein­
zelbewerber. Gegenüber der letzten Kommunalwahl 
hatte sich die Zahl der Wählergruppen um drei und die 
der Einzelbewerber um fi.Jnf verringert. Die NPD ver­
zichtete auf eine Kandidatenaufstellung und die DKP 
war erstmals vertreten. 

Das Wahlinteresse ist bei dieser Kommunalwahl so 
groß wie noch nie gewesen. Es erreichte mit 79,2 % 
eine Höhe, die bisher Landtagswahlen vorbehalten war. 
Obwohl die Wahlbeteiligung in allen kreisfreien Städten 
gegenüber 1970 gestiegen ist, ergibt sich in der Rei­
henfolge das bekannte Bild. ln den kreisfreien Städten 
war das Wahlinteresse wie üblich geringer als in den 
Kreisen, und an der Spitze steht der Kreis Plön und am 
Ende die Stadt Kiel. 

Kommunalwahl am 24. 3. 1974 

KREISFREIE STADT Wahl· Von den gult1gen Stimmen 
betei· entfallen auf 

Kreis ligung 
CDU SPD FDP SS~ 

in% 

FLENSBURG 73.8 40,5 32.5 6,8 19,8 
KIEL 72,4 46,0 43,6 8,6 0.1 
LÜBECK 77,4 49,3 40,3 9,5 
NEUMÜNSTER 76.0 51,4 38,9 8,8 

Kreisfreie Städ1e 74,8 47,2 40,3 8,7 2,8 

Dithmarschen 81,3 59,7 32,2 8,1 
Hzgt Lauenburg 82,6 54,6 34,9 10.1 
Nordfriesland 76.4 54,2 30.1 10,1 5,6 
Ostholstein 81,7 53,7 37,6 8,8 

Pmneberg 81,7 53,4 33.7 11,5 
Plön 83,9 53,6 38.7 7.2 
Rendsburg·Eckernförde 79,9 55,8 34,2 8,9 0.9 
Schlesw~g·Aensburg 78,0 53.9 28,1 7,5 6,8 

Sageberg 80,4 56,0 30,5 13,5 
Stemburg 82,1 56,9 33,8 8,9 
Stormarn 82,7 57,4 39,0 3,3 

KreiSe 80,9 55,3 33,9 9,1 1,2 

Sehleawlg-Holateln 79,2 53,1 35,8 G,O 1,6 

Quelle: Statistische Berichte des Statistischen Landesamtes 
Schleswig·Holstein, 8 Vll3 - 1178, 1977 



Die CDU setzte bei der Kommunalwahl 197 4 neue 
Maßstäbe. Sie erhielt 53,1 % der gültigen Stimmen. 
Es ist ihr damit nach den Landtagswahlen 1971 zum 
zweiten Male gelungen, bei einer Wahl in Schleswig­
Holstein die absolute Mehrheit zu erringen Es ist 
gleichzeitig das beste Ergebnis, das jemals eine Partei 
in Schleswig-Holstein erzielte. Sie verbesserte sich 
gegenüber 1970 um 7,7 Prozentpunkte und konnte 
ihren Vorsprung zur SPD von 1,9 auf 17,5 Punkte aus­
dehnen. Die CDU hat in allen kreisfreien Städten und 
Kreisen ihre Anteile erhöht und errang in allen Kreisen 
und in Neumünster die absolute Mehrheit. Am gün­
stigsten schnitt die CDU in Dithmarschen (59,7 %) ab. 
Aber selbst in dem Kreis mit dem relat1v geringsten 
CDU-Anteil, in Pinneberg (53,4 %), macht der Abstand 
zur SPD fast zwanzig Punkte aus. Auch in allen kreis­
freien Städten erhielt die CDU mehr Stimmen als die 
SPD, wenn auch die Anteile nicht so hoch waren wie 
in den Kreisen. ln Kiel brach sie die absolute Mehrheit 
der SPD und in Neumünster wandelte sie die absolute 
Mehrheit der SPD in eine eigene um. Bei der SPD 1st 
die Aufwärtsentwicklung der letzten Wahlen nicht nur 
zum Stillstand gekommen, sondern in einen kraftigen 
Ruckgang umgeschlagen. Sie erhielt 35,6 Ofo der gülti­
gen Stimmen und verschlechterte sich um 7,9 Punkte. 
Nur bei den Kommunalwahlen 1951 und 1955, die 
wegen des Auftretens der Parteiengruppen nicht ohne 
weiteres vergleichbar sind, hatte sie noch schlechter 
abgeschnitten. Selbst in ihren Hochburgen, den kreis­
freien Städten, mußte sie der CDU den 1. Platz ein­
räumen. Dort veränderte sich der Vorsprung von 10,2 
Punkte in einen Rückstand von 6.9 Punkte gegenüber 
der CDU. ln den Kreisen vergroßarte sich der Rück­
stand von 6,5 Punkte auf 21,4 Punkte. Man muß, auch 
bei zurückhaltender Interpretation, von einem Erd­
rutsch sprechen. Die FDP überwand ihr Tief von 1970, 

Stimmenanteile des SSW ,, bei Kommunalwahlen 

1946 48 1951 1955 1959 1962 1966 1970 1974 1978 

erreichte aber nicht die Ergebnisse der davorliegen­
den Kommunalwahlen. Sie erhielt insgesamt 9,0% der 
gültigen Stimmen und verdoppelte ihren Anteil in den 
kreisfreien Städten. Der niedrige Anteil in Stormarn ist 
auf die Nichtzulassung mehrerer Wahlvorschläge zu­
rückzuführen. Es wurden dort bindend vorgeschrie­
bene Termine versäumt. Die FDP hat in den Kreisen, 
in denen die SPD die größten Verluste hatte, die höch­
sten Gewinne erzielt. Ob allerdings dazwischen ein 
Zusammenhang besteht, läßt sich nicht mit Sicherheit 
sagen. Es ist jedoch bemerkenswert, daß gerade in 
diesen Kreisen der absolute Stimmengewinn der CDU 
geringer ist als der Zuwachs an gültigen Stimmen ins­
gesamt und die Gewinne der FDP viel größer sind als 
die Verluste der SPD. Rein rechnerisch müßte also die 
FDP sowohl von der höheren Wahlbeteiligung als auch 
von den Verlusten der SPD profitiert haben. Der SSW 
konnte zwar seine Stimmenzahl erhbhen, sein Anteil 
ging aber wegen der höheren Wahlbeteiligung von 
1,7 % auf 1,6 % zurück. Die DKP, die Wählergruppen 
und der Einzelbewerber erhielten jeweils nicht einmal 
1 % der gültigen Stimmen. 

Kommunalwahl am 5. März 1978 

Bis auf einige kleinere Änderungen galt das Gemeinde­
und Kreiswahlgesetz von 1973 auch für die Kom­
munalwahl 1978. Es wird bei der Kommunalwahl 1982 

ebenfalls angewendet werden. 

An der Gemeindewahl in den vier kreisfreien Städten 
und der Kreiswahl in den elf Kreisen beteiligten sich 
acht Parteien (CDU. SPD, FDP, SSW, NPD, DKP, DMP 

- Deutsche Mittelstandspartei - und KBW - Kom­
munistischer Bund Westdeutschlands - ), zwei Wäh­
lergruppen (Grüne Liste Nordfriesland Wählergemein­
schaft Umweltschutz und Grüne Liste unabhängiger 
Wähler - Steinburg) und ein Einzelbewerber. Über 
das Zulassungsverfahren ist in dieser Zeitschrift aus­
führlich berichtet wordenB. Die NPD, die DMP, der 
KBW, die beiden Grünen Listen und der Einzelbewer­
ber sind bei der Kommunalwahl 197 4 noch nicht ver­
treten gewesen. Die beiden Wählergruppen Freie 
Wählergemeinschaft Schleswig-Aensburg und Freie 
Kiel er Wählergemeinschaft traten mcht mehr zur Wahl 
an. 

Die Wahlbeteiligung ist mit 78,3 % recht hoch gewe­
sen. Sie war zwar nicht ganz so hoch wie 197 4, als 
es 79,2 %gewesen sind, aber deutlich höher als in den 

8) a a 0 . Mai 1978, S. 113 
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Kommunalwahl am 5. Mirz 1978 

KREISFREIE STADT Wahl· Von den gült1gen Stimmen 

bete•· entfallen auf 
Kreis hgung 

CDU SPD FDP ssw 

ln% 

FLENSBURG 73,4 37,8 35,9 4,6 21,0 
KIEL 71,9 42,9 50,3 5,6 0,1 
LÜBECK 74.4 47,3 46,3 5,6 
NEUMÜNSTER 74,8 45,7 47,8 5,8 

Kreisfreie Städte 73,4 44,1 46,5 5,5 3,0 

Dithmarschen 80,4 54.3 38,0 7,5 
Hzgt. Lauenburg 80,7 50,8 40.4 8,3 
Nordfriesland 77,5 49,4 32,5 6,9 4,9 
Ostholste•n 80,6 50,5 42,0 7,5 

Pinneberg 79,0 49,0 40,1 9.5 
Pion 83.8 51,2 42,5 5,9 
Randsburg-Eckernförde 80,6 51,8 39,4 7.3 1,1 
Schleswig·Fiensburg 80.4 51 ,7 33,4 6.5 8,4 

Segeberg 78,1 51,4 37,3 10,9 
Steinburg 81,0 48.8 38,5 4,9 
Stormarn 80,2 51,2 39,0 9,1 

Kreise 80,0 50.9 38,5 7,9 1,3 

Schleawlg-Holsteln 78,3 49,2 40,5 7,3 1,7 

Quelle: Statistische Benchte des Statistischen Landesamtes 
Schlesw•g-Holstein, B Vll3 - 5178, 1978 

vorangegangenen Wahlen (1970: 72,3 %, 1966: 
68,7 %}. Es ergibt sich das schon bekannte Bild: ln 
den kreisfreien Städten ist die Wahlbeteiligung viel 
niedriger als in den Kreisen und Plön liegt an der 
Spitze der Skala, während Kiel abermals den letzten 
Platz einnimmt. 

Die CDU ging wiederum als stärkste Partei aus den 
Wahlen hervor. Es gelang ihr aber nicht das über­
ragende Ergebnis von 197 4 zu wiederholen. Sie ver­
fehlte mit 49,2 % knapp die absolute Mehrheit und 
verschlechterte sich um 3,9 Prozentpunkte. Der Ab­
stand zur SPD hat sich von 17,5 auf 8,7 Punkte hal­
biert. Ihre Stimmenanteile sind in allen kreisfreien 
Städten und Kreisen zurückgegangen. Insgesamt 
konnte die CDU ihre absolute Mehrheit in den Kreisen 
knapp halten. ln den Kreisen Nordfriesland, Pinneberg 
und Steinburg blieb sie Jedoch unter der 50%-Marke. 
ln Nordfriesland und Steinburg dürften die damaligen 
Ereignisse um Brokdort eine Rolle gespielt haben, die 
zum erstmal gen und erfolgreichen Auftreten der 
Grünen führten Die CDU verteidigte aber in allen 
Kreisen mit deutlichem Vorsprung den 1. Platz. Anders 
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sieht es in den kreisfreien Städten aus. Hier kippten 
die Mehrheitsverhältnisse wieder um. Der Vorsprung 
der CDU (6,9 Punkte) änderte sich in einen, wenn auch 
knappen, der SPD (2.4 Punkte) . Während die CDU 
197 4 in aJien kreisfreien Städten die meisten Stimmen 
erhalten hatte, büßte sie bei dieser Wahl die absolute 
Mehrheit in Neumünster ein, und die SPD wurde 
wieder stärkste Partei, ohne allerdings selbst die abso­
lute Mehrheit von 1970 zurückzugewinnen. ln der 
Landeshauptstadt Kiel fiel die CDU ebenfalls auf den 
2. Platz zurück, hier eroberte die SPD jedoch die abso­
lute Mehrheit von 1970 zurück. Die SPD hatte den 
kräftigen Rückschlag von 1974 überwunden und er­
reichte mit 40,2 % nach 1970 - wenn man von 1946 
absieht - das zweitbeste Ergebnis bei Kommunal­
wahlen. Sie verbesserte sich in den kreisfreien Städten 
um 6,2 Punkte und in den Kreisen um 4,6 Punkte. Sie 
erhielt aber in den Kreisen insgesamt und in sieben der 
elf Kreise weniger als 40 % der gültigen Stimmen. ln 
den kreisfreien Städten hatte sich. wie schon beschrie­
ben, die Wählergunst wieder zum Vorteil der SPD ge­
wandelt, sie sind aber nicht mehr in dem Maße die 
Hochburgen der SPD, wie sie es bei den Wahlen 1970 
und davor gewesen waren. Die FDP verlor gegenüber 
1974 fast ein Fünftel ihrer Wähler und kam auf 7,3 %. 
Ihre Anteile gingen in allen kreisfreien Städten und 
Kreisen - bis auf Stormarn, das wegen der Nichtzu­
lassung mehrerer Kandidaten im Jahre 197 4 nicht 
vergleichbar ist - zuruck. ln Rensburg und Steinburg 
scheiterte sie sogar an der 5%-Grenze. Es fällt auf, 
daß die FDP in den Kreisen. in denen die Grünen auf­
traten, die größten Verluste hatte. Ob beides mitein­
ander zusammenhängt, läßt sich allerdings nicht mit 
Sicherheit sagen, zumal auch die CDU in diesen Krei­
sen überdurchschnittliche Verluste hinnehmen mußte. 
Der SSW konnte seinen Stimmenanteil geringfügig 
von 1,6% auf 1,7% verbessern. Er stellt aber nur noch 
in Flensburg und Schleswig-Fiensburg Vertreter. ln 
Nordfriesland fiel sein Anteil auf 4,9 %, er ist deshalb 
dort nicht mehr im Kreistag vertreten. Die beiden 
Grünen Listen kamen zwar insgesamt nur auf 0,7 % 
der gültigen Stimmen, in den beiden Kreisen, in denen 
sie aufgetreten waren, übersprangen sie aber die 5%­
Linie und zogen in die Kreistage von Nordfriesland und 
Steinburg ein. Eine Analyse für den Kreis Steinburg 
zeigte, daß sich die Ereignisse in Brokdort auf das 
Wählerverhalten ausgewirkt haben. ln einem Umkreis 
von etwa 10 km ist nämlich der Stimmenanteil der 
Grünen Liste bedeutend höher (8,1 %} als im übrigen 
Kreisgebiet (4,5 %). Er macht in einigen kleineren 
Gemeinden dieser Zone über 30 % aus. ln Brokdort 
selbst stimmten 12,9 % der Wähler für die Grüne 
Liste. Alle übrigen Parteien erreichten zusammen 
weniger als 1 % der gültigen Stimmen. 
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Anstieg des Bruttoinlandsprodukts 1970 bis 1978 
0 2 4 6 8 10 12 % 

I j I I I 
I 

1) ,_ • 
• .. Durchschnittliche .. jährtiche 

• ,____j Wachstumsrate in % 
• j . ~ 

.I 

---·--==-- J ---y- --- T -. r 
• 1 ·---......----- -r ·-· - '" ·--

I 

I • 
I J • ·y--· 

I Gesamtes 
-· _..!_. Wachstum 

_I I in Mrd. DM . ·-,- ·- 1_. ) 
I 

I 

1 . '!. 
I 

-~~I • 
• 

-
I l I -

~ j I I I I Milliarden DM 

0 0,5 1,0 1,5 2,0 2,5 3,0 

Bruttoinlandsprodukt zu Marktpreisen 
und zu Faktorkosten li~~R~~;;~:r ... ~ 

0 50 100 % 

Anteile der Wirtschaftsbereiche an der 
Bruttowertschöpfung 

Das Bruttotnlandsprocfukt zu Markt­
peersen stieg rn SchlesW1g·Holste~n 
von 1970 bis 19 78 von 23.0 Mrd.DM 
auf 45,7 Mrd DM und damit nomrnal 
durchschn~tthch Jährlich um 9,0 % 
(real srnd es nur 3,1 %). Erhebhch 
über dreser Steigerungsrate und an 
der Sprtze aller Kreise liegt der Kre1s 
Segeberg mit 11,0 %, gefolgt vom 
KreiS Osthotstern mit 1 0.0 %. Von 
den krersfrelen Stadten kann nur 
Rensburg ene Ubefdurchschnittliche 
Entwicklung nachweisen. Bei d1eser Rangfolge der KreiSe nach 
der Wachstumssate iSt zu beachten. daß dre NIVeauunterSChiede 
eme nrcht unerhebliche Rolle Spielen. Um dre WachsturriSraten 
besser beurteilen zu kOMen. wurde 111 d esem B11d 0 nks oben) 
dre absolute Zunahme des Bruttotnlandsprocfuktes m M1llrarden DM 
zugefugt 
Der Vergleich der Wirtschaftskraft der Kreise anhand des Brutto­
lnbndsprocfukts zu Marl<tpresen (enschheßlich lnd rekle Steuern, 
ohne Subventionen) ISt dann gestört. wenn dreser Wert rn etrllgen 
KreiSen wesentlich durch d~e Procfuktron von solchen Belneben 
bestrmmt Wird, deren Güter durch ProdulctJonssteuem uberdurch· 
schOlltlieh hoch belastet sind. Der Einfluß der Produktionssteuern 
1st 1m Vergleich mit dem Bruttotnlandsprocfukt zu Faktorkosten. das 
h1er - hnks unten - erstmals für Kre1se dargestellt Wird. abzu­
lesen So errercht das Bruttornlandsprocfukt zu Faktorkosten des 
Krerses Stormarn durch den sehr hohen Ante11 der Tabaksteuer 
nur 62 % seines Brvttornlandsprocfukts zu Marktpreisen. Ahnlieh 
stark betroffen 1st der Krers Drthmarschen durch d1e Mrneralöl· 
steuer. Noch merkliche Auswrrkungen hat die Branntweinsteuer 
in der krersfreien Stadt Aensburg. 

Einen geWissen Aufschluß uber die Struktur der Wirtschaft in den 
Kreisen unseres Landes erhält man aus der Karte mit den Anter­
len der Wrrtschaftsbeferche an der BtuttowertschOpfung jedes 
Krerses. Hierbel ISt m den Krersen Stormam. Drthmarschen und 
der kre~stre1en Stadt Rensburg zu berucksiChtigen, daß dre er­
wahnten uberdurchschnlttlichen Produktronssteuem den Anteil des 
warenproduzierenden Gewerbes entsprechend aufblahen. - Im 
gesamten Land hat der sogenannte tertl3re Sektor, das ist der 
gesamte Drenstle~stungsbereiCh, m1t ernem Ante11 von 54 % be­
re~ts das ÜbergeWICht. Zum procfuzrerenden Bererch (46 %) ge· 
hören neben dem warenprodUZierenden Gewerbe noch d1e Land· 
und Forstwirtschaft, Tierhaltung und Rscherel. Wre das B11d ze1gt. 
bestehen rn den einzelnen KreiSen gegenubef dem Landesdurch· 
sehrlitt zum Teil erhebliche Unterschiede. 

GRAFIK DES MONATS JANUAR 1982 



Anhang 

Auswirkungen der verschiedenen Wahlsysteme 
auf die Sitzverteilung 

Ein Wahlgesetz bestimmt. wie viele Sitze eine Vertre­
tung hat und wie viele direkt und wie viele über Liste 
besetzt werden; es sagt ferner. welches Wahlsystem 
gilt, also, auf welche Weise aus den abgegebenen 
Stimmen die Zahl der Sitze ermittelt wird, die jede 
Partei erhält. Da in Wirklichkeit zwischen zwei Wahlen 
nicht nur - unter Umständen - das Wahlgesetz. 
sondern auf jeden Fall auch die Stimmenverteilung 
wechselt, läßt sich der Einfluß der Veränderung des 
Wahlsystems auf die "politische LandschaW anhand 
von echten Ergebnissen niemals rein darstellen. Dazu 
muß vielmehr eine fiktive Wahl ersonnen werden. ein 
konstantes Modell, das man den verschiedenen Wahl­
systemen unterwtrft. Hier wurde folgendes Modell ge­
bildet : ln einem Wahlgebiet mit einem Wahlbezirk und 
1 500 Einwohnern kandidieren 3 Parteien und 1 Ein­
zelbewerber; jeder Wähler hat eine Stimme; es werden 
1 024 gültige Stimmen abgegeben, die sich wie folgt 
verteilen: 

PartelA Partell Partel C 

433 408 124 

Einzel· 
btwer11er 

59 

lnsgeumt 

1 024 

Im folgenden wird nun dargelegt, zu welchen verschie-
denen Sitzverteilungen die hier in Rede stehenden 
vier Wahlgesetze bei den gleichen Stimmenzahlen 
führen . 

Wahlsystem bel der Kommunalwahl1946 

Die gültigen Stimmen verteilen sich wie folgt: 

PartelA Pute II Partel C Elnzelbewer11er 

Be· 1nsg. Re· insg. Re· 1nsg. Re· tnsg Re· 
wer· serve· serve· serve· serve· 
ber stock stock stock stock 

1 62 4 60 2 50 50 59 

2 62 4 58 58 50 50 

3 62 4 58 58 24 24 

4 62 4 58 58 

5 62 4 58 58 

6 62 4 58 58 

7 61 3 58 58 

Ins· 
ges 433 27 408 350 124 124 59 

I I zusammen I 502 

Es sind insgesamt 12 Bewerber zu wahlen, und zwar 
9 unmittelbar und 3 über die Reserveliste. Unmittelbar 
gewählt sind die Bewerber mit den meisten Stimmen, 
also die 7 Kandidaten der Partei A, einer der Partei B 
und der Ernzelbewerber. Fur die aus der Reserveliste 
zu wählenden Vertreter wird ein sogenannter Reserve­
stock mit den unverbrauchten Stimmen gebildet. Dem 
Reservestock werden die Stimmen gutgeschrieben, 
die jeder direkt gewählte Bewerber mehr hatte als der 
mit der höchsten Stimmenzahl durchgefallene Bewer­
ber (58) Außerdem werden ihm die Stimmen aller 
durchgefallenen Bewerber zugezählt. Die so entstan­
denen 502 Stimmen werden durch die Anzahl der aus 
der Reserveliste zu wählenden Vertreter (3) geteilt 
- 167. Die Partei mit den meisten Stimmen im Re­
servestock erhält den 1. Listensitz, und 167 werden 
von ihrem Reservestock abgezogen; der Partei B bleibt 
also ein Rest von 183 Stimmen. Da dieser Rest höher 
ist als die Stimmen der anderen Parteien tm Reserve­
stock. erhält die Partei B auch den 2. Ustensitz. Nach 
abermaligem Abzug von 167 verbleiben ihr 16 Stim­
men im Reservestock. Da weder dieser Rest noch die 
Stimmen einer anderen Partei 167 erreichen, wird der 
3. listensitz der Partei mit der nächst höheren Stim­
menzahl zugeteilt. also der Partei C. 

Danach ergibt sich folgende Sitzverteilung: 

Anzahl 

1n% 

PartelA 

7 

58.3 

Partell 

3 

25.0 

Partel C Elnzelbewerber 

1 

8.3 

1 

8.3 

Wie leicht zu sehen ist, entspricht die Sitzverteilung 
nicht dem verhältnismäßigen StimmenanteiL Der lautet 
nämlich in%: 

PartelA ParteiS Partel C Einzelbewer11er 

42,3 39,8 12,1 5,8 

ln diesem System wird der Mehrheitswahl eindeutig 
der Vorrang gegeben und der Verhältnrsausgleich spielt 
nur eine untergeordnete Rolle. 
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Wahlsystem bel der Kommunalwahl1948 

Die gültigen Stimmen verteilen sich wie folgt: 

(unv SI. - unverbrauchte Sttmmen} 

PartelA Partell Partel C Einzelbewerber 
Be· 
wer· tnsg. unv. msg unv tnsg. unv tnsg. unv 
ber St. St. St St. 

62 60 60 50 50 59 59 

2 62 58 58 50 50 

3 62 58 58 24 24 von der 

4 62 58 58 
Ustenauf· 

5 62 58 58 
stellung 
ausge-

6 62 58 58 schlossen 
7 61 61 58 58 

433 67 408 408 124 124 59 

Es sind insgesamt 1 0 Vertreter zu wählen, und zwar 
6 unmittelbar und vier über die Liste. Direkt gewählt 
sind die Bewerber mit den meisten Stimmen, also die 
Kandidaten 1 b1s 6 der Partei A. Am Verhältnisausgleich 
nehmen die Parteien A, B und C teil, weil sie minde· 
stens 1 0 % der gultigen St1mmen erhalten haben. Der 
Einzelbewerber ist ohne Berücksichtigung seines 
Stimmenanteils von der Sitzvergabe über Liste ausge­
schlossen, da nur Parteien Listen aufstellen dürfen. 

Für die Listensitze werden die "unverbrauchten" Stim­
men benutzt. Sie werden auf dieselbe Weise ermittelt 
wie 1946 der "Reservestock", aber nach dem 
d'Hondt'schen Höchstzahlenverfahren weiter ver­
wendet: 

PartelA Partell Partel C 

Tetler unverbr. Sitz· unverbr. Sitz· unverbr. Sitz· 
Stimmen folge Stimmen folge Stimmen folge 

67 408 1. 124 4 

2 33 1h 204 2. 62 

3 136 3. 

4 102 

Danach ergibt sich folgende Sitzverteilung: 

PartelA Pertel B Partel C 

Anzahl 6 3 1 
in % 60 30 10 

Dagegen noch einmal die Stimmenverteilung: 

Partel A Partel I Partel C 

42,3 39,8 12,1 

Das Verhältms zwischen Stimmen und Sitzen ist also 
immer noch nicht ausgeglichen. Die Mehrheitswahl hat 
weiterhin ein starkes Übergewicht. 

Wahlsystem bel der Kommunalwahl1955 

Es sind insgesamt 11 Vertreter zu wählen, und zwar 6 
unmittelbar und 5 über die Liste. Direkt gewählt sind 
die Bewerber mit den meisten Stimmen, also die Kan­
didaten 1 bis 6 der Partei A. Während aber bisher nur 
die nicht verbrauchten Stimmen den Listen gutge­
schrieben wurden, werden nun alle für die unmittel­
baren Bewerber abgegebenen Stimmen zur Ermittlung 
der Sitzzahl jeder Partel verwendet. Die direkt gewon­
nenen Sitze werden dann von der Gesamtsitzzahl ab­
gezogen und die restlichen auf die Listen verteilt. An 
der Sitzverteilung können nur Parteien und nur solche 
teilnehmen, die mindestens einen Bewerber direkt 
durchgebracht oder 5 Ofo der gültigen Stimmen im 
Wahlgebiet erhalten haben. Für die Sitzverteilung wird 
das d'Hondt'sche Höchstzahlenverfahren verwendet. 
ln unserem Modell ergibt sich: 

PartelA Partell Partel C 

Teller Stirn· Sitz· Stirn· Sitz· Stirn· 
men folge men folge men 

1 433 1. 408 2. 124 

2 216 3. 204 4 62 

3 144 5. 136 6 

4 108 8. 102 9. 

5 86 10. 81 1 1. 

6 72 68 

Danach ergibt sich folgende Sitzverteilung: 

gemäß Stimmenzahl 
dtrekt 
Liste 
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PartelA 

5 

6 

Partell 

5 

5 

Sitz· 
folge 

7. 

Partel C 



Die Partei A hat in der Direktwahl einen Sitz mehr ge­
wonnen als ihr nach dem Verhältnis der Stimmen zu­
steht. Dieser Mehrsitz verbleibt ihr als "Überhang· 
mandatw. so daß die Sitzverteilung wie folgt lautet: 

zu verteilen, ehe der 7. Sitz der Partei A auch durch 
das Höchstzahlenverfahren abgedeckt ist. Die Ge· 
samtsitzzahl erhöht sich dadurch um 2 auf 15. 

Anzahl 

1n% 

PartelA 

6 

50,0 

Partel B 

5 

41,7 

Partel C 

1 

8,3 

Dieses System bringt eine weitere Annäherung in der 
Verhältnismäßigkeit von Stimmen und Sitzen, denn die 
Stimmenverteilung lautet wieder: 

42.3 39.8 12,1 

Wahlsystem bei der Kommunalwahl1966 

Partei A 

Te11er St1m· 

men 

1 433 

2 216 

3 144 

4 108 

5 86 

6 72 

7 61 

8 54 

Partel B Partel C 

Sitz- St1m· S1tz· St1m· SitZ· 

folge men folge men folge 

1 408 2. 124 7. 

3 204 4. 62 143 

8 136 6. 41 

8. 102 9. 

10. 81 11 . a) .weiterer SIU" 

12 68 13. b) .Mehrsltz" 

15 b 58 

Danach ergibt sich folgende Sitzverteilung: 
Zum Ausgleich der Überhangmandate wurde das Ver· 
fahren für die Berechnung der Sitzverteilung geändert. 
Danach werden, wenn Mehrsitze entstanden sind, so· 
lange weitere Sitze verteilt. bis der ursprungliehe Mehr­
sitz durch den verhältnismäßigen Stimmenanteil .,ge­
deckt" ist. 

Anzahl 

10% 

dagegen Stimmen 10 % 

PartelA 

7 

46,7 

42,3 

Partel B Partel C 

6 2 

40,0 13.3 

39,8 12,1 

Es sind insgesamt 13 Vertreter zu wählen, und zwar 
7 unmittelbar und 6 über die Uste. Direkt gewählt sind 
die Bewerber mit den meisten Stimmen. also 7 Kandi­
daten der Partei A. Nach den d'Hondt'schen Höchst­
zahlen stehen ihr aber - bei 13 Sitzen - nur 6 zu. 
Nun ist zunachst ein "weiterer Sitz" auf die Partei C 

Die Sitzverteilung entspricht also ziemlich gut dem 
StimmenanteiL Man kann sagen, daß dieses noch 
heute angewandte Wahlsystem das .,gerechtesteN ist. 

Erläuterungen 

o,e Quelle 1st nur be1 Zahlen vermerkt, die n1cht aus dem Stallstischen Landesamt stammen 

Der Ausdruck .Kre1se• steht veremlachend lur . Kre•se und kreisfreie Stadte• 

01fferenzen ZWISChen Gesamtzahl und Summe der Tellzahlen entstehen durch 
unabhang1ge Rundung. allen Rechnungen hegen d1e ungerundeten Zahlen zugrunde 

Be1 Großenklassen bedeutet zum Betsp1el . 1 - s· .1 b•s unters· 
Zahlen 10 ( ) haben emgeschränkte Aussagefah•gkelt 

p - vorlauhge, r - benchtlgte, s - geschätzte Zahl D - Durchschnitt 

Ze1chen anstelle von Zahlen tn Tabellen bedeuten 

0 wen1ger als d•e Hälfte von 1 1n der letzten besetzten Stelle. jedoch mehr als mchts 
mchts vorhanden 
Zahlenwert unbekannt oder geheimzuhalten 
Zahlenwert n1cht SICher genug 

x Tabellenfach gesperrt, we•l Aussage n1cht s•nnvoll 
Angabe fallt spater an 
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Die Bedeutung des Auslandsgeschäfts 
für das verarbeitende Gewerbe 

Die konjunkturelle Entwicklung im verarbeitenden 
Gewerbe bot in den ersten neun Monaten des abge­
laufenen Jahres ein recht unterschiedliches Bild. Zu 
den auffallendsten Erscheinungen hierbei gehörte die 
zunehmende Verlagerung der Nachfrage vom Inland 
in das Ausland, wie sich aus den Meldungen zum 
Monatsbericht sehr deutlich ablesen läßt Die Ent­
wicklung war nicht allein auf Schleswig-Holstein 
beschränkt, sondern bundesweit zu beobachten. 
Anhaltenden Schwächetendenzen bei der Inlands­
nachfrage stand eine sehr kräftige Ausweitung der 
Auslandsumsätze gegenüber. Dabei war d1e Ver­
besserung des Exportgeschäfts breit angelegt; von ihr 
wurden alle Wirtschaftshauptbereiche erfaßt. 

Zügiger Exportanstieg kompensiert 
mangelnde Inlandsnachfrage 

ln Schleswig-Holstein erhöhten sich in den ersten neun 
Monaten des Jahres 1981 die Erlöse des verarbei­
tenden Gewerbes gegenüber dem gleichen Zeit­
raum des Vorjahres um 8,9% auf 24,7 Mrd. DM. Teilt 
man sie in solche aufgrund von Lieferungen und Lei­
stungen in das Inland und in das Ausland auf, so 
ergeben sich die folgenden sehr unterschiedlichen 
Veränderungsraten: Der Absatz in das Inland erreichte 
20,0 Mrd. DM und stieg nominal nur um 4,8% an. Real 
gesehen wurde der Geschäftsumfang der ersten 
neun Monate des Jahres 1980 deutlich unterschntten. 
Nur die extrem hohe Umsatzzunahme im Export­
geschäft um über 30% auf 4,7 Mrd. DM kompen­
sierte den Nachfrageausfall aus dem Inland soweit, 
daß insgesamt gesehen die Betriebe noch eine reale 
Erlössteigerung von durchschnittlich 3 % verbuchen 
konnten. 

Wie ist nun die aufgezeigte Entwicklung zu beur­
teilen? Welches Gewicht kommt den Auslandsliefe­
rungen an der gesamten Geschäftstätigkeit der 
Betriebe zu? W1rd der Strukturwandel von Dauer sein? 
Im folgenden soll versucht werden, diese für die 
zukünftige Wirtschaftslage des verarbeitenden Ge­
werbes bedeutsamen Fragen durch die Analyse des 
über den Export vorliegenden Datenmaterials einer 
Beantwortung näher zu bringen. 

Die Gründe für die jüngste Entwicklung sind vielfältig. 
Sie gehen hauptsächlich auf Einflüsse aus dem Ausland 

Grunddaten zur Entwicklung von Umsatz und Auftragseingang 
im Bergbau und verarbeitenden Gewerbe 1 1981 

Januar bis September 

1980 1981 

Miii.DM 

Umsatz 22 664 24 672 
davon 
Inlandsumsatz 19 096 20 019 
Auslandsumsatz 3 568 4 653 

Auftragseingang 11 926 12 630 
davon aus dem 
Inland 8 662 8 748 
Ausland 3264 3 882 

- -

Veranderung 
in% 

+ 8,9 

+ 4.8 
+ 30.4 

+ 5,9 

+ 1,0 
+ 18.9 

1) Betnebe von Unternehmen m1t 1m allgemetnen 20 und mehr 
Beschatt1gten 

zurück und sind durch wirtschaftspolitische Maß­
nahmen der Regierung nur bedingt zu beeinflussen. 
Andererseits können sich die Unternehmen den Bedin­
gungen am Weltmarkt nicht entziehen. Zu nennen sind 
u a.: 

1. Die gestiegene Wettbewerbsfähigkeit deutscher 
Produkte im Ausland infolge der starken Erhöhung 
des Dollarkurses im vergangenen FrühJahr. Der 
veränderte Kurs führte zu einer kräftigen Abnahme 
des Außenwertes der Deutschen Mark Die Ent­
wicklung hat allem Anschein nach ihren Gipfelpunkt 
überschritten. Der Höhenflug des Dollar ist in­
zwischen abgeebbt. 

2. Die zunehmende Bedeutung der Nachfrage der 
Enwicklungsländer auf dem Weltmarkt, hier­
unter nicht zuletzt der erdölfördernden Staaten. 
Von ihr profitiert das Exportland Bundesrepublik 
Deutschland in Verbindung mit dem günstigen 
Außenwert seiner Währung gegenwärtig 1m beson­
deren Maße. 

Zweifellos haben die Betriebe des verarbeitenden 
Gewerbes in dem Bemühen. sich auf die verimderten 
Marktverhältnisse einzustellen, erhebliche Fortschritte 
gemacht. Diese Anpassungsfähigkeit wird sich, wie 
zumindest den für Schleswig-Holstein vorliegenden 
Zahlen über den Auftragseingang zu entnehmen ist, 
kurzfristig auch weiterhin auszahlen. So erhöhten 
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Entwicklung von Umsätzen und Exportquoten Im Bergbau 
und verarbeitenden Gewerbe 1 

Jahr Umsatz 

Inland Ausland 

in Mrd DM 

1961 6,1 0.9 
1962 6,6 0,9 

1963 7,0 1,0 
1964 7,2 0,9 

1965 7,9 1 '1 
1966 8,2 1,3 
1967 8,5 1,3 
1968 8 8.9 1,5 

1969 9.9 1.9 
1970 11,1 1,7 
1971 12,4 2,0 
1972 12,9 24 

1973 14.3 2.9 
1974 16.5 3,8 
1975 16.4 4,2 
1976 18,0 4.3 

1977 20,9 4,9 

1978 22.0 4,4 

1979 24,1 4,5 
1980 26,1 5,0 
1981D 20,0 4,7 

Export· 
quote 

13,5 
11 ,7 
12,6 
11,4 

12,3 
14.0 
13.2 
14,9 

16.0 
13,4 
13,7 
15,7 

16.8 
18.8 
20,6 
19,4 

19,1 
16,6 
15,6 
16,2 
18.9 

Dagegen 
lffi 

Bundes· 
geb1et 

15,0 
14,8 
15,5 
15.8 

15.7 
17,1 
18.7 
19.8 

19,8 
19,3 
19,5 
20,0 

21 ,5 
24,2 
23.6 
24.4 

23,6 
24,0 
24,0 
24,3 
25,5c 

1) 1961 - 1976 lndustnebetriebe mit im allgerneman 10 und 
mehr Beschaft1gten 

1977 - 1981 . lndustne· und Handwerksbelnabe von Unter· 
nehmen m1t 1m allgememen 20 und mehr 

BeschäftiQten 
a) Ab 1968 ohne Umsatz(Mehrwert)steuer 
b) Januar b1s September 
c) Januar biS August 

sich im nördlichsten Bundesland die Auftragseingänge 
in ausgewählten Wirtschaftsbereichen während der 
ersten drei Vierteljahre 1981 binnen Jahresfrist um 
nominal 5,9 Ofo. Oie Zunahme wurde hauptsachlich 
durch die positive Veränderungsrate der Bestell­
werte aus dem Ausland um fast 19 Ofo gestützt. Da­
gegen wird sich an der deutlich abgeschwächten 
Binnennachfrage auch in naher Zukunft nichts andern; 
die Auftragseingange stiegen hier nur um nominal 1 Ofo 
an, was real gesehen einem besorgniserregenden 
Nachfrageausfall aus dem Inland um etwa 5 Ofo 1 

gegenüber den ersten neun Monaten des Vorjahres 
gleichkommt. Es ist sehr ungewiß, ob das Auslands-

1) D1eser Senatzrechnung liegt eme Ste1gerung der Erzeuger· 
pre1se fur Produkte des verarbeitenden Gewerbes 1m Bundes· 
geb1el um 6 % btnnen Jahresfnst zugrunde 

- 22-

geschäft in Schleswig-Holstein bei einem Anteil von 
derzeit knapp einem Fünftel am Gesamtumsatz länger­
fnstig die viermal so große aber mangelhafte Inlands­
nachfrage hinreichend wird kompensieren können. 

Auslandsumsatz seit 1961 real etwa verdreifacht 

Der Gesamtumsatz der schleswig-holsteinischen 
Betriebe mit wirtschaftlichem Schwerpunkt im Berg­
bau oder verarbeitenden Gewerbe und mit im allge­
meinen mindestens 20 Beschäftigten erreichte im 
Jahre 1980 die Höhe von uber 31,1 Mrd. DM. Hier­
von entfielen über 5,0 Mrd. DM auf Erlöse aus dem 
Exportgeschäft 2• Im Jahre 1961 hatte der Export­
umsatz noch nicht einmal die Milliardengrenze erreicht; 
er betrug damals nur 945 Mill. DM. Daraus errechnet 
sich eine Steigerung innerhalb der letzten beiden 
Jahrzehnte um nominal 434 %, also auf über das 
Fünffache. Berücksichtigt man die erheblichen Ver­
änderungen des Preisniveaus seit 1961 , so ergibt 
sich immer noch eine Zunahme des realen Auslands­
umsatzes innerhalb von knapp 20 Jahren auf schät­
zungsweise etwas über das Dreifache. 

Nicht so groß waren die Veränderungsraten im Inlands­
geschäft. Die Erlöse nahmen im gleichen Zeitraum 
nominal um 330 % zu, dehnten sich also nur auf über 
das Vierfache aus, was unter Berücksichtigung der 
Preissteigerungen einem Zuwachs auf real etwa knapp 
das Zweieinhalbfache entspricht. lnfolge dieser 
Entwicklung hat sich der Anteil der Auslandsumsätze 
am Gesamtumsatz merklich erhöht. Die Exportquote 
stieg von 13,5 Ofo im Jahre 1961 auf 16,2 Ofo im Jahre 
1980; für die ersten neun Monate des Jahres 1981 
errechnet sich sogar ein Anteil von 18,9 Ofo. 

Die Quote erhöhte sich in Schleswig-Holstein nicht 
kontinuierlich. Sie war vielmehr - im Gegensatz zu 
derjenigen des Bundesgebietes - von Jahr zu Jahr 
erheblichen Schwankungen unterworfen. Sie gehen 
insbesondere auf die starke Abhängigkeit des Export­
geschäfts von Auslandsaufträgen für den Schiff- und 
Maschinenbau zurück. Gerade im krisenanfälligen 
Schiffbau hat sich der Anteil der Auslandsumsätze in 
der Vergangenheit sehr häufig geimdert, wobei lang­
fnst•g gesehen die Bedeutung der Schiffsexporte seit 
1961 drastisch zurückgegangen ist. Im Jahre 1961 

2) Zum Auslandsumsatz zahlen außer Direktumsatzen mtt 
Kunden tm Ausland (ohne DDR und Berlln. Ost) auch fur 
den Export besttmmte Lteferungen an tnlandtsche Firmen, 
wte Exporteure 



bestand noch fast die Hälfte aller Ausfuhrerlöse des 
verarbeitenden Gewerbes aus Schiffslieferungen an 
das Ausland; im Jahre 1980 ist dieser Anteil auf unter 
10% gesunken! Gleichzeitig erhöhte sich der Export­
anteil des Maschinenbaues auf das Doppelte auf 
etwa ein Dnttel des gesamten Auslandsgeschäftes. 

Exportintensität des verarbeitenden Gewerbes 
in Schleswlg-Holstein weit unter Durchschnitt 

Gemessen an der Exportquote des Bundesgebiets 
nimmt sich dre lntensrtät des Auslandgeschäfts in 
Schleswig-Holstein recht bescheiden aus. Im Bundes­
gebiet gingen 1981 (Januar bis August) rund ein 
Viertel aller Ueferungen und Leistungen des verarbei­
tenden Gewerbes in das Ausland, in Schleswig-Holstein 
(Januar bis September) dagegen nur 19 %. Der Unter­
schied zwischen den Anteilen von Bund und Land hat 
sich im langfristigen Vergleich erheblich vergrößert: 
1961 bestand zwischen den beiden Quoten nur ein 
Abstand von 2 Prozentpunkten. Er vergrößerte sich 
im Laufe der folgenden zwanzig Jahre auf etwa 7 Pro­
zentpunkte. Die Gründe für die unterschiedliche Ent­
wicklung sind vielseitig. Sie können im folgenden 
nur angedeutet werden, wobei sich der Statistiker eines 
Werturteils darüber enthalten muß, ob eine sehr starke 
Exportabhängigkeit der Wirtschaft als unbedingt vor­
teilhaft anzusehen ist oder nicht. 

Oie Auslandsumsätze Im Bergbau und verarbeitenden Gewerbe1 

nach Bundesländern 1980 

Land Mrd DM Anterl Exportquote in% 
am 

Bundes- 1980 1961 
gebiet 
in% 

Schleswig·Holstein 5.0 1,7 16.2 13,5 

Hamburg 7,3 2.5 10,4 12.4 
Niedersachsen 31,6 10,9 26.3 16.6 
Bremen 3.6 1,2 18,7 18.4 

Nordrhem·Westfalcn 86,7 29,8 24.4 14,3 
Hessen 24.4 8,4 26,5 17,9 
Rheanland·Pfalz 21,8 7.5 30,3 15.3 
Baden·WiJrttember g 53,1 18,4 25,6 15,4 

Bayern 47,2 16.2 25,7 12.9 
Saarland 6,9 2.4 31,1 35,3 
Berhn (West) 2,8 1,0 12,5 9,8 

Bundesgebiet 290,5 100,0 24,3 15,0 

1) Betnebe von Unternehmen m1t rm allgemeinen 20 und mehr 
Beschäftigten 
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Der geringe Export des nördlichsten Bundeslandes 
- nur 1,7% der Ausfuhren im Bergbau und verarbei­
tenden Gewerbe des Bundesgebiets entfallen auf 
Schleswig-Holstein - ist eng mit der besonderen 
wirtschaftlichen Struktur seiner Betriebe verknüpft. So 
ist der Anteil der industriellen Großbetriebe, die 
stärker für eine exportorientierte Produktion vorher­
bestimmt sind als mittlere und kleinere Betriebe, in 
Schleswig-Holstein geringer als im Bundesgebiet. 
Das stärkere Gewicht der Mittel- und Kleinbetriebe 
äußert sich auch in der besonderen Branchenstruktur, 
die von derjenigen des Bundesgebiets abweicht. So 
gibt es z. B. in Schleswig-Holstein keine Automobil­
rndustrie und nur eine unbedeutende Zubehörfertigung, 
was den Exportanteil erheblich nach unten drückt. 
Der an Bedeutung abnehmende Bau von Wasserfahr­
zeugen wiegt dies nicht auf. Außerdem hat das Nah­
rungsmittelgewerbemit seiner unterdurchschnittlichen 
Ausfuhrintensität rm Land zwischen Nord- und Ostsee 
eine größere Bedeutung als im Bundesgebiet. Ferner 
ist auf die ungünstigen Standortbedingungen der 
schleswig-holsteinischen Betriebe mit all ihren nach­
teiligen Folgen für die Exportmöglichkeiten hinzu­
weisen. Die periphere Lage zu den potentiellen Abneh­
merländern im EG-Raum wirkt hemmend, im Gegen­
satz etwa zur zentralen Lage von Ländern wie Rhein­
land-Pfalz oder dem Saarland. Die Nachbarschaft zu 
den skandinavischen Ländern kann diesen Mangel nicht 
ausgleichen. 

Unter den Rächenländern des Bundesgebiets hatte 
Schleswig-Holstein im Jahre 1980 die mit Abstand 
niedrigste Exportquote aufzuweisen, nämlich 16,2 %. 
Nur in den Stadtstaaten Berlin und Harnburg waren die 
Exportanteile am Gesamtumsatz noch geringer. 
Schleswig-Holstein werst auch seit dem Jahre 1961 
die geringste Stergerung der Exportintensität unter 
den Flächenländern nach, wenn man vom Saarland mit 
seiner ohnehin sehr hohen Exportquote absieht. Die 
Quote erhöhte sich nur um 3 Prozentpunkte. Dem­
gegenüber konnten insbesondere die Länder Rhein­
land-Pfalz, aber auch Bayern, Baden-Württemberg, 
Nordrhein-Westfalen und Niedersachsen ihre Quoten 
um mindestens 1 0 Prozentpunkte innerhalb des be­
trachteten Zeitraums anheben. Das größte Gewicht 
kommt dem Bundesland Nordrhein-Westfalen zu, auf 
das im Jahre 1980 drei Zehntel aller Auslandsumsätze 
im Bergbau und verarbeitenden Gewerbe des Bundes­
gebietes entfielen. 

Investitionsgüter dominieren im Export 

Vom gesamten Auslandsumsatz im Bergbau und 
verarbeitenden Gewerbe Schleswig-Holsteins in Hohe 



von 5,0 Mrd. DM im Jahre 1980 entfielen allein 2,9 Mrd. 
DM oder knapp drei Fünftel auf das Investitionsgüter 
produzierende Gewerbe. Dieser Wirtschaftshaupt­
bereich, der größtenteils mit den metallverarbeitenden 
Betrieben übereinstimmt, ist somit die wichtigste 
Stütze der schleswig-holsteinischen Exportwirtschaft. 
Gut ein Fünftel der Lieferungen und Leistungen an 
das Ausland erbrachte das Grundstoff- und Produk­
tionsgütergewerbe, während vom restlichen Fünftel 
zwei Drittel auf den Nahrungs- und GenuSmittelsektor 
und ein Drittel aufden Verbrauchsgütersektor entfielen. 

Im Verbrauchsgüter produzierenden Gewerbe ist das 
Gewicht des Auslandsgeschäfts nach wie vor recht 
unbedeutend. Daran hat sich in den letzten zwanzig 
Jahren nichts Wesentliches geändert, wenn auch 
der Anteil geringfügig auf 6,4 % aller Auslandserlöse 
im verarbeitenden Gewerbe zugenommen hat. Da­
gegen hat sich die Struktur der Exportumsätze unter 

den anderen drei Wirtschaftshauptbereichen beträcht­
lich gewandelt. Die bemerkenswerteste Änderung voll­
zog sich im Investitionsgüter produzierenden Gewerbe, 
dessen Anteil am gesamten Auslandsgeschäft relativ 
stark zurückgegangen ist Vornehmlich beeinflußt 
durch das langfristige Sinken der Schiffsexporte ent­
fielen im Jahre 1980 nur noch 58 % der Auslands­
erlöse auf den Investitionsgütersektor gegenüber 
76% im Jahre 1961 . Gleichzeitig gewannen die beiden 
restlichen Hauptbereiche Marktanteile hinzu. lnfolge 
des Ausbaus der chemischen Industrie im Brunsbütteler 
Raum erhöhte sich der Anteil des Grundstoffe und 
Produktionsgüter produzierenden Gewerbes um 7 Pro­
zentpunkte auf 22 %; derjenige des Nahrungs- und 
Genuamittelgewerbes nahm sogar um 9 Prozentpunkte 
zu. Mit einem Anteil von 13 % an allen Ausfuhren 
des verarbeitenden Gewerbes ist in Schleswig-Holstein 
nach wie vor die Bedeutung der Agrarexporte größer 
als in jedem anderen Rächenland des Bundesgebiets 
(Durchschnitt für das Bundesgebiet 3,5 %). 

Auslandsumsätze des Bergbaus und verarbeitenden Gewerbes 1 in ausgewählten Wirtschaftsbereichen 

Wirtschaftsbereich Auslandsumsatz Exportquote 
in% 

lnMIII.DM Anteil in% 

1961 1980 1961 1980 1961 1980 

Bergbau sowie Grundstoff- und Produktionsgütergewerbe 143 1 115 15,1 22,1 9,9 15,0 

darunter 
Chemische Industrie 30 520 3,2 10,3 11 ,1 24.5 
Mineralölverarbeitung 35 242 3,7 4,8 12,5 9,4 
Zellstoff-, Holzschliff-, Papier- und Papperarzeugung 13 143 1,4 2,8 7,5 32,0 
Eisen. NE-Metalle, Gießereierzeugnisse, Drahtzieherelen 
und Mechanik 50 128 5,3 2,5 18,9 22,6 

Investitionsgüter produzierendes Gewerbe 715 2 933 75,7 58,1 34,9 29,9 

darunter 
Maschinenbau 2 148 1 544 15,7 30,6 29,4 42,3 
Schiffbau 443 431 46,9 8,5 52.7 32,1 
Elektrotechnik 64 430 6,8 8,5 23,0 28,4 
Felnmeohanik, Optik 33 264 3,5 5,2 28,0 32,1 

Verbrauchsgüter produzierendes Gewerbe 45 321 4,8 6,4 4,3 7.5 

darunter 
Herstellung von Kunststoffwaren 4 95 0,4 1,9 13.3 15,5 
Textilgewerbe 12 70 1,3 1,4 5,1 19.4 

Nahrungs- und GenuSmittelgewerbe 42 679 4,4 13,4 1,7 7,1 

darunter 
Meierelen und Käserelen 133 2,6 9,0 
Mahl- und Schälmühlen 6 116 0,6 2,3 3,6 35,3 

Bergbau und verarbeitendes Gewerbe zusammen 945 5 049 100 100 13,5 16,2 

1) 1961 : Industriebetriebe von Unternehmen mit im allgemeinen 10 und mehr Beschäftigten; 
1 980· Industrie- und Handwerksbetriebe von Unternehmen mit im aligemernen 20 und mehr Beschäftigten 

2) einschließlich Büromaschinen 
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Anteile wichtiger W irtschaftsbereiche 
am Auslandsumsatz des verarbeitenden Gewerbes 
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Ausfuhrabhängigkelt im Maschinenbau am größten 

Unter den e1nzelnen Wirtschaftsgruppen ist der 
schleswig-holsteinische Maschinenbau besonders 
stark exportorientiert Auf ihn entfielen im Jahre 1980 
fast ein Drittel sämtlicher Exporterlöse des Landes. 
Der Branche gelang damit ein bemerkenswerter Erfolg 
innerhalb der letzten zwanzig Jahre; ihr Anteil am ge­
samten Auslandsgeschäft hat sich seitdem verdoppelt. 
Die Exportquote des Maschinenbaus (das ist der Aus­
landsumsatz in % des Gesamtumsatzes der jeweiligen 
Branche) erhöhte sich auf 42 %. Er ist damit größer 
als in irgendeinem anderen oben in der Tabelle dar­
gestellten Wirtschaftsbereich. An den Ueferungen und 
Leistungen in das Ausland während des Jahres 1980 
in Höhe von 1,5 Mrd. DM waren sämtliche Wirtschafts­
zweige des Maschinenbaus beteiligt, wenn auch mit 
sehr untersch edlichen Anteilen. Der größte Anteil 
entfiel auf den Zweig "Sonstiger Maschinenbau··, eine 
Sammelposition. die nicht näher zu spezifizieren ist, 
aber alle1n mit 500 Mill DM am Exporterfolg beteiligt 
war. 

Dagegen kam es im Schiffbau seit 1961 zu einem 
spektakulären Absinken der Anteilswerte. Dies trifft 
sowohl auf das Gewicht am Gesamtexport des ver­
arbeitenden Gewerbes zu wie auf die branchenbezo­
gene Exportquote. Das Absinken vollzog sich in den 
60er Jahren in Etappen, wurde dann in der ersten 
Hälfte der 70er Jahre von einer Ausdehnung des 

Exportgasehafts unterbrochen und führte seit 1976 
erneut in anhaltendem Rückgang zu einem Anteil von 
nur 8,5 % an den gesamten Auslandsumsätzen des 
Jahres 1980. Im Jahre 1961 hatte dieser Anteil noch 
47 % betragen! Unter den oben in der Tabelle darge­
stellten Wirtschaftsbereichen ist der Schiffbau der 
einzige, dessen nominaler Auslandserlös im Jahre 
1980 kleiner gewesen ist als derjenige des Jahres 
1961. Die Entwicklung muß im Zusammenhang mit den 
durch politische Ereignisse bedingten sehr starken 
Schwankungen in der Nachfrage nach Transport­
kapazität und mit der von fast allen großen Schiffbau­
ländern betriebenen staatlichen Subventionspolitik 
zugunsten der Werften gesehen werden. Durch sie 
werden die Gesetze des Marktmechanismus ausge­
schaltet, und die Produktion auf den Werften gerät in 
eine finanzielle Abhängigkeit, die den Betrieben selbst 
nur noch einen geringen Spielraum für am freien Markt 
orientierte Unternehmerische Entscheidungen läßt. 

Zum zweitwichtigsten Wirtschaftsbereich für den 
schleswig-holsteinischen Export des warenprodu­
zierenden Gewerbes hat sich in den letzten Jahren die 
chemische Industrie entwickelt Sie erzielte im Jahre 
1980 Erlöse aus Ueferungen und Leistungen in das 
Ausland in Höhe von 520 Mi II. DM, das sind 10% des 
gesamten Exports. Neben dem bereits erwähnten 
Aufbau neuer Produktionsstätten werden die Daten 
aus der chemischen Industrie auch durch die über­
durchschnittlich stark gestiegenen Ölpreise nach 
oben gedrückt. Zur Produktion in diesem Bereich 
wird in beträchtlichem Umfang schweres Heizöl als 
Rohstoff eingesetzt, das im Wege chemischer Pro­
zesse in andere Produkte umgesetzt wird, u. a. zur 
Düngemittelherstellung. Die Exportquote im Chemie­
bereich hat sich seit 1961 mehr als verdoppelt. Im 
Jahre 1980 wurde ein Viertel der erzeugten Produkte 
an ausländische Abnehmer abgesetzt. 

ln den anderen wichtigen Exportbranchen, wie der 
Elektrotechnik sowie der Feinmechanik und Optik, 
hat sich im Verlauf der letzten zwei Jahrzehnte das Ge­
wicht des Exportumsatzes etwas erhöht. Größere Ver­
schiebungen im Rahmen des Gesamtbildes für das ver­
arbeitende Gewerbe haben sich aber hierdurch nicht 
ergeben. Die Exportquote der Mineralöl verarbei­
tenden Betriebe hat im Gegensatz zum allgemeinen 
Trend abgenommen. Im Nahrungsmittelbereich 
trugen vor allem die Meiereien durch ihre umfang­
reichen Milchpulverausfuhren zur Ausdehnung des 
Auslandsgeschäftes bei. Auch dem Müllereigewerbe 
gelang es in den letzten Jahren, verstärkt auf auslän­
dischen Märkten Fuß zu fassen. 35 % aller schles-
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wig-holsteinischen Müllereierzeugnisse gingen im 
Jahre 1980 in den Export . 

Beziehungen zwischen Auslandsabsatz 
und Betriebsgröße 

Das Exportgeschäft ist auf die Betriebe des verarbei­
tenden Gewerbes sehr ungleichmäßig verteilt. Dies 
ergibt sich aus einer Sonderaufbereitung der zum 
Jahresergebnis kumulierten Monatsberichte, in der 
die Auslandsumsätze nach Beschäftigten-Größen­
klassen dargestellt sind. Von den insgesamt im Durch­
schnitt des Jahres 1980 erlaBten 1 659 Betrieben 
(monatlicher Berichtskreis) waren zwei Drittel (66 %) 

am Auslandsgeschäft überhaupt nicht beteiligt: nur in 
566 Fällen wurden Exportumsätze nachgewiesen. ln 
der Gliederung nach Betriebsgrößenklassen zeigt 
sich eine sehr starke Konzentration des Export­
geschäfts auf die wenigen Großbetriebe, wogegen 
mittlere und kleinere Betriebe auf den Auslands­
märkten offenbar kaum Fuß fassen können. 

Im Mittel entfiel auf jeden der ertaßten 1 659 Betriebe 
ein Auslandsumsatz von gut 3 Mill. DM. Dieser Durch­
schnittswert wird jedoch nur von einem unter sechs 
Betrieben erreicht. Trotz ihrer Häufigkeit haben die 
kleinen und mittleren Betriebe unter ihnen mit bis zu 
49 Beschäftigten am Exportgeschäft nur einen Anteil 
von 5 %, sind also praktisch bedeutungslos. Ihre Pro­
duktion ist in der Regel auf den Binnenmarkt ausge­
richtet. Ihre Möglichkeiten, als Anbieter 1m Ausland auf­
zutreten, finden eine Grenze in den erheblichen Kosten 
hierfür (Werbungskosten z. B. auf Messen, Transport-

Verteilung der Auslandsumsätze 
owt auf die Betriebe munaollen 20IIldmeh'~COI 

des verarbeitenden Gewerbes 1980 
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Auf der Waagerechten Sind die Betnebe in Prozent abgetragen. und zwar 
kumuliert von links nach rechts nach der Zahl der ln Ihnen tähgen Personen. 
Auf der Senkrechten Sind dte entsprechenden Auslandsumsatze ebenfalls 
kUmuliert abgetragen. Hätten alle Betriebe enen gleich hohen Auslands· 
umsatz, so entstunde e1ne Gerade (gestnchelte Ume). ln dem Maße, wfe 
die großen Betriebe stärker am Auslandsumsatz beteiligt Sind als die kleinen, 
wfrd dteSe Gerade zur durchhängenden Kurve. Im dargestellten Falle 
tätigen 15 % der Betnebe (von lnks her gesehen) nur 0,2 % aller Aus· 
landsumsatze. 59 % der Betriebe auch erst 5 %. aber dle letzten 4 % der 
Betriebe 55 % der Auslandsumsätze. 

kosten) und im Spezialisierungsgrad der von ihnen 
angebotenen Produkte. Mit zunehmender Betriebs­
größe vermindert sich zwar die Zahl der Betriebe, 
ihr Anteil am Auslandsumsatz wie auch die Exportquote 

Bergbau und verarbeitendes Gewerbe' 1980 nach Beschäftigten-Größenklassen 

Beschaftigte Betnebe Umsatz Darunter Auslandsumsatz Exportquote Auslandsumsatz 
1e Betrteb Je Betrieb 

m Mill DM ln% in 1 OOODM 

1 - 19 249 560 10,7 0.2 1,9 43 

20 - 49 727 3 800 250,3 5.0 6,6 344 

50- 99 297 3359 348.5 6,9 10.4 1 173 

100 - 199 199 5 424 574,7 11,4 10.6 2 888 

200 - 499 129 5 665 1 064,0 21 ,1 18,8 8 248 

500 und mehr 58 12 325 2 800,6 55,5 22,7 48 287 

Insgesamt 1 859 31 134 5 048,9 100 16,2 3 043 

1) Betnebe von Unternehmen mit 1m allgemeinen 20 und mehr Beschafttgten (monatlicher Berichtskrets) 
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werden aber ständig größer. Von einer Beschäftigten­
zahl ab 200 Personen an sind die Betriebe im all­
gemeinen überdurchschnittlich am Exportgeschäft 
beteiligt. Auf die oberste nach oben offene Klasse mit 
500 und mehr Beschäftigten je Betrieb entfielen im 
Jahre 1980 sogar über die Hälfte aller schleswig­
holsteinischen Auslandsumsätze. Im Durchschnitt 
des Bundesgebietes ist die Häufigkeitsverteilung der 
Betriebe zwar ähnlich derjenigen in Schleswig-Holstein, 
jedoch sind die mittleren und oberen Beschäftigten­
Größenklassen (ab 50 Beschäftigte aufwärts) durch­
weg relativ stärker besetzt. 

Die für das E:<portgeschäft ungünstigeren Rahmen­
bedingungen in Schleswtg-Holstein haben in den letzten 
20 Jahren dazu geführt, daß die Betriebe des verar-

Berufspendler 1980 

Seit Beginn der Industrialisierung in der Mitte des vori­
gen Jahrhunderts ist es nicht mehr selbstverständlich, 
daß Erwerbstätige in der Nähe ihrer Arbeitsstätte auch 
wohnen. lnfolge zunehmender Konzentration der 
Arbeitsstätten in den Städten sowie steigender Ein­
wohnerzahlen wurden die täglichen Wege zur Arbeit 
vielmehr länger. ln den letzten zwei Jahrzehnten ist 
zwar die Großstadtbevblkerung zugunsten einer dich­
teren Besiedlung des Umlandes zurückgegangen, die 
großen Arbeitsstätten sind jedoch meist in den Städ­
ten geblieben, so daß in vermehrtem Maße der Arbeits­
weg mit Ortswechseln verbunden ist. Für diese täg­
lichen Ortswechsel, hat sich die Bezeichnung .. Pendel­
wanderung" eingebürgert. für die Personen das Wort 
"Pendler''. Eine intensive Pendelwanderung ist heute 
geradezu ein Kennzeichen einer hochentwickelten 
Region. 

Die Darstellung der räumlichen Verflechtung zwischen 
dem Wohnen und dem Arbeiten durch Erfassen der 
Pendlerströme ist seit geraumer Zeit eine wichtige 
Aufgabe von Volkszählungen. Hier gelten diejenigen 
Erwerbstätigen als Berufspendler, die auf ihrem werk­
täglichen Weg ihre Wohngemeinde verlassen (von 
ihnen untersehreden werden die Ausbildungspendler). 

beitenden Gewerbes im nördlichsten Bundesland 
mit der bundesweiten stürmischen Ausweitung der 
Auslandsumsatze im Durchschnitt nicht haben Schritt 
halten können. Hieran wird sich voraussichtlich auch in 
Zukunft kaum etwas ändern. Die im Vergleich zum 
Bundesgebiet bestehende allgemeine Struktur­
schwäche kann langfristig durch wirtschaftspolitische 
Maßnahmen allenfalls gemildert werden. Sie zu besei­
tigen und Schleswig-Holstein etwa die Wirtschafts­
struktur des Bundesgebietes geben zu wollen, ist 
sicherlich unmöglich und wohl auch nicht erstrebens­
wert. 

Klaus Schetthauer 

Jeder Pendler ist zugleich Einpendler, nämlich aus der 
Sicht der Ziel- oder Arbeitsgemeinde, und Auspendler, 
nämlich aus der Sicht der Herkunfts- oder Wohn­
gemeinde. Bei den innerhalb Schleswig-Holsteins 
Pendelnden ist in der Summe die Zahl der Einpendler 
gleich der Zahl der Auspendler. Diese Gleichung gilt 
natürlich nicht für eine einzelne Gemeinde und eben­
sowemg für die Pendlerbeziehung Schleswig-Holsteins 
mit seinen Nachbarländern. 

Zahlen über die Pendelwanderung gehören zu den 
gefragtasten Ergebnissen der Volkszählungen. Im 
Rahmen der Auswertungen der Volkszählung 1970 
wurden deshalb auch sachlich und regional tief geglie­
derte Pendlerstatistiken erarbeitet, die nach nunmehr 
fast zwölf Jahren allerdings weitgehend überholt sind. 
Um die Nachfrage nach aktuellen Zahlen befriedigen zu 
können, sind Fragen zur Pendelwanderung erstmals 
in das Mikrozensusprogramm 1978 einbezogen wor­
den, um ab dann rn zweijährlichem Rhythmus gestellt 
zu werden. Die Ergebnisse der Befragung für 1980 
liegen inzwischen vor, für 1982 ist die dritte Befragung 
vorgesehen. 
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Der Mikrozensus ist eine jährliche 1%-Stichprobe, die 
bei Haushalten Merkmale zur Bevölkerungsstatistik 



und zur Erwerbstätigkeit erhebt. Der dem Mikrozensus 
zugrunde liegende Auswahlplan erlaubt zwar keine 
repräsentative Erhebung von Pendlerströmen zwi­
schen einzelnen Gemeinden, es lassen sich jedoch 
summarisch d1e Pendelbewegungen 

1 mnerhalb der Gernemden 
2. zwtschen den Gernemden 
3. i.Jber dte Landesgrenze hmweg 

hinlänglich genau 1 darstellen. 

Da im strengen Sinne nur diejenigen Erwerbstätigen 
zu den Berufspendlern zählen, deren Arbeitsstätte 
und Wohnung in verschiedenen Gemeinden Hegen und 
die diesen Weg werktäglich zurücklegen. stellen die 
unter Punkt 1. Genannten, die sogenannten inner­
gemeindlichen Pendler, hochstens eine Sonderform 
dar. Da ihre Auswertung nur unter lokalen und engen 
regionalen Gesichtspunkten von Interesse ist, sollen 
sie hier vernachlässigt werden. 

Dagegen finden Angaben über die die Landesgrenze 
überschreitenden Pendler wegen der engen wirt­
schaftlichen Verflechtung zwischen Harnburg und dem 
Süden unseres Landes besondere Beachtung. So ist 
deren Zahl - zu 98 % sind es Berufstätige, die in 
Harnburg arbeiten - zum Beispiel aufschlußreich 
in bezug auf die Beteiligung der Schleswig-Holsteiner 
an der Erstellung des Hamburger Bruttoinlandspro­

dukts. 

Die Pendlerfragen des Mikrozensus lehnen s1ch stark 
an die der Volkszahlung 1970 an und lauteten folgen· 
dermaßen: 

Ort und Weg zur Albeltsstltte, (HGCh·)Schule, Kindergarten 

Uegtdie 
Arbeitsstatte. 
(Hoch· )Schule, 
Kindergarten' 

lettaufwand Das lur dte 
lur Hmweg langste 

lnnert.a•der bis 10 Mm 
Wohns1tzgememde, biS 20 Mln. 

biS 30Mm 
1n emer anderan Gemeinde bis45Mn 

des gletchen Bundeslandes, bts 1 Std 
biS 1 Vz Std 

1n emem anderen Bundesland. uber I Vr Std 

1m Ausland? 

Wegstrecke 
benutzte 

Verkehrsmtltel 

Bus 
Straßenbahn 
U/S·Bahn 
Eisenbahn 
PICW, Krad 
Moped, Mofa 
Fahrrad 
zu Fu8 
SonstJges 

Entfernung 
lurHmweg 

unter 10 km 
10 b.u 25 km 
25bu50km 
50 km und mehr 
Wechselnder 

Arbeitsplatz 

') D1e Frage nach dem Zielort warbelder Erhebung 1978 m der Form Ietchi abge· 
wandelt 

1) Der bei Sltchproben unvermeidliche Stichprobenfehler w1rkt 
SICh naturlieh auch h1er aus 
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Bei der Volkszählung sah die Frage nach dem benutz­
ten Verkehrsmittel zwar mehr Antwortkategorien vor, 
der Zeitaufwand wurde aber damals nur nach 5 Klas­
sen unterteilt, wobei die obere offene Klasse bereits 
bei "60 Minuten und mehr" ansetzte. Vor allem aber 
fehlten 1970 Angaben uber die Entfernung zur Arbeits­
stätte 

Fast jeder 4. Erwerbstätige Ist ein Pendler 

Unter den im April 1980 ermittelten 1 128 000 Er­
werbstätigen in Schleswig-Holstein waren 461 000 
Auspendler; das entspncht einer Pendlerquote - der 
Anteil der Auspendler an den Erwerbstätigen - von 
41 %. Verglichen mit 1970 ist das eine Zunahme um 
12 Prozentpunkte2 • Bei Mannern liegt die Pendler­
quote mit 44 % (1970: 33 %) deutlich höher als bei 
den Frauen (35 %, 1970: 23 %). D1e berufliche Mobili­
tät unserer Bevölkerung hat im Laufe der letzten 1 0 
Jahre also erheblich zugenommen! 

Berufsauspendler 1970 1978 1980 

Zunahme 
gegenuber 

1970 
10 l!b 

in 1000 

Berufspendler männl. 222 291 311 40 
tnsgesamt we1bl 81 136 150 85 

zus. 303 428 461 52 
davon 
tnnerhalb mannl. 153 205 221 44 

Schleswtg· we1bl 57 101 111 95 
Holstetns 

211 306 331 zus 57 

uber dte mannl 68 86 91 34 
Landesgrenze weibl 24 35 39 63 

zus 93 121 130 40 

2) 19 78 betrug diE! Pendlerquote 39 % lag also um 2 Prozent 
punkte unter der von 1980 Derart1ge Abweichungen mussen 
mcht durch Anderung der realen Verha!tmsse begrundet sem, 
sondern konnen 1hre Ursache 1n dem bereits genannten Stich­
probeniehier haben, der dadurch entsteht, daß nur e1n Te1! der 
Gesamtheit 1n d1e St1chprobe etnbezogen w1rd D1eser Fehler. 
der Insbesondere von der Hauflgkert des beobachteten Merk 
mals abhangt, 1st beslimmbar durch die Berechnung von Ver 
lrauensberetchen 



Von den 461 000 Berufspendlern des Jahres 1980 
überschritten 130 000, das sind 28 %, die Landes­
grenzen. Ihre Wege führten fast ausschließlich nach 
Hamburg. Der Anteil der Pendler über die landes­
grenzen an allen Pendlern ist übrigens in den vergan­
geneo 1 0 Jahren geringfügig gesunken - ein Zeichen 
für die wirtschaftliche Entwicklung des an Harnburg 
angrenzenden südlichen Schleswig-Holsteins! Die an 
und für sich schon bemerkenswerte Zunahme der 
Pendelwanderungen - in 1 0 Jahren um mehr als die 
Hälfte - ist wesentlich durch die weiblichen Pendler 
beeinflußt worden. Ihr Anteil hat sich fast verdoppelt! 

Berufsauspendler 
MOOozensusergebniSse 

Diese Entwicklung ist auf zwei Ursachen zurückzu­
führen : Zum einen auf die erhöhte Mobilität der Bevöl­
kerung, die sich in einer kräftigen Zunahme der Pend­
lerquote ausdrückt, und zum anderen auf einen Anstieg 
der Zahl der weiblichen Erwerbstätigen, die gegen­
über 1970 um 21 % zugenommen hat, während die 
der Männer sich nur unwesentlich erhöht hat (3 Ofo). 
Inwieweit eine verbesserte schulische und berufliche 
Ausbildung sowie eine veränderte Einstellung zur 
Berufstätigkeit die Anpassung an die Erfordernisse des 
Arbeitsmarktes erleichtert haben und damit eine grö­
Bere Mobilität bewirkt haben, läßt sich aus dem vorlie­
genden Zahlenmaterial leider nicht ableiten. Dazu be­
dürfte es weite·en, tiefergegliederten Materials, wie es 
nur im Rahmen von Volkszähl~ngen anfällt. 

Wie schon gesagt, sind die Ergebnisse des Mikro­
zensus mit einer gewissen Unsicherheit behaftet 
Neben dem bereits genannten Stichprobenfehler sind 
dies vor allem Mängel, die mit dem langen zeitlichen 

Abstand der letzten Volkszählung (1970) zusammen­
hängen; denn Volkszählungen beeinflussen den Mikro­
zensus auf zweifache Weise: Zum einen liefern sie die 
Auswahlgrundlage für diese Stichprobe und zum 
anderen stellen sie die Bevölkerungsfortschreibung auf 
eine neue Basis (mit dem bei der letzten Volkszählung 
festgestellten Bestand an Einwohnern werden die lau­
fenden Veränderungen verrechnet). Je älter nun eine 
Auswahlgrundlage und ein Melderegister sind, desto 
fehlerhafter s1nd sie. Bei der Aufbereitung des Mikro­
zensus wirkt sich die Überhöhung der laut Bevölke­
rungsfortschreibung testgestellten Einwohnerzahl ver­
fälschend aus, da die Mikrozensusergebnisse an diese 
überhöhte Einwohnerzahl anzupassen sind. Das ist 

unter der Voraussetzung einer richtigen Einwohner- f 
zahl eine vernünftige Methode, die sicherstellen kann, 
daß tatsächlich 1 % der Bevölkerung in den Mikro­
zensusergebnissen ausgewiesen wird und nicht nur 

0,9 % oder 1,1 %. Ist diese "GrundgesamtheitM aber 
zu hoch oder zu niedrig, so werden auch zu hohe oder 
zu niedrige Stichprobenergebnisse ausgewiesen. Rich­
tung und Ausmaß der durch die Mikrozensusergeb­
nisse beschriebenen Entwicklung entsprechen jedoch ). 
der Wirklichkeit. Dies bestätigt nicht zuletzt die gute 
Überemstimmung der Stichproben von 1978 und 
1980. 

Durchschnittlicher Zeltaufwand rückläufig 

Von den innerhalb Schleswig-Holsteins Pendelnden 
benötigen 62 % zwischen 1 0 und 30 Minuten für den 
Hinweg zur Arbeitsstelle. Unter ihnen haben 36 % 
einen zeitlichen Aufwand von nur 10 bis 20 Minuten. 
Wege, die mehr als 60 Minuten in Anspruch nehmen, 
sind selten. Obwohl Männer und Frauen sich in bezug 

Wegezeitaufwand der Berufsauspendler 

1961 

1970 

- 29 -

Von 1 00 Perolem benötigten für den Hmweg 

10 

10 bi$ untu 6o 6o;...\il'lU!e11 u. mehr 

1---L---1---1--1 I 

30 4~ 50 Ja 10 20 30 40 
Anzahl der Berufsauspendler 

I 
I 

I 
10 20 3o 



auf das benutzte Verkehrsmittel nicht unwesentlich 
unterscheiden, ist der Zeitaufwand für beide Ge­
schlechter ähnlich hoch. 

Demgegenüber ist die Anfahrt der Pendler über die 
Landesgrenze deutlich zeitraubender. 64 % benötigen 
mehr als eine halbe Stunde. Jeder fünfte Harnburg­
Pendler braucht sogar mehr als eine Stunde für eine 
Strecke. 

Wie das Bild zeigt, ist der durchschnittliche Zeitaufwand 
seit der Volkszählung 1961 dennoch erheblich gesun­
ken. Das ist zweifellos auf die drastisch gestiegene 
Motorisierung zurückzuführen. 

(~ 

Steigende Beliebtheit des PKW 

Da der PKW und das Motorrad zu einer Kategorie zu­
sammengefaßt worden sind, lassen sich Zahlen für den 
PKW allein nicht aufbereiten. Durch Hinzuziehen der 
laufenden Kfz. -Zulassungsziffern läßt sich aber belegen, 
daß das Motorrad als Verkehrsmittel gegenüber dem 
Auto eine sehr geringe Rolle spielt. Man kann daher 
ohne weiteres sagen, daß der PKW für männliche und 
weibliche Berufspendler das mit weitem Abstand wich­
tigste Verkehrsmittel ist. Seine Bedeutung hat gegen­
über 1970 weiter zugenommen; damals fuhren erst 
55 % der Berufspendler mit dem PKW, 1980 schon 
68 %. Sofern sich das Fahrverhalten seit der letzten 
Volkszählung nicht entscheidend geändert hat, handelt 
es sich bei dem PKW meist um das eigene Auto; denn 
1970 wurde festgestellt, daß 87% der PKW-fahrenden 
Pendler das Auto als Selbstfahrer benutzten, nur 13 % 
fuhren in einem fremden Auto mit. 

Im Pendelverkehr innerhalb Schleswig-Holsteins ist 
der Bus mit weitem Abstand hinter dem PKW das 
zweitwichtigste Verkehrsmittel. Jeder 14. männliche 
und jede 5. weibliche Berufstätige benutzt ihn über­
wiegend. Daneben haben die anderen öffentlichen 
Personenverkehrsmittel nur nebensächliche Bedeu­
tung. 

Der Berufsverkehr mit Harnburg unterscheidet sich 
erheblich von dem innerhalb Schleswig-Holsteins. 
Sowohl das gut ausgebaute schienengebundene 
öffentliche Personan-Nahverkehrsnetz - viele Ge­
meinden im Umland Hamburgs sind an das S- oder 
U-Bahnnetz und damit an den Hamburger Verkehrs­
verbund angeschlossen - als auch die hohe Verkehrs­
dichte im Großraum Harnburg bewirken wesentlich 
höhere Anteile des öffentlichen Personennahverkehrs 
als in Schleswig-Holstein. 

Berufsauspendler 1980 nach dem Verkehrsmittel 1 

Berufsauspendler PKW/ Bus U-/S-/ 
Motorrad Elsenbahn 

in% 

Berufspendler männlich 72 6 8 
msgesamt weiblich 57 18 10 

zusammen 68 10 9 
davon 
Innerhalb männlich 76 7 3 
Schlesw1g·Holste1ns weiblich 59 21 5 

zusammen 70 12 4 

uber die mannlieh 63 5 21 
Landesgrenze we1blich 53 10 26 

zusammen 60 6 22 

1) Fälle .ohne Angabe" und Fälle mit Benutzung eines hier nicht 
genannten Verkehrsmittels fehlen in dieser Tabelle 

Im Vergleich zu 1970 haben sich dennoch die Anteile 
des öffentlichen Personennahverkehrs verringert: 
Damals benutzten noch 34 % der Pendler nach Harn­
burg schienengebundene Verkehrsmittel und nur 
52 % PKW oder Motorrad, 1980 benutzten dagegen 
22 % die Schiene und 60 % ein privates Kraftfahrzeug 
Der Anteil der Kfz.-Benutzer hat sich seit 1970 aller­
dings ( + 8 Punkte) nicht so stark erhöht wie innerhalb 
Schleswig-Holsteins ( + 13 Punkte). 

Bei beiden Pendlergruppen fällt auf, daß Männer in 
weit höherem Maße individuelle Verkehrsmittel be­
nutzen als Frauen, diese also zu einem höheren Anteil 
öffentliche Verkehrsmittel wählen oder darauf ange­
wiesen sind. 

Jeder 9. Hamburg-Pendler fährt weiter als 50 km 

Während vier Fünftel der innerhalb des Landes Pen­
delnden auf Wegen unter 25 km Länge zu ihrer Ar­
beitsstelle gelangen, jeder Dritte sogar nur weniger als 
1 0 km zu fahren braucht, und Entfernungen über 
50 km selten sind, ist die Pendlerverflechtung mit 
Harnburg wesentlich weit räumiger. Wege unter 1 0 km 
sind hier am wenigsten genannt worden; unter 25 km 
lang ist der Weg nur für 33 % der Berufsauspendler 
nach Hamburg. Die am stärksten besetzte Kategorie 
ist mit einem Anteil von 39 % die von 25 bis unter 
50 km. 11 %der Pendler über die Landesgrenze benö­
tigen sogar 50 km und mehr, das heißt für Hin- und 
Rückweg über 100 km pro Tag! 
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Berufsauspendler 1980 nach der Entfernung zur Arbeitastätte 1 

Berufsauspendler 

Berufspendler insgesamt 
davon 
tnnerhalb Schleswtg-Holsteins 
uber dte Landesgre1ze 

Mtt einem Wegeaufwand von 

unter 
10 km 

25 

33 
7 

10-25 25-50 50 km 
km km u mehr 

tn% 

42 20 6 

45 13 4 
33 39 11 

1) Falle .ohne Angabe" fehlen tn dteser Tabelle 

Es 1st leider nicht möglich, diese Ergebnisse mit 1970 
zu vergleichen, da, wie bereits gesagt, damals nicht 

nach der Entfernung gefragt worden ist. Da sich mit 
Hilfe des Mikrozensus keine Gemeindeergebnisse auf­
bereiten lassen kann man auch nicht gemeinde- oder 
kre1sweise feststellen, ob die Zahl der Auspendler nach 
Harnburg aus entfernteren Gegenden Schleswig-Hol­
steins zugenommen hat. Man kann somit nicht sagen. 
wie die Sogwirkung Hamburgs beschaffen ist. Wie viele 
andere, so läßt sich auch diese Frage nur nach Vor­
liegen der Ergebnisse der nächsten Volkszählung 
beantworten. 

JörgRüdel 

Hmwe~s Vergleiche auch· .Berufspendler 1978" m d1eser Zeit­
schrift, Heft 211980, S. 30. 
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78 Jms unftrfnt }lrdJfo 
5. Die Wahlen zum Schleswig-Holsteinischen Landtag 

und zum Deutschen Bundestag in Schleswig-Holstein 
Du Wahlrecht beclnnt mit der VoUJlbrlgkelt (21 Jahre) Auace· 
achlo .. en alnd EntmOruHgte und ~um Vuluat der bOrgerliehen Ehren• 
rechte Verurteilte, bei den ersten Wahlen waren belutete :-lalional· 
aoziallaten ausgeachloaaen, Die Abgeordneten ,.erden in alJiemeiner, 
unmittelbarer, rreier, gleicher und ceh.,lmer Wahl nach den Ontnd· 
dtun einer mit der Peraonenwahl verbundenen Verblltnlawahl ce· 
wahlt. Wlhrend bei den Bundestagewahlen (ab 1953) die Hllfte der 

Abceordnetett direkt mu relativer Mehrh•ll in dl!n Wahllc.reiaen (Erst· 
etlmmen), die andue Hlltte Ober die Landeallale nach dem d' Hondt' achen 
HO.:haaahlver!ahren (Zweitatimmen) gewlll\11 wird, betragt dte ent· 
aprechende Relation der Wahlkrelamacdate zu den Listenmandaten 
bei den Landtaaawahlen 3:2 (1950 • 2:11. Sperrklauu•ln gecen kleine 
Panelen (unter 5 '1o der gOlticen Stimmen) aollen die PaMelenzcraplltterung 
des rein•o Verhllt.oawahlrechts (a!ehl! Tab. lb und 2b) autrangen. 

Landtagewahlen a~ Bundestagswahlen am 

6. g. 15. g. 17. 9· 19. 9· 
20. 4. 9· 7- 12. ~· 28 . 9· 2}. 9· 111. 8. 1953 1957 1961 1965 

1947 1950 195 1958 1962 1949 
Zweitatimmen 

liiah1berechtlgte 1594 79q 1715 604 1548 8.}2 1567 /;11 165} 858 17}1 022 157} 480 151!1 19 1626 141 1667 266 
ln ~ der Bcv~1kerung 60.9 64,2 66,5 69.1 71,4 64,} 65.7 66,} 70,2 69,7 

Abt ge~ne Stl~:~~~~en 111} 005 1.} 1 780 1217 519 12}.} 578 1160 115 1'31 020 1}91 768 1>67 225 14}1 704 11148 !)911 
ln :C Jer 

78,6 w hlberechttgten 09.8 78,2 78,7 70,1 82,7 88,5 88,7 88,0 85,9 

Unr,Ulttge St1m.~n }9 8\ll )0 1)8 2} )1 16 50 111 119 
'' .>49 

'9 706 55 160 66 .}.}8 .}2 52 
1n J dor abgegebenen 
St1m~n .},b 2,} 1,9 1,.} 1.2 2,.} 2,9 .o I ~.8 2,2 

OU1tige St1or.:en lJTJ 2v4 1.}11 v42 1191i 288 1217 015 11115 996 1Yf7 671 1J52 062 1.}12 0115 11}6.} J66 1 16 742 

davon entfielen eur 
Chr1at11cn-Demokrat1-

Ache Union >65 ..,Ii 258961 ,584 875 540 F4 516 07.} 428 956 }6 570 6}1 1117 569 216 682 26 

tn " 
)~.1 19.8 J2 .2 4 ,4 45,0 ~0."' ~7 ,1 q8,l 41,8 118,2 

Oewllh lte Abgeordnete .n 1b 25 ., )II 8 14 H 1} 11 

So:1a1demokrat1ache 
Partei Doutsct.landt 46 9?~ ,co 2JJ 

}}6 "' 
4}6 9 6 1149 HO 41} 257 }57 798 lj.)lj 595 495 8 549 9Jl 

in " 
~..),8 27 .s }),2 }5.9 )9,2 29, 26,5 ;X),B ,4 }8,8 

Oe~Kn1te Abgeordnete .. , 19 25 26 29 8 8 a 

Freie ~cokrat1acne 
Par•et 5J .:59 92 66 89 15 5 14 90 }10 1J} ~92 61 486 7} ~56 188 619 1.}2 7 1 

in " 
5,0 7.1 7.5 5,11 .9 7,4 11,5 ,6 1},8 9 ... 

0 will 1 te A bE;eOrdne te . 8 5 ' 5 2 1 1 ' 2 

B. ~k der Heir.At· 
v rtriebenen und 

I l Entrechteten 1) 06.> 167 J20 8'; 2 2 157 1)8 109 ~~ -
in f. 2.},'1 11,0 .9 11,6 8, 

0 wUhlt.e Abg ordneu 15 10 48 459 ) 2 8"0 . 
~utache Partet2> 

~.2 .9 
125 9 1 77 )J 99 - 1 9 241) 5I! 17" ~9 }}9 . . 

in " 9.6 5.1 2,6 12,1 ,J ,8 
Oewllh1te Abg ordnete 1 4 . ' 1 

lloru~ttge Parteien 
1811 .51711 167 025t 95 }28c 55 87!!d ~1 6811e 2e2 726r (jocß 98h 98J1 ~s .. k .md Parteilose 8~ 4.} 5 51 

1n ~ 17,2 12,7 8,0 II, .},6 21.),2 0,) ·' ,2 . 
Gewählte Atgeordr. te ssv b SS'N 4 - ssw 2 ssw 1 SS\V l - - - -

I)Orfl los 1 

1) bei d n Landtagswahlen 1954/58 und SYnd Stagswahlen 195}/19 als "Oeaamtdeutacher Block- SIE", b I den Landtagswahlen 
1,_ 2 und B\lndestag •arlen 19 l mit dor Deutec en Parte1 zusammen als "Oeaamtdcutsche Partei {OP-BHE)" aurgetret n 

2) bel d n Landta swahlen 19~% eam en mtt der "Sohleaw1g-Ho1ate1n1schen Oe~tnschart" ala "Schleewtg-Holeteln-Bl k", 
958 alS "Deut ehe Partel {Schleswtg-H Ute1n-Block)" aurgetreten: stehe auch PuSnot. 1 

a) SUdsch1eew1gscher Verein (9~ 5v0 9,) ~). Ko 1stlache Partel Deutachlands {50 }98 • 17 1>), Deut ehe Konservative 
Parte1 (..,2 848 • ),1 ~). Deutsche Zentru~ partel (1 082 • 0,1 ~). Part iloee {~89 • 0,0 ~I 

b) SUdachleawtgac r W~lerverband {71 SG4 5, ~). Ko untatlache Part 1 Deutaohlanda (28 319 • 21 ~).Deut he Re1che-
perte1 {)7 115 ,8 ~). Sozla tatlache Reichapertet (2l 049 • 1,6 ~). Parteilose (S 678 • 0,1 ~I 

c) SUdachleew1g her w~ lerv~rband (42 2 2 • ,5 ~), Deuteehe R Ich partei (17 18 1,5 J), Ko nist1a h Partel 
lande (24 7.}1 2,1 ~). Bwnd der Deutschen (1 009 • 0,8 ~). c 1esw1g-Holate1niache Land apertet (1 0 8 • l.l,1 ') 

d) SUdsch1eaw15 c er ~ählerverbend () l}6 • ,8 ~). Oe tsche Reichspartet (12 95 • 1,1 "'' Bund d r Deut c en ( OJ 
Partellose (2 756 • 0,2 ~) 

t h-

0, 

e) S daoh1e w1g eher Wl lerverband (2 88} • 
0,1 ,:) 

~) . Oe tsche Friedena-U ion (l} 58 1,2 ~). Deutsch Oe 1n hart (1 0} • 

r) SUd ch1eaw1g eh r Wählerv rband (75 .}8B • .~ "), Ko unlstl 
t1ve Parte1 (27 0 • 1,9 "'' Oe tsche Z@ntrum parte1 (12 
Parteilose (105 800 • 7,6 ~) 

he Partei Oeutechlands ( ) 44 },1 •>• Do • ehe Ko rvs­
• 0,9 ~),Radikal-Sozial Pre1he1tepart•1 (18 122 1.} ~). 

g) SUdsch1eawlgscher Wählervorband {A4 585 • },J ~). Ko=muntetl ehe Partei Deut chle.nds (lb 72 • 1,2 ~). Nat1ora1e Sammlung 
(4 7}4 • 0,4 ~). De~~acbe Reichspartel (12 794 • 0,9 ~). 0 samtdeutsche Volkepartel (6 015 • 0,~ ") 

h) SUdschleawtg eher Wählerverband (.}2 262 • 2,5 "), Deutsche Reichspertel (9 009 • 0,7 ~). Bund d r Deutach n {2 \l,2 '' 
1) SUdschle&wtgscher Wählerverband (25 449 • 1,9 ,), Dout ehe Fr1edena-Un1on (17 951 • 1,) ~). Oeu sehe Reichspartei 

(12 114 • 0,9 J), Oeutache Gemo1nschatt (1 469 • 0,1 $) 

k) Akt1onsgeme1nechart Unabhl~tger Deutsetter (2 887 • 0,2 ~). Deuteehe Friedens-Union (14 SO} • 1,0 ~). Nat1ona1demokrat1· 
sehe Parte1 Deutachlands (>- 064 • 2,4 ") 

OUELLE Stct st LandesOf!\t Schleswog.tfolsreon 
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STATISTISCHE MONATSHEFTE SCHLESWIG-HOLSTEIN 
34 Ja rgan- He-11 I Januar 1982 

Schleswig-Holstein im Zahlenspiegel 
Monats- und Vicrtd jahrcszahJen 

19711 1980 1980 1981 

:\lonat•· 
Sept. Olct. Nov. Aug. Sept. Okt. Nov. durchschnitt 

Bevölkerung und Erwerbstätigkeit 

' Bevolkeruna am Monatsende I 000 2 595 2 605 2 610 2611 2 611 2 G20 2 620 ... ... 
Naturlrche Bevolkerunasbeweauna 

• Eheschließungen 1) Anzahl 1 089 I 122 I 156 I 195 812 1 418 1 235 ... . .. 
• Je 1 000 Etn". und 1 Jahr 5,0 5,2 5,4 5,4 3,8 6,4 5,7 ... .. . 
*l.ebl'ndgcborene 2) Anzahl 1 901 2 045 1 994 2 152 I 807 2 202 2 102 ... ... 
• je I 000 Einw. und I Jahr 8,8 9,4 9,3 9,7 8,4 9,9 11.8 ... . .. 
*Geatorbene3l ohne Totgeborene) Anzahl 2 617 2 607 2 461 2 604 2 455 2 487 2 488 ... .. . 
• Je I 000 .E:inw, und 1 Jahr 12,1 12,0 11,5 11,7 11,4 11,2 11,6 ... . .. 
* darunt"r m ersten LebensJahr Anuhl u 23 37 23 17 25 111 ... ... 
* je I 000 Lebendgeborene 13,0 11,4 18,6J 10,7 9,4 11,4 9,0 ... 
•tlberachuß der G••borenen (+) oder Gestorbenen (·) Anzahl - 716 . 561 - 167 . 452 . 648 . 2U - 38G ... ... 
• je I 000 Einw. und I Jahr - 3,3 . 2,6 - 2,2 . 2,0 . 3,0 . 1,3 . 1,8 ... ... 

Wanderunaen 
•tlber die Lsnd<•agrenze Zugezogene Anzahl 6 397 6 678 7 72·1 i 8831 5 526 i 419l fi 759 ... ... 
•Ober die l.andcag•·enze Fortgezogene Anzabl 5 038 5 094 6 393 6 718 4 852 5 889 6 40G ... ... 
*\\and<·rungag~wtnn (+)oder -verluat (-) Anzahl + 1 3&9 of. I 584 + I 331 + 1 165 + BH + I 730 I+ 263 ... ... 
*Innerhalb dcl l.andu l'mtezogen" 4) Anzahl 10 129 10 428 II 898 12 365 10 308 11130 10.04 ... . .. 
V. anderungsfllll c Anzahl 21 564 22 200 26 015 26 906 20 486 24 238 23 659 ... ... 

je I 000 ~:111v.. und I Jahr 147 ISO 177 177 143 159 1!;8 ... ... 

Arbertslage 

•Arbettsloae I 000 39 39 34 401 46 58 119 68 77 
darunter •\.!lnn< I' 1 000 18 19 16 18 22 30 31 36 43 

Kurzarbeiter 1 000 2,6 1,8 1,4 1,8 4,1 5,1 6,3 6,8 10,7 
daruntt•r MAnner 1 000 1,9 1,1 0,8 1,0 2 ... 4,0 4, 7 5,3 8,6 

Offene Stellen 1 000 12,2 11,8 9,9 9,4 8,3 7,3 r,.s 4,6 4,0 

Landwirtschaft 
V rehbestand ., *Rlndvleb (elnac ließlieh Kllber) I 000 I 552a I 553

8 

darunter •lolllchkUhe 
(ohne Ammen• und MutterkOhe) I 000 511

8 
!i20

8 

-schwetne I 000 I 8548 
I 807

8 

:I I 871 
daruntttr *Zuchtsauen I 000 201

8 
1998 

101 
daruntt r ottrAchUg I 000 1348 

1348 
127 

Schlachtunaen von Inlandtreten 
I 

*Rinder (ohne Kllber) I 000 SI. 41 41 51 71 -~~ 34 47 GO 45 
*Kilber I 000 St. I I 1 1 I 1 I I 1 
•Schwe1ne I 000 St, 256b 259 276 285 260 237 232 252 254 

darunter •Hausschlachtungen 1 000 St. 5 4c 3 4 8 2 2 ~ 8 

' Schlachtmenaen" aus ae•~erbllchen Schlachtungen 
(ohne Genagdl 1 000 I 31,9 32,2 37,4 43,3 33,6 28,G 32,2 37,4 31,7 

daruntPr •JUnder (ohne Kllber) 1 000 I 11,6 11,5 15,1 20,4 12,8 9,9 13,7 17,2 11,7 
*1-.lllber I 000 I 0,1 0,1 0,1 0,1 0,1 0,1 0,1 0,1 0,1 
*"chv.e1ne 1 000 I 20,1 20,6 22,0 22,7 20,5 18,5 18,3 20,0 19,9 

().uchschnrtthches Schlachlaewrcht fur 
Rinder (ohne Kl bel') kg 286 285 297 295 273 289 293 292 2Ei9 
Klllber kg 103 101 106 102 99 99 101 108 100 
Schwtune kg 80 80 80 81 82 79 80 80 81 

Gefluael I I 
Eingelegte Brutoer6l •ror Legehenn~nkllken I 000 142 127 143 73 119 129 132 126 123 

7' fllr Masthühn ... rküken I 000 I 082 I 099 1 019 1 004 I 074 1 286 I 019 I 081 I 088 
•c"nogelneJach I 000 kg 970 921 1 015 1 100 835 906 965 9G5 872 

'Mrlcherzeuauna I 000 I 199 205 156 164 166 178 159 166 168 
darunter •a:~ Mollcerelen und Hlndler g~liefert " 96 97 94 94 95 97 95 95 96 

•i\lllchletstung je Kuh und Tag kg 12,7 13,0 10,1 10,3 10,8 11,1 10,2 10,3 10,8 

•) n ...... Poatllonen v.erden von allen Statlslls<:hen LandeAmtern Im "Zahl~naplegel" VPI'Ö(fentlicht 
I) nach dem Ere•gniaort 2) nach der Wohngernemde der Mutter 3) nach der Wohngernemde des V erstorben"" 4) ohn., Innerhalb der Gemeinde 
UmgezogE-n.. 5) "lnachließllch SchlachtCPtte, jedoch ohne lnn,.relen 6) 1n Betrieben mit <'tnem Fasaungaverml!gen von 1 000 und mellr .Eiern 
7) aua Schlachtungen inllndlachen GeOQgela 1n Schlachterelen mit einer S.-hlachtkapazitll von 2 000 und mehr 'fteren lm Monat 
a) Dezember b) \\lntPrhalbJahr 1979/80 • 6 c) 'W1nterhalbJahr 1980/81 • 6 



Noch: Monacs- und Vicncljahrcszahlcn 
1979 1980 1980 1981 

Monats-
S~pl. Okl. :Sov. Aua. S~t. Okt. Nov. durchschmtt 

Produzierendes Gewerbe 

Velarbettendes Gewabe 11 

•Beachlttlgte (etnachlleBllch tlllg"r Inhaber) I 000 180 183 186 185 184 181 181 181 180 
darunter •Arbeiter und gewerblich Auszubildende I 000 128 130 132 131 130 127 127 12i 126 

•Gel~lstete Arbeiterstunden 1 000 18 853 10 117 19 816 20 996 19 271 17 459 19 085 19 531 18 737 
•1..0hne (brutto) Mlll. DM 281,3 308,4 303,0 314,0 390,4 807,4 304,3 309,2 391,2 
•Gchlltttr (bruuo) Mlll. IJM 163,0 180,:; 172,0 172,0 239,1 184,5 181,6 178,7 255,6 

Auftragae1ngana auegewlhl!er Wirtschartazweige M1U. DM I 24·1 1 395 1 350 I 336 1 858 1 31 I 1 458 1 373 I 452 
aus dem Inland Mill. OM 930 1 010 1 021 1 017 1 467 813 I 039 977 1 049 
aus dem Aueland M•ll. IJM 314 385 329 318 391 398 n9 396 403 

•Umsatz (ohne Um .. tzstcuer) Mill. DM 2 381 2 595 2 715 2 864 2 617 2 818 2 889 3 031 2 868 
Inlandsumsatz MiU. DM 2 009 2 174 2 275 2 428 2 220 2 145 2 478 2 482 2 320 
Auslnndsum .. lz: r.u11 UM 372 421 HO 436 397 471 512 548 647 

Kohle\ crbrauch2l I 000 t SKl' 18 30 31 41 39 28 31 31 35 

( AB\<'rbraur.h3 l Mlll. m3 30,8 29, 3 28,9 31,3 32,6 30,4 36,8 40,7 37. "; 
:Sibdt- und Kokereigas l>lll1. 3 %,4 1,1 0,; 1,0 1,0 0,6 0,3 0,3 0,3 m3 

• Erd· und F.rdölgu Mill. m 28,5 28,2 28.:! 30,3 31,6 35,8 36,11 40,4 37.4 

• lldzöh•erbnuch 4 ) I 000 I 105 105 59 94 93 87 67 102 88 
• lclchll'& lleiZOI I 000 t 19 14 10 ~ 12 14 7 8 11 12 
•sdtw~res IIPIZOI I 000 I 86 01 49 82 78 80 59 91 76 

OStromvt•rbraucb ~~ lollll. kWh 215 225 211 246 232 229 229 250 225 

•Stron" !'Zeugung (tnduslr•elle Etgenerzeugung) 1\1111. kWh 34 34 ~0 ~0 43 29 30 39 39 

huJt!X clt r• tuduHtru•llen Nettopt·odukts('ln 
(tnru.h .tiSpt ztfl&che lndtz:P:a 'A'f'rdl•n bl& auf wctl('rl"a 

lul:ht m...tu btrt!chnel) . . . 
Bauhaupteewerbe'' 

•n._.., hllftlgh· ("lnachltrBilch tlltlger Inhaber) Anzahl 57 160 57 610 59 032 57 999 57 307 55 333 54 400 52 958 ... 
e<k1elatetn Arbe!tutundcn I 000 6 486 6 582 8211 8 211 6 i63 7 015 7 509 6 943 ... 

darunter ror 
• \\ ohnungabouteo I 000 3 024 2 971 3 603 3 591 3 057 3 012 3 233 2 983 ... 
•gewerbliche Wld lnduatnelle Bauten I 000 I 078 I 179 I 440 I 501 I 194 I 312 I 352 1 248 ... 
. .. erkPhra- und Off entlieh" Bauten l 000 2 168 2 264 2 925 2 876 2 361 2 482 2 715 2 551 ... 

• t.öhne (brutto) bU. ():\1 108,6 119,7 145,9 145,7 147,5 129,4 137,0 127,5 ... 
ec:ehlllt"r (bruttu) ~1111. DM 17,0 18,3 17,7 17,8 25.4 18,2 17,9 17.7 ... 

Dauge,.erbllcher Umsatz (ohne Umsatzateuer) '-1111. D:O.t 331,9 417,6 561,2 573,7 498,7 442,1 501,1 433,8 ... 
Au!tt .. gs~ingang 7) Mm. O:.t 2:i7,5 251,4 318,3 260,2 180,0 213,2 235,3 185,0 ... 

Ausbau&ewerbe 

IWB< häftlg!t•Bl Antnhl 8 Ul2 8 80il 9 102 9 274 9 198 9 057 9 129 9 172 9 037 

(;<·lel&tel< Ari>Ntulunden8) l 000 I 079 I 057 I 148 I 22·1 I 080 1 054 1 154 1 156 I 097 

l.öhm• un<l r.~hßll<>r 8) Mill. ()~1 18,3 19,5 20,1 21,2 22,1 20,5 21,1 21,0 23,0 

Ausbaugewerblicher um .. tz (ohne UmaatUIIO\ierl Mtll . D\1 50,4 55,9 57,6 70,0 74,4 53,1 82,0 63,4 73,5 

Ollentliehe EnercteverSOIIIJflt 

• s•rom••rzeugung (brutto) ~.u. kllb 67-1 710 572 591 955 914 808 917 ... 
'"Stromv.,rbrauch 

(etnschhellllch v .. rtuate, 
ohne Pumpatromvcrbrauch) 1\tlll. kWb 767 788 698 822 851 725 720 849 ... 

• Gaseneugung (brutto)31 Mlll, m 3 5 • 2 3 5 2 2 ... . .. 

Handwerk 

Handwelk ~Y.Snh! .. l 91 

• BcachJICttgte (8lnachl•eBiich ll.tlger Inhaber) 3. VJ. 80 4. Yj. 1980 3. VJ, 1981 4. Vj. 1981 

an1 Endo des VIertelJahres 30. 9. 19761100 108,4 109,1 112,9 109,3 108,7 ... 
• Umsatz (ohne Urnaatuteuer) VJ. -0 19781100 121,9 135,0 140,3 1A3,2 136,6 ... 

•) o,., • ., Poaluon"n werden von allen Stattattschen Landuamtern Im "Zahle~iegel" v"rö!fentlicht 
I) Betriebl.' m1t Im a11gcme.nen 20 und mehr BeechA!Ugten. Zur Method•• slehc Statl!rttschen BerichtE I I 2) 1 t Steinkohle t 1 t SKE • Steinkohle-
Einheit (29 308 ALT) 3) 1 000 m3 Gas !Hot 35,169 MJ/rn3) t 1,2 t SKE 4) 1 I llt!fzöl, leicht 21,46 t SKF., achwer 11,40 t SKE 
5) 1 000 kWh Strom 10,123 t SKE 6) Zur Methode aiehe Statlatlachen BerichtE II 1 7) Nur Betriebe von UniPrnehrnen mit 20 und m .. hr 
BeachAftlgten 8) Im auebaugewerbhchen Betriebstell 9) ohne bandwt:rklichtt Neb<>nlri .. bn 



Noc:h: .Monats-und Vicrreljahrcszahlcn 
1980 1980 1981 

s.,pt. Okl. Nov. Aug. Sept, 

Bautätigkeit 

BauaenehrJugungen 

•\\ohngcbtiude (l:.'rrlehtuug neuer Geblude) Anzahl 1 05 903 923 952 739 727 !191 596 391 

da runter mit 
I 

•1 \\'olmung Anzahl 910 743 738 779 587 11~1 420 46~ 276 
•2 \\ uhnungon At12ahl 101 118 142 112 116 99 126 75 68 

3 
826 8·10 841 641 765 596 562 448 • Raum i nilalt 1 000 rn

2 
915 

O\\ ohnn&cl " 1 000 m 155 141 143 146 111 137 105 103 78 

•Nichlwohng~bDud (Errichtung neu<·r Gebäude) AnZIIhl 165 176 213 193 147 172 14S H2 108 

•Hauminhall 3 
678 669 645 666 455 726 614 526 397 I 000 m

2 •NutzOAchu I 000 rn 117 114 
11!1 I 112 804 127 101 98 67 

O\\ ohn1111gcn tnsgcaam (alle BaurnaDIUlhmcn) Anuhl 1 607 580 1 543 I 630 I 202 I 617 333 1 263 985 

Handel und Gast~ewerbt· 

Ausfuhr 

Auafuhr tnagearu::l MIU, llM 467,2 11,4 
davon 0011 r d r 

473,11 522,3 431,1 638, 9 630,7 679,1 

•Emllhrungswtrtscha!l MIU, I>M 79,4 97,7 78,8 101,3 85,0 116,5 110,6 126,4 

g<•werbllcl• 11 \\irtsclllllt \!lU, TlM 387,9 413,7 395, 1 421,0 346,2 522,4 !120, 1 652,7 
davon •Rohstoff• ~hll. DM 10,8 10,4 12,1 13,5 8,8 11,3 15,2 16, I 

lfalhwan 1\hll. l>M 42,6 GI,G 5b,6 49,7 41,U {;8,6 85,4 73,7 

Ft rUgwat-1.!11 Mlll, I>M 331,4 341,7 326 •• 357,8 2~5.4 H2,5 419,4 4G2,1o 
davon Vonrteugnlsse hllll. 11~1 33,8 39,3 4·1,9 -42,8 32,6 48,2 ~G.o 53,0 

• Ende1·z eugrusae MJU. OM 300,6 302,3 281, 5 31 5,0 262,8 3~·1,3 363,5 409,6 

nach auacewöhltcn V•rbrauthslllnd<>rn 

Of,G·LindPr 1\lill. IJM 210,8 236,4 214,3 214,2 1!!4,4 247,8 286,0 267,5 

darunter Frankr Ich Mlll. DM 39,5 52,4 42,0 41,1 35,7 ~2.7 59,0 51,1 
N <derlond< Mlll. DM 42,7 45,9 42,7 46,8 45.'7 5(;,3 <10,4 43,8 
l>lln• mark M1ll, D~l 46,7 51,2 49, 9 46,2 37,3 64,9 58,2 56,8 
Crol!brhannlen l\1 11. llM 41.2 39,2 37,6 32,9 37,1 30,2 43,3 51,7 

• E mzelhandelsumsätze IlD! 19700100 211,0 221,7 211, 1 228,9 233,3 

• Ga staewerbeums~t z e ~dll I 19701100 174,0 18·1,!1 215,3 173,; 136,f. 

FremdenverkeiM tn Beherberaungsstatten 
mit 9 und meht Gästebellen 

•Ankünft• I 000 276 Jh9 281 
darunter ..._on AuslandagAs '" I 000 30 :15 2 

•L~e1-naChtun2en I 000 581 :J 0 I I GYU 
darunt11r ~ un Auslandscisren 1 000 65 li2 49 

Verkehr 

Seeschtffaht l '' 
OOterempfant: I 000 t I 249 I 205 I 283 1 0951 I 087 
CQiervrr81nd I 000 t 496 ~98 570 473 476 

Buwenschlfl ahtt 
*Ont.rempfang 1 000 I 200 202 230 205 192 18G 222 230 183 
*GOtcrveraar.d 1 000 l 227 208 232 209 174 239 184 188 123 

•zutassunten tabukneuer Krallfahrzeuge Anzahl 9 819 9 264 8 428 8 929 7 312 6 072 7 740 
daruni r Kraftl'llder {• nschlteOllch P.lotorroller) Anzahl 299 377 153 11 1 52 243 179 

*Penon.,nkraft" •!l• n 2) An ahl 8 5C6 8 047 7 437 7 959 6 606 6 2fl7 6 056 
•L.aslkrafl• ... g«m (dnschl. mol Spezoalaufbau) Anzahl 6·17 536 496 545 497 344 378 

Straßenverkehrsunialle 

•Unflill mit P raontnachaden Anzahl I 401 1 474 1 705 I 642 I ~26 
l 8571 1 ll54 p I 5311 p 1 631 

~C~Gt-tött t c Pc raonen Anzahl ol4 H 39 54 44 40 56 p 44 p GI 
•Vcrletztt~ Pt!'raonttn Anahl I 828 I 909 2 139 2 074 1 949 2 428 2 057 p I 972 p 2 024 

---
.001to1c l'osltlcnen werden von allen S1atlsllschcn LandeBimtern im "Zahltneplegel" veNI!Crntllcht 
1) ohne Elgcngtwlchtt der a\a V~rkehr~m1tteltm ~'ährverkehr traneporu~rten l•en bahn- und S•raßenfahrzeuge 
2) einschlteßllch Kombmattonskraftwagrn 



Noch: Monats- und Vierteljahreszahlen 

1979 1980 1980 1981 

Monata· 1 durchaehnltt ) s.,pt. Okt. Nov. Aug. Sept. Okt. Nov. 

Geld und Kredit 

Kredite und Emlaaen n 

•Kredtte3l an :"'lchtbanken Insgesamt 
(Stand am Jahrea· bzw. Monatsendei Mt11. D!\1 46 900 52 677 50 505 50 911 51 782 55 796 56 592 67 173 57 350 

darunter 
•Kredttc 3) an InlAndische Nichtbanken Ml11. DM 45 026 M 863 48 745 49 147 50 000 53 906 54 742 55 341 55 519 

•kurtfrtatlge Kredite (bla zu 1 Jahr) 1\1111. DM 7 866 8 893 8 442 8 412 8 522 8 960 9 131 9 103 8 947 
•an Unternehmen und Privatperaonen Mill. DM 7 764 8 766 8 413 8 331 8 440 8 616 8 954 8 872 8 714 
•an öffentliche Haushalte 1\1111. 0\1 102 127 29 81 82 344 177 232 234 

•mltle!Crlatige Kredite (1 bta 4 Jahre) MIU. D\1 .. 798 5 420 5 035 5 066 II 277 6 499 6 755 6 687 6 942 
*an Unt~mehmen und Privatperaoncn Mill. D:\1 3 603 4 027 3 799 3 826 3 922 4 737 4 863 4 888 4911 
•an Offentliehe Haushalte Mill. DM 1 194 1 393 1 236 1 240 I 3511 I 762 I 001 1 998 2 030 

*langfrlatlt;e Kredite (mehr ala 4 Jahre) Mlll. DM 32 362 36 550 35 268 35 669 36 200 88 447 88 857 39 351 39 630 
•an UntP.rnchmen und Privatperson~n :.uu. DM 25 565 28 553 27 760 28 032 28 309 29 607 29 732 29 890 30 014 
•an öfCentllche •tauahalte MJU. DM 6 797 7997 7 508 7 637 7 891 8 840 9 125 9 461 9 616 

• Einlagen und aufg nommene Kredite 31 'on 1\tchtbank•m 
(Stand am JahrNi· b:r:w. !onatsl!nde) Mlll. DM 32 142 34 504 32 869 33 102 33 697 34 656 34 668 34 822 35 249 

*Slchte1nlagen und Termingelder MIU. DM 18 340 20 576 19 688 19 901 20 493 21 702 21 809 21 983 22 379 

*Von Unternehmen und Prtvatpersonen 1\Ull. DM 13 261 15 050 14 420 14 564 15 122 16 043 16 235 16 388 16 720 
*Von öffcnUlchcn llauahalten 1\llll. Dllt 5 079 5 526 5 268 5 338 5 311 5 659 5 !174 5 595 5 659 

*Spuelnlag n Mlll. DM 13 802 13 928 13 182 13 200 13 204 12 954 12 859 12 8311 12 869 
*bei SparkaueJl 
(ab Dez. 80: Sparelnlagt!ll, Sparbriefe, 
Nnmenaaparachuldverschrelbuneen) MJU. DM 7 797 792-l 7 503 7 514 1 ~19 8 551 9 527 9 545 9 559 

• <.."utschrlnen auf Sparkonten 
(elnachlleßllch Zmsgutschrlften) MIU. D!\1 659 728 582 614 595 669 642 646 651 

•l.aa\s• hriCI cn IOUC Sparkonten MIU. DM 630 719 587 597 583 699 739 G69 624 

Zahlungs sc hw letlpetlen 
•K< nkurse (t!rOCfnell• und mangels :\lasae abg".lehnl~t) Anzahl 27 36 23 53 40 42 49 66 60 

•V .. rt;letch•v••·fahr"n Anzahl 0,1 0,3 . . . - . . . 

•\\ ~c-haclprote•te (ohne die b"' der Post) Anzahl 298 324 348 386 348 328 453 ... . .. 
• wechacliiUmme MJU. DM 1,8 2,0 2, 1 2,3 2,3 2.0 3,5 ... ... 

Steuern \'lert•lJ•brea-

Sleueraull!ommen nach der Steuerart 
durchaclulitt 

3.Vj.80 3, Vj.81 

-c meinachartateuern MIU. DM I 886,0 2 109,0 2 128, 1 2 180,2 . 
*Stcuern vom Einkommen 111111. !>M 1 385.0 1 521,0 1 548,9 . I 542,2 . 

•Lohnateucr 4) lltill. DM 852,8 I 019,7 1 050,8 I 102,9 
• veranlagte J::inkommenstcuer uu. DM 386,3 349,3 353,7 285,8 . 
• nicht• eranlagte Steuern vom Ertrag MIU. D~! 9.~ 14,8 20,5 27,3 
• Körperachartateuer 4) Mill. DM 136,4 137,2 123,9 . . H6,2 

*Steuern vom l maatz 111111. DM 501,0 588, 1 579,2 588,0 
•t msatzstcuH P.U11. 0~1 349,2 398,3 394,6 398.11 
• Elnfuhrumsatzsteut'r Mlll. 1>~1 161,8 189.8 184,7 . 189,1 

*Bundeaateuern 111111. D~r H0,6 127,0 105,9 76,2 
• Zölle l\1111. 0\! 0,4 0,3 0,5 . 0,1 
•\'et•br·auchatE'urm (ohnt' lltersteuer) 111111. ()\1 130,7 116,9 98, 5 76,1 

*Landc .. teuvr·n Mi11. DM 133,7 130,8 153,2 114,1 
•VennOgcnsteuer Mlll. DM 2'7,2 28, 6 23,8 26,5 
•Kraftfah.M:eugateuer· Mill. DM ;u,o 67,8 94,6 82,3 
*Blerstener Mi11. D~l 4,2 4, 3 5,3 5,2 

•Gemeindeateuern Mill. D\1 284,8 288,3 311,9 299,5 
•Grunclatcucr A Mlll, 0:\l '7,0 7,1 7,1 '7,8 
*Grundsteuer B P.U11. DM 49,9 50,3 58,9 . 64,4 
*<lewerbe.steuer nach Ertrag und Kapital (brutto) Mill. D~l 188,4 203,8 222,6 208,7 . 
•1.obn11Umm en•teu <' r P.Ull. 0:\l 20,2 4,7 0, 2 0,1 

SteuerverteilUni auf dre Ge!uels.~arperschanen 
*Stouerelmlahmcn des Bundes Mlll. DM I 077,8 I 132,6 1 125,6 1 101,6 

•Antell an d•n Steuern vom Einkommen l\llll. D~t 559,7 582,0 601, 4 597,2 
•Anteil an den Steuern vom tJmaau uu. 0:\1 338,2 397,0 391,0 396,9 
*Anteil an der Gewerbeateucrumlage 1\llU. D:ll 39,3 26,8 27,3 . 24,1 

*Stcuerelnnahmen dea Landes 1\Ull. D~l 1 105,3 I 180,4 1 228,6 I 207,9 
•Anteil an den Steuern vom Einkommen IIUU. D~l 648,9 714,7 716,3 '717,8 
•Anteil an den Steuern vom t:maatz :\U11. D~r 288,4 318,4 331,8 325,2 
•Anteil an der Gewerbeateuerurnlage 111111. DM 38,4 26, 6 27, 3 24,1 

•Steu&relnnahmen der Gemeinden 
und G~melndev.,rblndtl MJU, DM 386,1 456,4 454,6 443,7 

•Gewerbesteuer 51 nach Ertrllll und Kapital (netto) Ml11. DM 109,6 150,5 168,0 159,8 
•AnteU an der Lohn· und 

veranlagten Einkommenateuer Mill. DM 179,9 221,3 197,3 193,0 

Fußnoten lllchate Seite 



No.:h: Monats- und Vicrccljahrcszahlcn 

1979 1980 1980 1981 

Monat•- Sept. Okt. Nov. 
durchschnitt 

Aug. Sept. Okt. No-.·. 

Preise 

PreisindeXZiffern 111 ßundesreb1el 1976 • 100 

Emruhrprelae 109,1 125,3 1H,7 127, 0 129,8 149,1 146,9 ... ... 
Ausluhrprel11e 6 

108,2 115, 1 115,6 116,1 116,5 122,9 122,9 ... . .. 
Grundstoffpreiau ) (1970 • 100) 156,1 173,6 174,6 176,1 178,5 197,4 196,9 ... ... 
Erzeuserpreise 61 108,9 117,1 117,7 118,7 119,5 128,0 128,2 129,0 gewerblicher Produkte G) ... 

landwlrtachaCUlcher Produkte 96,9 99,3 97, 2 98,8 101,1 103,8 p 106,8 p 108,3 ... 
•Preisindex tllr Wohngvbllude, Neubau, 

Bauleistungen am Gebinde 121,1 134,1 136,9 143,4 ... 
Einkaufaprelae 1andwlrtschaftllcher 
Betriebsmittel (Auapbenlndexl 6) 106,0 112,7 112,6 113,2 114,9 123,4 124,2 124,4 ... 

Elnze1handelsprebe 110,1 116,1 116,5 116.7 117,4 122,5 123,1 123,5 124,3 

*Prclaindex d r Lebenshaltung aller privaten llauchalte 110,9 117,0 117,7 117,9 118,6 124,6 125.4 125,8 126,4 

darunter fDr 
*l'\ahrungs- und ~nußmlttel 108,2 112,7 112,9 112,5 113,1 117,9 118,3 119,0 119,8 

Kleidung, Schuhe 114,2 120,8 122,1 122,6 123,2 127,0 127,11 128,6 129,5 

Wohnungami eten 109,8 115,4 118,5 116,7 117,0 121,3 121,7 122,2 122,6 

E1ektrlz Ul.t, Ges, ßr nnsloCCe 124,8 137,6 134,7 137,6 141,1 162,9 164,7 163,8 166,0 

Obrige \\ arenund D>enst1elstungen 
ror die Hauah1ltaCOhrung 110,2 116,7 117,4 118, 1 119,1 123,5 124,0 124,8 126,1 

Löhne und Gehälter 
- rrrelcuvverdienate in DM -

Arbeiter ln lnduslne und Hoch· und Tlelbau 

Bruttowochenverdienste 
*mAnnl!de Arbeiter 577 609 620 642 

darunter •Facharbeiter 607 644 656 676 

•welbllchu Arbeiter 377 400 405 426 

darunter •Hllfsarbeiter 301 385 388 400 

BruttoatundCllV erdi enate 
*mllnnllche Arbeiter 13,45 14,35 14,64 15,30 

darunter •Facharbeiter 14,16 15,14 15,44 . 16,10 

+weiblich< Arbeiter 9,37 9,99 10,15 10,69 
darunter •lhlC .. rbelter 8,97 9,60 9,72 10,23 

Bezahlte \\ ochenarbeltaze1t 
mAnnliehe Arbeiter (Stunden) 42,7 42,4 42,3 41,9 

welbllcho Arbc>~l•r (Sunden) 40,1 40,1 39,9 39,8 

Anaestellte. Brutlomonatsverdlensle 

in Industr•• und Hoch- und Tiefbau 
Kaufmftnnlad e Aneeatellte 

•mlnnllch 3 086 3 319 3 369 3 561 

~elbllch 2 126 2 272 2 306 2 443 

T~chnlache Angeatellte 
*mfinnllch 3 305 3 526 3 580 3 135 

•weiblich 2 040 2 192 a 231 2 353 

in Handel, Kredit und Veraicheruneen 
Kaul'mAnnlacho Angeat<'llte 

*rnAnnlicb 2 676 2 863 2 904 3 086 

weiblich 1 SOG 1 943 I 983 2 098 

Tachnlacho A,gestellte 
mannlieh 2 735 2 955 3 040 3 017 

weiblich 

in Industrie und Handel zuaammen 
KlafrnAnnlachct Angeatellte 

mAnnlieh 2 808 3 008 3 051 3 237 . 
weiblich 1 893 2 035 2074 2 194 

Technlache Anceatelltt> 
mAnnlieh 3 287 3 490 3 546 3 688 

weiblich 2 035 2 192 2 229 2 352 

•l 01eae Positionen werden von allen Statlatischen Landealmtern Im "Zahlensplcllel" verOffentlieht 
1) Beatandszahlen b"' Kredite und Einlagen: Stand 31. 12. 2) Oie Angaben umfassen d1e in Schlea"'g-Holateln 11e1egcnen Nlederlauungen der zur 
monatllch~n Bllan.:atatlalilc berichtenden Krediu.natltute; ohne Landeaotentralbank, ohne d1e Kreditgenoeae~a<:hatten (RatrColaen), deren Bilanuumme 
am 31. 12. 1972 weniger als 10 MUI. DM betrug, aowle ohne die Poatacheclc- und PoataparlcasaenJimter 3) elnachlleßlich durchlautender Kredite 
4) nach BerOckaichllgung der Etnnahmen und Aus11aben aua der Zer1elllltlg 5) nach Abzug der Gewerbesteuerumlage 
6) ohne Umaatz(l\!ehrwert)ateuer 



Jahreszahlen A 
Erscheint 1m monatheben Wechsel mit B 

Bevölkerung 1m Erwerbsleben tätige Personen 
1

) 

Gberschuß 

ElJlwohner der 
\\ ande- Land-

(Jahres- Heiratb- Geburten- Sterbe- Gl'borenen ins- und produz Je- llandel Dienst-Jahr 
21ffer ziffer zitfe1· oder rungs-

Forst- rendes Wld mittel) gewinn gesamt 
Ieistungen Gestorbenen Wirtschaft Gewerbe \'erkehr 

(-) 

111 1 000 8relgnisse je 1 000 Einwohne! 10 1 000 1n 1 000 

1976 2 583 5,6 9,6 12,4 - 7 8 1 059 76 364 222 396 
1977 2 586 5,5 9,0 12,0 - 8 12 1 065 71 387 218 389 
1978 2 589 4 , 9 9,0 12,1 - 8 12 1 089 81 368 222 417 
1979 2 595 5,0 8,8 12,1 - 9 16 1 103 77 362 222 441 
1~80 2 605 5,2 9,4 12,0 - 7 19 1 128 73 384 220 451 

ll f<•ntllch" all~em«•nbildcnde S<hulom ß1-u t lOlnlDJl< lsp•·c•duk 1 

:-i<·h!llt·o nn ~eptemhc·r ln 'on 100 SchUlerro erreJchteu tn jewei:Ugen Pr~.>lSen 10 Preu•en von 1970 
r--

(,I'UUd·. !nie- Fach-
.Iod II lluupt-

II< ol- ( :,:.·ru- gr1crtcn W~Ol~Cr hach,;chu1-
jährliche JAhrliehe je IIIHJ (:esautl- als IIJ~upt- nutt- rfife 

sunth:J'-
:-i{'lllllt..oll nu.tih ... n 

b~,..hul- IU.upt- l!tthul- leren und \till, D'\1 
ZmrachtJ-

:\lill. D\1 
Zuwllchs- Erwerbs-

rafc ra[e tätigen IS"-hulC:'ct \'ersuchen schul- abschluß 1 Ab~dtlull allgemeltle 
in 'fo m% Bund e100 äbschlufl Hochschul-

111 1 UU<.l rt-if~ 

---
nn 2ü8 ~~~ 75 3 lli 11 29 13 

43 07j8 28 64ti8 
93 G6 1077 2!1H 8i 79 2 15 •12 30 12 

r; ;ja 3,~ I !l7R ~·15 89 sa 2 13 43 32 t2 4s m: 29 504~ • a 
• b 93,} 

l!o7!1 :!29 89 86 3 II ·II 33 13 -19 119 7, -lb 30 <i40b 3, 5b 92, b 
I'JKU '))!'") 87 1:17 3 ... ... ... . .. 53 OHb 7,9 31 463 3,0 93,9 

Land\\ irtschall 

\ 1ehUestnud am 3. 1~. St hlachtv!ehaufkomrnl!n Kuhmtlctterzeugung Ernten in l 000 t 
aus t>l .:ncr Lrzeugung 

.lahJ' 
HuuJ\,:1· 4) 

darunt~r 
Sch"t:.int .. 110hn<>r31 

kg 
Zucker-wsgl.:'tiamt \!!lchkut., 21 Rtnuer S(hweine l 000 I Je Kuh Getrcid~ Kartoffeln 

rüben i und .fahr 

_I ln 1 000 

1nu I ;,Go 51;! 1 b3Ü 4 4!i0 466 2 ~13 2 276 4 478 I 737 109 813 
1'177 1 3(15 515 I 79(i 4 528 480 3 035 !! 339 4 551 

I 
1 990 223 869 

1!178 J 535 51H I 8SG 4 214 ~96 3 2~6 2 418 4 685 2 209 173 713 
1979 I 552 5ll I 854 ~ 926 5Z7 3 2ti9 2 393 -! 652 2 015 153 687 
1!1110 1 55:1 520 1 807 4 1!!4 5:!:! 3 312 2 -159 4 768 2071 142 720 

VEH'l.u·bu.it t.'lltft"H Ge" vrbe S) 

Energieverbrauch 7) 
Bauhaupt-

ßbchii!Ugt.: G) Umsatz61 gewerbe 

(~!anatsdu!-clu•chmtt) \rbcuer- Löhn<' GehlUt<·r (ohn<' Umsatzsteuer) 
Heizöl atund~n J:.hr 

Kohle Bl>schä!-
ins- Auslands- in ino;- mittel-

tlgte \rbE-lter schwer, Lnsg~ann,t 
!n gesamt ums atz 1 000 gesamt am 30. 6. 

\lollioneo Bt·uttosummeot 
tSKE schwt>r 

in MlU. D~l 
tn J 000 ~1111. D:l.[ I 000 t in 1 000 

l97ß 171 123 228 2 822 1 532 22 331 4 336 238 J OOG 791 54 
1977 181 129 235 3 086 1 7Jl 25 794 4 923 r lb7 985 757 53 
1978 179 127 228 3 198 1 832 26 334 4 362 177 I 008 774 56 
1979 180 128 226 3 376 I 956 28 576 4 464 231 J 260 1 033 58 
1980 183 130 229 3 701 2 166 31 134 5 049 365 1 255 J 091 58 

I) Ergebn1sse der 1fo-lllikrozensuserbebungen 
2) ohne Ammen- und Mutterkühe 
3) ohne T rut-, Perl- und Zwerghühner 
-1) gewerbhebe u nd Hausschlachtungen, einsc:h.l.leJlllcb des Ubergebietllch~n Versandes, obne Obet•gebletllehen Empfang 

5) 1976: Betriebe mll Im allgeme=en 20 und meh~- BeschäJ'Ugt~n (obn e Handwerk), 
ab 1977: lndu s u ·!e- und Handwerksbetriebe mH im allgememen 20 un d noehr Beschäftigten; der Ver gleich tnlt früheren Jahren ist hauptsächlich 
du1·ch dll E.IJ1beztehung des lland,.erks nicht mögltch (sieh<> ~ueh Statiatischen Bericht EI 1) 

6) 1976 ohne Beschllftigte b zw. Umaatz außerhalb des verarbeHenden Gewerb es 
7) 1 t Steinkohle ~ l t Sl<E (29 308 l\!J); 1 t HeizBl, leicht !! 1,46 t SKE, schwer e 1,40 L SKE 

a) Vorläufige Ergebnisse, Btrecbnungsstand: April1981 b) Erste vorläuuge h:rgebrusse, Ber echnungsstand: April 1981 



Kreiszahlen 
BevolkarunciiVerlr.derung 

Straßenvcrkchrsunf.ll.lle mit 
BevOlllerung am 31. Auruat 1981 

un Auruat 1981 
p, taono:;nachaden Im November 1981 

(vorlllurig;, Zahlen) 

KREISFRF.IE STA OT veranderung gegenaber l'berachuß Wande· BtvOike- I Kre1a der runga- runga-

lnaguamt Vormonat 
Vorjahrea- Geborenen II'WIM zunehme t;nfllle GetOleh 2) I Vcrlet-ztt" monat 11 oder oder oder 

Geatorbenen -verluat -aboahme 
in ~ (-) 1- 1 1- I 

FLENSBURG 87 730 + 0,0 - 0,4 - Gll 83 18 52 3 57 

KIT;L 249 621 - 0,0 - 0,2 - 59 - 15 - 74 146 7 166 

1.ÜBF.CK 220 099 + 0,1 - 0,6 - 105 238 123 128 3 145 

NFU \rtlNSTF.R 80 076 + 0,1 - 0,2 - 23 75 52 69 I 84 

Oithmarachen 130 973 + 0,1 + 0,2 2 125 127 73 9 90 

Uzgt. Lauenburg 156 954 + 0, 0 + 0,8 - 26 101 75 96 4 125 

Nordfriesland 182 864 + 0,1 + 0,3 - 10 167 157 111 3 140 

Oatholateln 193 458 + 0,1 + 1,0 - 52 188 136 84 3 97 

P1Meberg 260 740 - 0,0 + 0,2 20 - 58 - 38 187 3 229 

PIOn 116 270 + 0,1 + 0,1 . 25 8& 60 77 . 92 

Rendaburg-~ckern!Orde 246 425 + 0,1 + 0,8 35 146 181 167 6 208 

Sehleawlg-F1enaburg 182 500 - 0,0 + 0,5 - s - 35 - 38 100 5 141 

Segeberg 211 716 + 0,2 + 1,0 55 267 322 168 2 235 

Stt'lnbure 128 W73 + 0,0 - 0,1 - 32 82 30 67 6 76 

Stormarn 191 482 + 0,2 + 1,7 3 911 314 106 6 139 

Schleawlg-llol&teJn 2 619 881 + 0,1 + 0,4 - 285 1 730 1 H5 1 631 Ul 2 024 

Vt!rarbt'ltendea Gewerbo31 K raft!ahl'~ e-ufbeetand 
am 1, Juli 1981 

KREISFREIE STA[rT 
Umutz

41 
Pkw 51 

Krela Betrtebe ßeacbAf'tlgtc Im 
am arn Nov.,mber inageaamt 

je 1 000 30. 11, 1981 so. 11. 1981 11181 Ar nhl 
Mlll. DM E nwohner 

FLI':NSBURG 78 9 37$ 147 33 144 2q 842 341 

KIEL 142 26 741 410 93 927 84 0~1 340 

LOBECK U3 25 325 328 81 589 n 443 334 

NEUMÜNSTEH 80 10 923 90 33 408 zu 078 371 

Dlthmaracht'n 78 7 676 286 62 776 so 331 385 
l!zgt. Lauenbure 105 9 073 96 67 089 57 65D 308 
Nordfriu1and ~9 3 140 86 74 162 &9 875 3119 

Oatho1ateln 92 6 056 95 80 873 GO 190 358 

PliU1eberg 195 22 037 280 11 ~ 924 100 791 38; 

PIOn 46 2 833 33 54 197 45 701 393 
Rendaburg-Eckern!Orde 131 11 210 157 111 694 93 358 370 

Schleawig-F1enabure 90 5 222 133 86 481 70 004 384 

Seceberg 179 15 010 214 108 192 93 013 441 

Steulburg 94 9 680 157 59 409 48 670 377 

Stormam 147 15 905 385 87 142 76 561 

I 
401 

Schleawli· Holatefn 1 669 179 606 2 868 1 148 407 983 070 nn 

11 nach dem Gebfetaa and vom 31. 8. 1981 2) einachlfeBhch der mnerhalb von 30 Tagen an den Unfallfolgen verstorbenen Pereon•n 
31 Betriebe mit 1m aUceme1nen 20 und mehr Beach.ll.ft1gten 4) ohne Umeatz•teuer 
51 etnachlleOilch KomblnaUonakraflwagen 

Anmerkunc: Eine aua~hrUc:he Tabelle mit 136 Kreleuhlen, die von allen Stallatiachen Landealmtern gebracht w~rdt'n, vrarht•inl ln llett 5 u. 11 



Zahlen für die Bundesländer 
Bevölkerung 

Arbeltamarkt •VIehbeatl.nde 
am 30. Juni 1981 

Verinderune Kurzarbeiter offene Sch,.eme 
Rlndv1eh am 3. 6. 1981 

Land gegenllber Arbeltalo.., 
Monatsmitte Stellen Insgesamt 

am Oktober 
~ltlchkQhe 

in 1 000 vz Vorjahres- 31. 10, 1981 am am 
anageaamt (elnachl. 

1970 atand 
1981 31,10, 1981 3.8,1981 Zugkübel 

ln .,.. ln I 000 

Schleaw1 g- Hol1te1n 2 615,7 + 4,9 + 0,4 68 7 5 1 874 1 582 '87 

Harnburg 1 640,0 - 8,8 - 0,5 39 4 5 11 15 3 
N!ederuchaen 7 260,7 + 2,5 + 0,2 192 44 15 7 101 3 261 1 057 
Bremen 692,0 - 4,3 - 0,4 22 2 2 8 22 4 
Nordrhein- Weatralen 17 043,6 + 0,8 + 0,0 442 84 35 5 685 2 012 610 
Heasen 5 602,9 + 4,1 + 0,3 101 31 16 1 343 905 293 

Rheinland-Pfalz 3 641,3 - 0,1 + 0,1 14 23 8 696 691 235 
Baden-Wtlrttembf'rg 9 275,0 + 4,3 + 0,4 136 79 30 2 281 1 855 682 
Bayern 10 938,8 + 4,4 + 0,4 210 77 31 4 283 4 990 1 987 
Saarland 1 06-4,4 - 4,9 - 0,3 31 6 1 51 74 26 
Berlln (West) 1 890,3 

~ - 10,9 - 0, 5 52 8 6 4 1 0 
I 

Rundea g ~b• t•t 61 665,8 I + 1, 7 + 0,2 1 366 367 155 23 339 15 406 5 395 

Verarbr1t~ndea Gewerbe 11 Bauhauptgewerbe 4 ) Wohnungswenn 
Im August 1981 

I 
l meatz2) Produk-

tlons- S..achACtlgte z:um Bau genehmigte 
Land n .. sch:lfligte Im Septf'mber 1981 Index 3) am 31. Auguat 1981 \\ohnungen 

am (1976 Q 100) 
30. 9. 1981 

Auslande- lßl 
•n 1 000 \1111, mr urnaatz AUb'\181 ln 1 000 Je I 000 

An<ahl J" 10 000 

ln.,.. 1981 
Etnwohner Einwohn• r 

Schleawig-llolatetn 181 2 989 17 55 21 I 617 6,2 

l!ambur~: 166 1 406 16 
ioi• 

30 18 300 1,8 
l"l~deraath..,n 709 11 776 28 p 151 21 3 342 4,6 
Rremen 89 1 619 24 1068 

15 22 194 2,8 
Nordrhetn-Weatfalcn 2 153 33 157 27 p 85 28-t 17 7 996 4, 7 
Hessen 657 8 401 28 97 105 19 2 413 4,3 

Rh•ulland- Pfalz 393 6 533 35 1298 
74 20 2 262 6,2 

Bad.,n-Wü rttemberg I 487 19 G72 28 105
8 

197 21 5 201 5,6 
Bayern 1 367 11 867 30 82 263 24 6 431 5,9 
s ... rland 155 2 2GI 32 ... 21 20 697 5,6 
B~rlin (\\'• at) 176 2 UG1 12 34 18 1 120 

I 
5,9 

ßundeageb1 et 7 514 114 642 27 92 1 229 20 31 473 5,1 

*Kfz:- Bt•&tand51 Straßenverk t!hraunflllle 1 ) Bf.'atand 
StffUtlreiMahmen 

8111 J. Juli 1981 m1l Pcl'son~nachaden im Sept.,mber 1981 an 
Spar -

8 

ins· I 
U.UOUo ! Cft~ .. , 

clnlagE"n l dea I d"a I der 
Land Pkw61 am Landes Bundea Gr_melnden 

Verun- 31. 8. 
gcaamt i 

Anuhl j Verletzte giOckte 1981 Im 2. Vtert.,ljahr 1981 
J" I 000 

je 100 1n DM 

l Einwohner 
Unfälle je 

ln I 000 Etnwohncr in O~f je E•nwohner· 

Schleawig-llolateln I 149 983 376 I 654 56 2 057 128 "952 417 430 l 168 

Harnburg 632 569 347 I 008 19 I 2G9 128 8 248 793 3 221 352 
l"l<>der88cbaen 3272 2 774 382 3 973 126 5 160 133 6 034 416 4641 181 
Bremen 269 242 350 475 3 516 109 6 762 527 1 240 248 
1\ordrhem-Weatfa1en 7 248 6 476 380 8 644 235 10 971 130 6 878 466 793 196 
Heuen 2 624 2 277 406 3 249 109 4 118 130 7 520 493 682 211 

Rheinland- Ptalz 1 749 1 468 403 2 164 60 2 846 134 6 7 71 420 536 175 
Baden-Wllrttemberg 4 349 3 697 399 5 008 180 6 647 136 7 355 520 727 223 
Bayern 5 140 4 194 383 8 105 278 8 141 138 7 861 454 551 204 
Saarland 470 420 394 621 20 827 136 6 488 410 490 163 
Berlin (Weet) 654 582 308 1 343 20 1 662 125 6 730 !163 1 141 lOG 

Bundea eblet 
b 

27 655 23 731b 385 34 2H I 106 44 214 132 6 984 469 736 200 

•l An dieser Stelle erach.,lnen abwechaelnd Angab1tn Ober V!ehbeatlnde, O.treldr- und Kartoffelernte, Kfz-Bestand und Bruttotnlandaprodukt 

I) Betrtebe mit im allgemeinen 20 und mebr Beachllftigten 2) ohne Urneatzsteuer 3) Von KalenderunregelmAOigl<elten bere1nigt 
4) VorlluCige Werte 5) ohne Bundeapoat und Bundeebahn 6) ulnschlleOllch KomblnaUonakraftwaeen 7) Schleswtg-llolateln endgllltll{o, 
übrige LIDder vorUufige Zahlen 8) ohne PoatapaninJagen a) 1970 t 100 b) Llnder ohne, Bundeageblet elnachlleDllch Bundespost und 
Bundeebahn G«<rucld Im S.,.,,.,,tJ>ot. Londuo.."t Sc~lohog-Hoil,.in 
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